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CDU/CSU und SPD haben sich Ende November 2013 auf einen Koalitions-
vertrag verständigt, mit dem die genannten Parteien „Deutschlands Zukunft 
gestalten“ wollen und in dem sie ausdrücklich auch die Absicht formulieren, 
die Lebensqualität in der Stadt und auf dem Land zu verbessern. In diesem 
Zusammenhang sind wir natürlich besonders gespannt, wie für den ländlichen 
Raum wichtige Ankündigungen umgesetzt werden. Da heißt es einmal, dass 
die (inzwischen 40 Jahre alte) „Gemeinschaftsaufgabe Verbesserung der Ag-
rarstruktur und des Küstenschutzes“ in eine „Gemeinschaftsaufgabe ländliche 
Entwicklung“ umgewandelt werden soll. Gleichzeitig bestätigen die künftigen 
Koalitionsparteien an verschiedenen Stellen des Vertrags die Notwendigkeit, 
die Ressortzuständigkeiten besser zu koordinieren. Und sie verbinden diese 
Vorhaben mit der Absicht, innerhalb der Bundesregierung einen „Schwerpunkt 
für ländliche Räume, Demografi e und Daseinsvorsorge“ zu bilden. Die Er-
wartungen sind groß. Wird es gelingen, in der Vergangenheit festgestellte 
Schwachstellen zu beseitigen und tatsächlich die organisatorisch-institutio-
nellen Voraussetzungen für eine integrierte und koordinierte Strukturpolitik im 
ländlichen Raum zu schaffen? Wird die neue Bundesregierung schnell aktiv 
werden und gemeinsam mit den Ländern Konzepte für strukturschwache und 
besonders vom demografi schen Wandel betroffene Räume entwickeln und 
dabei die Zusammenarbeit mit den Kommunen verstärken?

Wir streben an, in unserer Zeitschrift laufend über den Fortgang zu berich-
ten. Wir wollen auch künftig Projekte vorstellen, die beispielhaft zu Problem-
lösungen in den ländlichen Räumen beitragen können und das verwirklichen 
helfen, was Regierung und Koalition in der kommenden Legislaturperiode 
unverändert anstreben – eine gleichwertige Entwicklung in Stadt und Land. 
In dieser Ausgabe widmen wir unseren Schwerpunkt der Mobilität im länd-
lichen Raum und stellen dazu innovative Mobilitätsansätze vor. Die Entwick-
lung solcher Ansätze wollen die Koalitionsparteien künftig vor Ort unterstützen 
und speziell mit Blick auf den ländlichen Raum die Rahmenbedingungen für 
alternative Bedienformen wie Ruf- und Bürgerbusse verbessern. Hinsichtlich 
der bedarfsgerechten Dimensionierung von Neu- und Ausbauprojekten im 
Verkehrsbereich ist nicht jeder Wunsch erfüllbar, heißt es vorsorglich im Koa-
litionsvertrag. Verkehrsprojekte im ländlichen Raum werden wohl eher nicht 
zum „nationalen Prioritätenkatalog“ gehören. Umso wichtiger ist dann die 
Aussage, dass der fl ächengebundene Breitbandausbau die „Schlüsselauf-
gabe“ für ein modernes Industrieland sei und die „digitale Spaltung zwischen 
den urbanen Ballungszentren und ländlichen Räumen“ überwunden werden 
muss. Hermann Knofl acher, Verkehrsforscher an der TU Wien, ist beispiels-
weise der Auffassung, dass Menschen auf Jobsuche heute nicht mehr zwin-
gend in der Stadt leben müssten, vielmehr könnte der internetbasierte Tech-
nologiesprung sogar für eine „Re-Ruralisierung“ genutzt werden. Es gibt eine 
Fülle von Anregungen und guten Beispielen für nachhaltige Mobilität. Das 
zeigen auch die Vereinten Nationen, die mit dem Jahresthema 2013 auf die 
Bedeutung der Mobilität im Rahmen der Weltdekade „Bildung für nachhaltige 
Entwicklung“ hinweisen.

Ihr

StS a.D. Dr. Martin Wille
Vorsitzender des Vorstandes der Agrarsozialen Gesellschaft e.V.
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Herbsttagung 2013:

Leitbild für die Landwirtschaft und
Regulierung des Bodenmarktes umstritten

Im Zentrum der Überlegungen der ASG-Herbstta-
gung stünden die rasant steigenden Bodenpreise 
und die ungeklärte Frage, ob, wie und wohin der Bo-
denmarkt gelenkt werden solle, wenn weder Politik 
noch Gerichte wüsten, was heute unter einer „unge-
sunden Verteilung von Grund und Boden“ gemäß 
Grundstückverkehrsgesetz verstanden werden kön-
ne, so Dr. Martin Wille. Bei der eng mit dem Thema 
Boden verknüpften Frage nach einem Leitbild für 
unsere Landwirtschaft klafften Wunsch und Wirklich-
keit oft weit auseinander, zunächst müsse daher die 
Lage richtig analysiert werden.

Investitionen steigern Wettbewerbsfähigkeit
Die subjektive Wahrnehmung von „Investoren“ 

stimme oft nicht mit ihrem rechtlichen Status als 
Landwirt überein, erläuterte Andreas Tietz. In der 
Diskussion spiele die regionale Herkunft bzw. Orts-
ansässigkeit des Investors, die Zahl und Größe der 
zugehörigen Betriebe und die nichtlandwirtschaftli-
che Herkunft des Investitionskapitals oft eine Rolle. 
Zudem ließen sich die Bodenkäufer nicht anhand 
von Statistiken differenzieren. Das Thünen Institut 
habe daher in Stichproben und mit Hilfe von Inter-
views, des Handelsregisters und der Creditreform 
die Rolle von „nichtlandwirtschaftlichen und überre-
gional ausgerichteten Investoren“ sowie von Kapital-
beteiligungen bei GmbHs untersucht. Die Analysen 
zeigten, dass es sich vor allem um ein ostdeutsches 
Phänomen handele. Dies liege vor allem am Ange-
bot großer Bewirtschaftungseinheiten, an den ver-
gleichsweise niedrigen Bodenpreisen und dem Ge-
nerationswechsel in den dortigen Agrargesellschaf-
ten. Während in den Landkreisen Uckermark und 
Ostvorpommern meist ganze Betriebe gekauft wür-
den, seien es im Landkreis Börde eher einzelne Flä-
chen, die dann an örtliche Landwirte verpachtet wür-
den. Steigende Bodenpreise seien allerdings auch 
auf die Privatisierungspraxis der Bodenverwaltungs- 
und -verwertungs GmbH (BVVG) und die Biogas-
förderung zurückzuführen. 

In den ostdeutschen Fallregionen befänden sich 
inzwischen 38 % der GmbHs im Allein- oder Mehr-
heitseigentum eines Investors mit nichtlandwirt-
schaftlicher Kapitalverfl echtung. Minderheitsbeteili-
gungen, also reine Kapitalanlagen, spielten kaum 
eine Rolle. Der Anteil der Betriebe in der Hand ex-
terner Investoren nehme kontinuierlich zu und es sei 
eine zunehmende Konzentration des Kapitals auf 
wenige Gesellschafter zu verzeichnen. Häufi g ver-
bessere sich nach dem Einstieg eines „Investors“ 
die Wettbewerbsfähigkeit des Unternehmens, da 
organisatorische Veränderungen wie Verschlankung 
und Abbau wenig rentabler Betriebszweige ange-
stoßen würden. Die Zufuhr von nichtlandwirtschaftli-
chem Kapital könne je nach Verhalten des Investors 
regional und sektoral vorteilhaft wirken.

Spielräume für eine stringentere 
Regulierung vorhanden

Eine Studie des Bundesverbandes der gemeinnüt-
zigen Landgesellschaften komme zu dem Ergebnis, 
so Dr. Willy Boß, dass zu den Ursachen der Preis-
steigerungen auf dem Bodenmarkt neben dem 
EEG, der Privatisierungsstrategie in Ostdeutschland 
(Losgrößen, Ausschreibung) und dem betrieblichen 
Wachstum auch die außerlandwirtschaftliche Flä-
cheninanspruchnahme und die Suche nach einer 
sicheren Kapitalanlage mit Wertsteigerungspotenzial 
gehören. Die bestehenden Gesetze zum landwirt-
schaftlichen Bodenrecht seien grundsätzlich geeig-
net, den Verkauf landwirtschaftlicher Flächen an 
Nichtlandwirte zu verhindern, jedoch sei der Geset-
zesvollzug oft schwierig, Regelungen würden kreativ 
umgangen und die Landgerichte hätten unterschied-
liche Rechtsauffassungen. Nicht vom Grundstücks-
verkehrsgesetz (GrdstVG) geregelt seien jedoch der 
Erwerb und die Veräußerung von Geschäftsanteilen 
an landwirtschaftlichen Unternehmen. Die rechtliche 
Prüfung habe ergeben, dass Spielräume für eine 
stringentere Regulierung des landwirtschaftlichen 
Grundstücksverkehrs bestünden. Dies sei jedoch 

„Wenn wir die Gefahren sehen, muss die 
Politik jetzt handeln und in der neuen 
Legislaturperiode vorrangig eine neue 
Bodenpolitik entwickeln. Eine große 
Koalition könnte das, aber zuerst einmal 
müsste sie es auch wollen.“

Dr. Martin Wille, StS a.D. und Vorsitzender 
der Agrarsozialen Gesellschaft e.V.

„Auch landwirtschaftliche Unternehmen 
ohne externe „Investoren“ können 
überregionale Firmengefl echte von 
teils beträchtlichem Ausmaß bilden.“

Andreas Tietz, Thünen-Institut 
für ländliche Räume, Braunschweig
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seit der Föderalismusreform Ländersache, während 
für ebenfalls denkbare Veränderungen im Zivil-, Ge-
sellschafts- und Steuerrecht der Bund zuständig sei. 
Ein Anschlussgutachten zu den Möglichkeiten der 
Kontrolle des Handels mit Geschäftsanteilen land-
wirtschaftlicher Unternehmen sei deshalb notwendig.

Zuviel Geld von außen?
Steigende Agrarpreise und die Bereitschaft der 

Banken, Bodenkäufe zu fi nanzieren, seien weitere 
Ursachen für den Anstieg der Bodenpreise, ergänz-
te Prof. Dr. Theodor Fock. In Mecklenburg-Vorpom-
mern habe es in den letzten zehn Jahren eine 
Preissteigerung um 200 % gegeben. Dies bedeute, 
dass nahezu 20 % der sektoralen Wertschöpfung 
(im bundesdeutschen Durchschnitt knapp 8 %) für 
Bodenkäufe ausgegeben würden, was die Investi-
tionsfähigkeit der Betriebe belaste.

Der heutige Prozess der Investitionen in den Agrar-
sektor weise eine erstaunliche Ähnlichkeit zur histo-
rischen Entwicklung im 19. und frühen 20. Jahrhun-
dert auf. Damals sei der Kauf von Gütern durch 
wohlhabende Kaufl eute und Industrielle „modern“ 
gewesen, viele wurden in der Folge zu Musterbetrie-
ben entwickelt. Heute sei das Ziel oft die Biogaser-
zeugung oder die Umstellung auf den Biolandbau.

Ergebnis der eigenen, noch nicht abgeschlossenen 
Recherche sei, dass in Mecklenburg-Vorpommern 
20 bis 25 größere externe Investoren engagiert sei-
en. Diese bewirtschafteten 25 bis 35 Betriebe mit ei-
ner Fläche von 60 000 bis 70 000 ha, was etwa 5 % 
der landwirtschaftlichen Fläche entspräche. Auf-
grund von Erfassungsproblemen sei die Bedeutung 
der Investoren eher zu niedrig angesetzt. Die Aus-
wirkungen auf die lokale und regionale Entwicklung 
(Investitionen, Wertschöpfung, Beschäftigung, Mit-
wirkung an außerbetrieblichen Prozessen) seien je 
nach Investorenverhalten sehr unterschiedlich. Bei 
einem starken Engagement von Investoren in einer 
Region könne es zu einem bedeutenden Abfl uss 
von Gewinnen aus der Region und zu Vermögens-
konzentrationen kommen. Dies widerspräche dem 
strukturpolitischen Ziel einer breiten Vermögensver-
teilung. Eine klassische Spekulationsabsicht der In-
vestoren sei jedoch nicht erkennbar. Es sei fraglich, 
ob außerlandwirtschaftliches Engagement prinzipiell 

verhindert werden solle. Ein „großer Investor“ mit 
eigenem Betrieb sei im Sinne des GrdstVG ein 
„unproblematischer“ Käufer, auch wenn dadurch 
einem kleineren Betrieb Pachtland entzogen werde 
und dies existenzgefährdend sei. Obwohl für die 
agrarstrukturelle Entwicklung weniger problema-
tisch, werde dem „Zahnarzt aus NRW“, der weiter 
an den bisherigen Bewirtschafter verpachten wolle, 
die Kaufgenehmigung eher versagt. Daher sei die 
zentrale Frage: Ist eine hohe Konzentration von 
Bodeneigentum nicht problematischer als Boden-
käufe durch Nichtlandwirte?

Gesetzgeberischer Handlungsbedarf
Minister Dr. Hermann Onko Aeikens kündigte kon-

krete Vorschläge zur Änderung des Gesetzesrah-
mens an, welche jedoch sorgfältig vorbereitet und 
auf Kompatibilität geprüft werden müssten. Neben 
der Einführung der Anzeigepfl icht im Landpachtver-
kehrsgesetz solle die Kaufpreiskontrolle im Grund-
stücksverkehrsgesetz verbessert werden. Künftig sol-
le auch der Spielraum der Landgesellschaften beim 
Vorkaufsrecht erweitert und ein Bodenfonds instal-
liert werden, um die Ansiedelung von Junglandwir-
ten zu ermöglichen. Auch müsse eine Kontrolle des 
Kaufs von Geschäftsanteilen landwirtschaftlicher 
Unternehmen eingeführt werden. Entgegen der Ein-
schätzung des Thünen-Institutes sei er der Auffas-
sung, dass mit dem Auftreten von externen Investo-
ren Gefahren verbunden seien, weil diese auf eine 
andere Art wirtschafteten als im Dorf verwurzelte 
Unternehmen. So baue ein überregionales Agrarun-
ternehmen z. B. Maismonokulturen ohne Frucht-
wechsel an, was nicht nachhaltig sei. Auch Wert-
schöpfung und Steuern fl össen aus der Region ab. 

„Eingriffsmöglichkeiten des Bundes wären 
die Beseitigung der Anreizwirkung des 
EEG und eine Grunderwerbsteuerbefrei-
ung der Siedlungsgesellschaften bei der 
Ausübung des Vorkaufsrechtes.“

Dr. Willy Boß, Vorsitzender des Vorstandes des 
Bundesverbandes der gemeinnützigen Landge-
sellschaften, Geschäftsführer der Landgesell-
schaft Sachsen-Anhalt mbH

„Eine Agrarstruktur, die stark durch 
ortsfremde Eigentümer geprägt wird, 
wird die Akzeptanz in der Gesellschaft 
voraussichtlich verlieren.“

Prof. Dr. Theodor Fock, Hochschule 
Neubrandenburg, Fachgebiet Agrarpolitik, 
Volkswirtschaftslehre, Umweltpolitik

„Es stellt sich die Frage: Gucken wir zu 
und sagen, das ist alles Markt? Mit dem 
Ergebnis, das es den „normalen“ landwirt-
schaftlichen Betrieb nicht mehr geben 
wird?“

Dr. Hermann Onko Aeikens, Minister für 
Landwirtschaft und Umwelt des Landes 
Sachsen-Anhalt
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Wenn die Bewirtschaftung mit Hilfe von Tiefl adern 
erfolge, welche die Technik von einem Standort zum 
anderen transportierten, kämen auch die Beschäf-
tigten nicht aus der Region. Die Rechtsform der 
landwirtschaftlichen Unternehmen sei sekundär, 
maßgeblich sei die lokale Verantwortung und wer 
die Verfügungsgewalt über die Flächen habe.

Weg vom Primat des 
„Wachsens oder Weichens“

Niedersachsen sei Agrarland Nummer eins und 
solle es auch bleiben. Künftig werde jedoch der Fo-
kus auf den bäuerlichen Familienbetrieb gerichtet, 
so Minister Christian Meyer. Ob Haupt- oder Ne-
benerwerb, konventionell oder öko, sei nicht ent-
scheidend – bäuerlich bedeute Denken in Gene   ra-
tionen und eine bodengebundene Tierhaltung. 
Wegen des hohen Nährstoffüberschusses, der sich 
auch auf den Bodenmarkt auswirke, habe schon die 
Vorgängerregierung die Verbringungsverordnung für 
Wirtschaftsdünger erlassen. Dieses Instrument wer-
de mit der Einführung des Düngekatasters im 
nächsten Jahr weiterentwickelt. 

Mit der letzten Änderung des Baugesetzbuches sei 
eine rechtliche Grenze zwischen landwirtschaftlicher 
und industrieller Tierhaltung defi niert worden. Die 
Entprivilegierung des Baus von gewerblichen Tier-
haltungsanlagen im Außenbereich ab einer be-
stimmten Tierzahl verbessere die Position der 
Kommunen. Deren Eingriffsmöglichkeiten wolle die 
Landesregierung noch weiter stärken. Andererseits 
würden die Kommunen durch das geplante Raum-
ordnungsprogramm zu dem Prinzip Innenentwick-
lung vor Außenentwicklung verpfl ichtet. Das Ziel, 
dem Freiraum bundesweit bis 2020 nicht mehr als 
30 ha Fläche pro Tag zu entziehen, bedeute für 
Niedersachsen nicht mehr als 3 ha täglich, dies 
sei auch so im Koalitionsvertrag vereinbart.

Die Landesregierung werde nächstes Jahr prüfen, 
wie ansässige bäuerliche Betriebe besser berück-
sichtigt werden könnten und ob ein eigenes Grund-
stücksverkehrsgesetz für Niedersachsen sinnvoll 
sei. Dies könne jedoch nur eine Teillösung darstel-
len, da Faktoren wie das EEG eine große Rolle 
spielten.

„Wir haben noch einiges zu tun, 
um die Landwirtschaft in Nieder-
sachsen auf eine neue Grundlage 
zu stellen.“

Christian Meyer, Minister für Ernäh-
rung, Landwirtschaft und Verbraucher-
schutz des Landes Niedersachsen

„Die Debatte über Betriebsgrößen haben wir 
spätestens 1990 aufgegeben, die Frage ist, ob 
so eine Debatte nicht wieder notwendig wäre, 
wenn wir über regionale Konzentrationen bei 
der Verfügung über den Boden sprechen.“

Dr. Rainer Gießübel, Unterabteilungsleiter Planung, 
Sozialpolitik und Steuern, Bundesministerium für 
Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz 
(BMELV)

Entwicklung einer agrarstruktur politischen 
Leitvorstellung notwendig 

Es sei zu prüfen, so Dr. Rainer Gießübel, welche 
Wirkungen die Entwicklung auf dem Bodenmarkt 
hinsichtlich einer effi zienten Bodennutzung, dem 
Schutz der natürlichen Ressourcen, der unter sozia-
len Gesichtspunkten erwünschten Verteilung des Ei-
gentums an Boden sowie der Entwicklung ländlicher 
Räume habe. Zu diesen Fragen sei die Informa-
tionslage jedoch unbefriedigend, weshalb einfach 
ausgestaltete gesetzliche Aktivitäten ohne Kenntnis 
über mögliche Folgen zzt. nicht adäquat seien. Be-
vor Instrumente entwickelt würden, müsse die agrar-
strukturpolitische Leitvorstellung defi niert werden.

Im Fokus der Politik stünden die Verminderung des 
Verlustes von landwirtschaftlichen Flächen und die 
Überprüfung der agrarstrukturpolitischen Ziele und 
Instrumente. Derzeit werde im BMELV über die The-
men „außerlandwirtschaftliche Kapitalinvestoren“ 
und „Privatisierung der noch in der Hand des Bun-
des verbliebenen Flächen“ diskutiert. Leitbild sei 
eine unternehmerische, von landwirtschaftlichen 
Familien getragene, regional verankerte, fl ächen-
deckende Landwirtschaft mit unterschiedlichen 
Strukturen und Produktionsweisen. In der neuen 
Legislaturperiode werde – unter Beachtung der 
Bund-Länder-Kompetenzverteilung – geprüft wer-
den, welche Maßnahmen wirklich geeignet seien, 
eine unerwünschte Konzentration der Verfügungs-
gewalt über landwirtschaftlichen Boden zu vermei-
den. 

Diskussion
In der Diskussion konnte keine Einigkeit über die 

Bedeutung von stillen Anteilseignern in landwirt-
schaftlichen Betrieben erzielt werden, die Notwen-
digkeit weiterer Forschung wurde jedoch einhellig 
betont. Kurt-Henning Klamroth, Präsident des Deut-
schen Bauernbundes, wies darauf hin, dass 50 % 
der landwirtschaftlichen Fläche in Ostdeutschland 
durch juristische Personen bewirtschaftet werden, 
meist von Agrargenossenschaften. Sie müssten kei-
ne Bilanzen offenlegen und viele Anleger suchten 
stille Beteiligungen. Nach Buchführungsergebnissen 
betrage der Gewinn der juristischen Personen in 
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Ostdeutschland durchschnittlich nur 60 €/ha, die 
Frage sei deshalb, woher das Geld für Landkäufe 
stamme. 

Den für den Grundstücksverkehr zuständigen Be-
hörden fehle der Ermessensspielraum – dies sollte 
geändert werden, schlug Joachim Netz, Regierungs-
präsidium Kassel, vor. In einem Fall, wie er von 
Prof. Fock geschildert worden sei, dürfe heute der 
Kauf von landwirtschaftlichen Flächen durch 
einen Nichtlandwirt nicht genehmigt werden. 

Minister Aeikens erläuterte, dass es nicht nur da-
rum ginge, eine Fläche nachhaltig zu bewirtschaften 
und die Steuern in der Region zu zahlen. „Normale“ 
Landwirte hätten auf dem Bodenmarkt gegen Groß-
investoren kaum eine Chance. Eine Regulierung, 
insbesondere Pachtmarktkontrollen, seien jedoch 
rechtlich sehr schwierig. Der Staat könne dem Ver-
pächter nicht vorschreiben, an wen er verpachten 
dürfe und zu welchem Preis. 

Bei hohen Weltmarktpreisen und einer Flächenprä-
mie ohne Degression sei klar, dass hochproduktive 
Betriebe nach Vergrößerung strebten, so Prof. Dr. 
Hans-Jürgen Block. Wenn das Problem die Größe 
und Konzentration sei, werde mit Veränderungen 
beim Grundstücksverkehrsgesetz an den falschen 
Stellschrauben gedreht. Auch Dr. Katrin Hirte, Uni-
versität Linz, bezog sich auf die lenkende Wirkung 
der Förderpolitik. Hier müsse eine Richtungsände-
rung stattfi nden, bevor über eine Begrenzung der 
Größe von landwirtschaftlichen Betrieben gespro-
chen werde. Politisch gewollt und hoch subventio-
niert habe auch der Konzentrationsprozess im ver-
arbeitenden Bereich stattgefunden. In der DDR 
habe es fast 100 Schlachthöfe gegeben, heute sei-
en es noch zwölf, was auch den Begriff „regionale 
Wertschöpfung“ diffus mache.

Der Kritik, dass Ausgleichsmaßnahmen zum Ver-
lust von landwirtschaftlichen Flächen führten und 
hierfür oft über dem Marktpreis gezahlt werde, be-
gegnete Minister Meyer mit dem Hinweis auf die 
geplanten Ökopools, die es ermöglichen werden, 
Kompensationsmaßnahmen zu bündeln und damit 
eine höhere Effektivität zu erreichen. Hiermit werde 
verhindert, dass irgendwo Ackerland gekauft und 

„Strukturwandel ist das Resultat 
komplexer und verlinkter Entschei-
dungsprozesse.“

Prof. Dr. Silke Hüttel, Department für Agrar-
ökonomie und Centre of Applied Statistics 
and Economics, Humboldt-Universität Berlin

aufgeforstet werde. Höhere Kosten für Ausgleichs-
maßnahmen seien allerdings grundsätzlich geeig-
net, den Flächenverbrauch zu vermindern, weil 
dadurch weniger Bauvorhaben realisiert würden.

Auf die Frage von Moderator Rainer Münch, 
Agra-Europe, welche Rolle der Bund spiele, wies 
Dr. Gießübel auf die noch offene Linie der neuen 
Bundesregierung hin. Im Übrigen sei der Bund bei 
allen Fragen, die über das Grundstücksverkehrs-
recht hinausgingen, zuständig. Als wichtig für die 
weitere Entwicklung der Pachtpreise bezeichnete 
er die Koalitionsbeschlüsse zum EEG, wobei sich 
wegen des Bestandsschutzes von 20 Jahren für 
bestehende Biogasanlagen erst langfristig etwas 
verändern werde.

Ungleichverteilung 
beschleunigt Strukturwandel

Prof. Dr. Silke Hüttel betonte, dass der Begriff 
Agrarstruktur mehr bezeichne, als Flächenaus-
stattung, Produktionstechnologie oder Rechtsform 
der Betriebe. Er umfasse u. a. den institutionellen 
und agrarpolitischen Rahmen und die Interaktion 
zwischen den Betrieben und entlang der Wertschöp-
fungskette. Die Bedeutung der Interaktion zeige sich 
auch auf dem Bodenmarkt. Boden als limitierte Res-
source käme nur bei Betriebsaufgaben auf den 
Markt. Mit steigender Ungleichverteilung des Bo-
dens (Messung durch den Gini-Koeffi zienten) erhö-
he sich die Aufgaberate in einer Region und durch 
einen hohen Anteil von großen, wachstumswilligen 
Betrieben werde die Ausstiegsrate der kleinen Be-
triebe gesteigert. In diesem Fall herrsche ein Wett-
bewerb um den Boden, bei dem die größeren Be-
triebe eine höhere Zahlungsbereitschaft hätten. 
Gleichzeitig wirke die Veräußerung des Bodens für 
die kleinen Betriebe als Ausstiegsprämie. Auch in 
der Milchviehhaltung bestehe weiterhin ein Trend zu 
größeren Beständen. Obwohl auch kleine Betriebe 
sehr effi zient wirtschaften können, steigen sie ver-
stärkt aus der Milchproduktion aus. Neben der tech-
nischen Effi zienz, die mit der Bestandsgröße steigt, 
ist die Ausstiegsneigung auch von anderen Fakto-
ren, wie der Milchpreisvolatilität, dem Quotenpreis 
und dem Verschuldungsgrad abhängig.

„Einen großen Einfl uss auf den 
Bodenmarkt hat die Biogasförderung. 
Bezüglich einer Neuregelung werden 
in eine große Koalition auch große 
Erwartungen gesetzt.“

Rainer Münch, Agra-Europe (Moderation)
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„Der Vorrang der aktiven Landwirte vor 
Investoren, die lediglich den Erwerb land- 
und forstwirtschaftlicher Flächen als ein 
Ziel der Vermögensanlage betrachten, 
muss gewährleistet werden.“ 

Udo Hemmerling, stellvertretender Generalse-
kretär des Deutschen Bauernverbandes (DBV)

„Tierwohl hat auch etwas mit Bestands-
größen zu tun. Ab einer Herdengröße 
von 200 Milchkühen fi ndet kaum noch 
Weidegang statt.“

Bernd Voß, Vorsitzender der Arbeitsgemein-
schaft bäuerliche Landwirtschaft (AbL)

Kein Eingriff in die bestehende 
Eigentumsstruktur

Agrarstrukturpolitische Ziele und der Bodenmarkt 
seien Diskussionsthemen im Deutschen Bauernver-
band, so Udo Hemmerling. Konsens bestehe darin, 
dass Vollzugsdefi zite beim Grundstücksverkehrs-
gesetz abgebaut werden sollten und die Grunderwerb-
steuer im Falle einer Ausübung des Vorkaufsrechtes 
durch Siedlungsgesellschaften nicht mehrfach anfal-
len dürfe. Hemmerling sprach sich für einen gewis-
sen Vorrang von ortsgebundenen Landwirten beim 
Flächenkauf, für das Primat der landwirtschaftlichen 
Nutzung vor Naturschutzzwecken und für eine 
Gleichbehandlung aller Rechts- und Betriebsformen 
aus. Neben dem Grundstücksverkehrsgesetz sollten 
beim Kauf von Flächen auch die allgemeinen Rege-
lungen des Kartell- und Wettbewerbsrechtes zur An-
wendung kommen, um marktbeherrschende Posi-
tionen am (regionalen) Bodenmarkt zu vermeiden. 
Über eine „Bremse“ bei den Pachtpreisen werde 
im DBV diskutiert, jedoch dürften Eigentumsrechte 
nicht angetastet werden und eine zentrale Preis- 
oder Mengenregulierung sei abzulehnen.

Für eine bäuerliche Landwirtschaft
Bäuerliche Landwirtschaft sei eine nachhaltige 

Wirtschaftsweise, die Lebensmittel für den Markt 
produziere, so Bernd Voß. Nachhaltigkeit beinhalte 
Generationengerechtigkeit – hierzu gehöre die Wei-
tergabe des Bodens und des Wissens, Respekt vor 
der Umwelt und den Tieren sowie gelebte soziale 
Verantwortung. Erst ein auskömmlicher Verdienst 
für Familienarbeitskräfte und ein Mindestlohn für 
Angestellte machten Landwirtschaft sozialverträg-
lich. Auch die Wanderarbeiter, die etwa zu einem 
Drittel zur landwirtschaftlichen Erzeugung in Europa 
beitrügen, dürften nicht vergessen werden. 

Für bäuerliche Betriebe sei der Bereich der Tierhal-
tung entscheidend. In der Schweinehaltung fi nde je-
doch momentan der Industrialisierungsprozess statt, 
der in der Hühnerhaltung schon abgeschlossen sei. 
Aufgrund von Nährstoffüberschüssen, Futtermittel-
importen und der fehlenden gesellschaftlichen Ak-
zeptanz sei die industrielle Tierhaltung im Gegen-
satz zur bäuerlichen weder modern noch zukunfts-
fähig. Zudem habe sie negative Auswirkungen auf 

den Bodenmarkt. Eine Ursache für diese Fehlent-
wicklung sei die Exportorientierung bei tierischen 
Produkten.

In den östlichen Bundesländern spiele die oft 
rechtswidrige Umwandlung der ehemaligen LPG in 
genossenschaftliche Betriebe – zzt. seien Prozesse, 
u. a. beim Europäischen Gerichtshof für Menschen-
rechte, anhängig – bei der Entwicklung des Boden-
marktes eine große Rolle. Zunächst müsse es jetzt 
bei der Flächenvergabe in den neuen Ländern zu 
einem Moratorium kommen. Es könne von einer 
„ungesunden Bodenverteilung“ gesprochen werden, 
wenn bäuerliche Haupt- und Nebenerwerbsbetriebe 
keine Möglichkeit mehr hätten, ihre Flächen zu ver-
größern und deshalb aufgeben müssten. Vor dem 
Hintergrund des demografi schen Wandels führe 
dies zur weiteren Entleerung der ländlichen Räume.

Beteiligt sein und Verantwortung übernehmen
Bürgeraktiengesellschaften seien ein Modell für 

eine zukunftsfähige Landwirtschafts- und Regional-
entwicklung, ist Christian Hiß überzeugt. Die Regio-
nalwert AG1 sei 2006 in der Region Freiburg gegrün-
det worden, um Problemen wie hohen Aufgaberaten, 
fehlender Hofnachfolge, Veränderung der Kultur-
landschaft und mangelndem Kapital für Neugrün-
dungen entgegenzuwirken. Das Ziel, die außerfami-
liäre Hofnachfolge zu erleichtern, sei auch für die 
Kinder auf den Höfen positiv, da sie dann in der Be-
rufswahl freier seien. Durch die Beteiligung an Un-
ternehmen in der Region wolle die Regionalwert AG 
einen Beitrag zur Erhaltung und Verbesserung einer 
nachhaltigen ökologischen und regionalen Wirt-
schafts- und Gesellschaftsentwicklung vom Land-
bau bis zum Endverbrauch leisten. Hierzu schaffe 
sie Wertschöpfungsnetzwerke und mache die Wir-
kungen sinnvollen Wirtschaftens durch Sozialbilan-
zen und Ökobilanzen transparent. Durch den Kauf 
der Aktien erhielten Bürger ein Mitspracherecht und 
würden Verantwortung übernehmen. Bürgeraktien-
gesellschaften könnten Existenzgründungen för-
dern, gäben auch kleinen und mittleren Unterneh-
men eine Chance und ersetzten Fremdkapital durch 
Eigenkapital. So werde die Abhängigkeit von der 
Kreditvergabepraxis der Banken beendet, die in 
mangelnder Betriebsgröße, jedoch nicht in einer 
abnehmenden Bodenfruchtbarkeit ein Risiko sähen.

1 Ausführlich: Ländlicher Raum 03/2011, S. 58
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„Wenn Leistungen für das Natur- und 
Sozialkapital honoriert werden würden, 
dann hätten wir andere Höfe und wir 
könnten mit diesen anderen Höfen Geld 
verdienen.“ 

Christian Hiß, Gründer und Vorstand der 
Regionalwert AG, Bürgeraktiengesellschaft 
in der Region Freiburg

„Es ist deutlich geworden, dass das The-
ma Bodenmarkt und Bodenpolitik nicht 
von Fragen zur Agrarstruktur und dem 
landwirtschaftlichen Leitbild abzulösen 
ist. Auch andere Rahmenbedingungen 
wie die Förderpolitik und soziale Aspekte 
müssen beachtet werden.“

Dr. Ludger Schulze Pals, Chefredakteur 
top-agrar (Moderation)

Diskussion

In der Diskussion wurden die gegensätzlichen Vorstel-
lungen darüber, wie Landwirtschaft zukünftig sein sollte, 
deutlich. Arnold Krämer, Landwirtschaftskammer Nie-
dersachsen, betonte die Vorzüge des technischen Fort-
schritts, die es Bauern heute ermöglichten, das 15-Fa-
che von dem zu produzieren, was sie vor 40 Jahren 
produziert hätten. Das Sektoreinkommen sei in den ver-
gangenen Jahrzehnten nicht gesunken und den Bauern 
ginge es gut. Die Folgen einer gesetzlichen „Rückver-
ordnung“ des technischen Fortschritts könne man in 
England und Schweden sehen: Durch Alleingänge bei 
den Haltungsvorschriften für Schweine sei die Schweine-
haltung massiv zurückgegangen und es werde Fleisch 
importiert. 

Verbände und Parteien sprächen davon, dass die Ag-
rarreform nicht zu Lasten der Wettbewerbsfähigkeit auf 
dem Weltmarkt gehen dürfe, so Dr. Hans-Heinrich Kas-
ten, Landwirtschaftsministerium Sachsen-Anhalt, und 
die DLG dränge mit der Empfehlung „wenn Du mit 
500 ha nicht auskommst, dann musst Du 1000 bewirt-
schaften“ zum Wachsen der Betriebe. Allerdings seien 
nur 10 % der deutschen Betriebe größer als 100 ha und 
in der EU läge die Durchschnittsgröße bei unter 20 ha. 
Auf der Größenebene sei niemals ein Wettbewerb mit 
Brasilien oder Russland möglich. Er frage sich, für wel-
che Landwirte hier Politik gemacht werde.

Der Bauernverband habe sich gegen die Erhöhung 
von Tierhaltungsstandards ausgesprochen, so Hemmer-
ling, weil dies die Wettbewerbsfähigkeit gefährde. Dies 
habe nichts mit der Betriebsgröße zu tun, gerade klei-
nere Betriebe würden bei der Erhöhung von Standards, 
wie z. B. für die Sauenhaltung, häufi g aufgeben. Ob sich 
Betriebe am Weltmarkt ausrichteten, Biomasse im Rah-
men des EEG produzierten oder sich in der Regional-
vermarktung engagierten, sei ihnen selbst überlassen. 
Als Verband seien sie nicht berechtigt, hier Vorgaben 
zu machen, jedoch dafür zuständig, über Rahmenbedin-
gungen zu reden, die diese Wahl ermöglichten oder 
auch verhinderten.

Dr. Johanna Scheringer-Wright, MdL Thüringen, sah 
es zwar als positiv an, dass in der Agrarreform hin-
sichtlich ökologischer Kriterien einiges erreicht worden 
sei. Die sozialen Kriterien, d. h. die Bindung der Förde-
rung an Arbeitsplätze, seien jedoch nicht ausreichend 
berücksichtigt worden. Obwohl der Bauernverband 
diese Forderung abgelehnt habe, kritisiere er in Thürin-
gen jetzt die Kompromisse, die eine erneute Rationali-
sierungswelle erwarten ließen. Diese wiederum werde 
zur Abwanderung, insbesondere junger Menschen, 
führen, da keine alternativen Arbeitsplätze in der In-
dustrie vorhanden seien.

Die im Agrarbündnis zusammengeschlossenen land-
wirtschaftlichen und nichtlandwirtschaftlichen Verbän-
de hätten keineswegs eine einheitliche Position zur 
Landwirtschaft der Zukunft, erläuterte Dr. Frieder 
Thomas, Sprecher des Agrarbündnisses. Es seien 
noch viele Analysen notwendig. Obwohl Einigkeit 
darüber bestehe, dass Märkte nicht alles regeln könn-
ten, zeige sich die Ökonomisierung der Gesellschaft 
auch an Forderungen wie „public money for public 
goods“, einer systemimmanenten ökonomischen 
Lösung, die nichts daran ändere, dass keiner mehr 
Verantwortung übernehmen wolle. Aus der Soziologie, 
nicht aus der Ökonomie, müssten Instrumente abge-
leitet werden, jedoch sei der Wissensstand dürftig und 
die Agrarsoziologen „ausgestorben“. Das Leitbild der 
Landwirtschaft der Zukunft könne, um umfassend zu 
sein, wohl nicht mehr bäuerlich genannt werden, viele 
Aspekte des bäuerlichen, wie die Risikominimierung, 
müssten jedoch integriert werden. 

Auf die Frage von Diskussionsleiter Dr. Schulze Pals, 
ob in der Wissenschaft zu wenig interdisziplinär ge-
arbeitet werde und deshalb die Lösungen fehlten, ant-
wortete Prof. Hüttel: Interdisziplinarität werde immer 
groß geschrieben, wenn es jedoch um die Verteilung 
von Forschungsgeldern gehe, kämen die Spezialisten 
zum Zuge und nicht der interdisziplinäre Ansatz. Sie 
habe allerdings das Gefühl, das sich dies in letzter 
Zeit ändere, noch fehlten jedoch die Ergebnisse.

 Dagmar Babel

ASG-Termine 2014
Frühjahrstagung 21. und 22. Mai 2014 in Münster

Herbsttagung 29. und 30. Oktober 2014 in Göttingen
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Wie beurteilen Sie die Kontroverse um bäuerliche und industrielle Landwirtschaft in Deutschland 
unter besonderer Berücksichtigung der Entwicklungen seit der Wiedervereinigung im Jahre 1989? 

Schon die Defi nitionen von bäuerlicher Landwirtschaft sind nicht deckungsgleich. Während für die einen zwingend

die bodengebundene (Tier-)Produktion,

innerbetriebliche Kreisläufe,

eine schonende, der Generationenfolge verpfl ichtete Wirtschaftsweise und

fehlende kurzfristige Gewinnmaximierungsabsichten

zur Defi nition des bäuerlichen gehören, ist für andere

das Spannungsfeld zwischen sozialen Interessen und ökonomischen Bedingungen in einem Familienbetrieb

oder eine breite Eigentumsstreuung

für die bäuerliche Landwirtschaft typisch. Ebenfalls vertreten ist die Auffassung, 

es gibt nur eine „kapitalistische“ Landwirtschaft mit fl ießenden Übergängen hinsichtlich der Eigentumsver-
hältnisse an Boden und Kapital sowie der Arbeitserledigung. Unterschiedlich sind nur die Größe und die 
wirtschaftliche Effi zienz. Großbetriebsstrukturen sind weder für die Qualität der als Rohstoff anzusehen-
den landwirtschaftlichen Produkte noch für den Tier- oder Umweltschutz nachteilig.

Abhängig von der Defi nition von „Bäuerlichkeit“ werden zukünftige Konfl iktfelder weniger zwischen bäuerli-
cher und industrieller Landwirtschaft verortet, sondern in einer Kontroverse um nachhaltiges Wirtschaften.

Die Agrarstruktur in Ostdeutschland wird nur von einigen Teilnehmern der Online-Konsultation als negativ 
beurteilt. Die ungesunde Verteilung von Grund und Boden sei mit dem Grundstücksverkehrsgesetz jedoch 
in seiner derzeitigen Fassung nicht aufzuhalten.

Welche Landwirtschaft wollen Sie? Brauchen wir ein neues Leitbild?

Zwar besteht Einvernehmen in Bezug auf die Notwendigkeit eines neuen Leitbildes für die Landwirtschaft, 
wie es jedoch aussehen soll, ist strittig. Aussagen hierzu sind:

Leitbild, Agrargesetze und Wirklichkeit passen nicht mehr zueinander. Die bestehenden Agrarsonderge-
setze gehen überwiegend von einer wenig dynamischen, eher „schlafmützigen“ Landwirtschaft aus. Das 
neue Leitbild muss eine Landwirtschaft beschreiben, die wettbewerbsfähig ist, weitgehend bodengebunden 
wirtschaftet und auch die Menschen auf dem Land zu Nutznießern des technischen Fortschritts macht.

Leitbild (des BUND) ist eine zukunftsfähige, nachhaltige, bäuerliche Landwirtschaft, die für die gesamte 
Produktkette Ziele verfolgt (genannt werden 11 Ziele). Der ökologische Landbau kommt der Verwirklichung 
dieser Ziele sehr nahe, allerdings gibt es auch hier Trends zu industriemäßiger Produktion.

Damit das künftige Leitbild umfassend ist, kann es wahrscheinlich nicht mehr bäuerlich genannt werden; 
die positiven Aspekte der Bäuerlichkeit sollten aber in das Leitbild integriert werden, u. a.:

Ein größerer Arbeitskräftebesatz relativ zur Fläche und Tierzahl kann (aber muss nicht) handwerklicher 
und ökologischer sein und eine bessere Tierbetreuung gewährleisten.

Überschaubare Größenordnungen und selbstständige Betriebsleiter/-innen begünstigen verantwor-
tungsvolles Handeln, was in arbeitsteilig organisierten Betrieben eher nicht der Fall ist.

Der Einsatz von Kapital sollte nicht mit dem Ziel bestmöglicher Verzinsung erfolgen. Orientierung sollte 
sein, den Hof als Lebens- und Arbeitsgrundlage zu erhalten.

Die Landwirtschaft braucht dringend das Leitbild der Nachhaltigkeit; notwendig dafür sind ein Indikatoren-
system und ein funktionierendes Betriebsmanagementsystem. 

Bei der Frage nach der Landwirtschaft der Zukunft klaffen Wunsch und Wirklichkeit weit auseinander.

Dagmar Babel

Onlinekonsultation: Welche Landwirtschaft wollen wir?
Die Antworten der Onlinekonsultation im Vorfeld der ASG-Herbsttagung 2013 werden im Folgenden 
zusammengefasst.
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Verleihung des Tassilo Tröscher-Preises 2013
Am 13. November 2013 erhielten fünf Preisträger die von der „Stiftung Tassilo Tröscher – Für die Menschen 
im ländlichen Raum“ zum zehnten Mal verliehene Auszeichnung. Im Rahmen der ASG-Herbsttagung wurden 
3 Preise in Höhe von je 2 000 € sowie 2 Sonderpreise in Höhe von je 500 € die Preise vergeben.

Verein Aufwind: 

„marktwert“ – Integriertes Dörfl iches Versorgungszentrum Datterode
Das Integrierte Dörfl iche Versorgungszentrum Datterode von Aufwind, Verein für seelische Gesundheit 
e.V., hat Vorbildcharakter für andere Gemeinden im Umgang mit der ortseigenen Nahversorgung sowie 
der Integration von Menschen mit Behinderung.

In Datterode, mit 900 Einwohnern der größte Ortsteil 
der Gemeinde Ringgau im Werra-Meißner-Kreis, wurde 
2007 der Lebensmittelmarkt geschlossen. Die weiten 
Einkaufswege waren seitdem insbesondere ein Pro-
blem für in ihrer Mobilität eingeschränkte Personen.

Aufwind verfolgt das Ziel, die Lebensqualität von Men-
schen mit Behinderung und seelischer Erkrankung zu 
verbessern und ihre Teilhabe am gesellschaftlichen Le-
ben zu sichern. Auf der Suche nach Arbeitsplätzen wur-
de Aufwind mit der Aufgabe betraut, die Nahversorgung 
in Datterode wiederherzustellen. Es wurde das Konzept 
eines Integrierten Dörfl ichen Versorgungszentrums ent-
wickelt. Die Verknüpfung möglichst vieler Angebote 
garantiert dabei die Wirtschaftlichkeit.

Der Verein erwarb eine Immobilie für das „marktwert“- 
Zentrum, in dem sich seit 2010 u. a. ein Nahkauf-Le-
bensmittelmarkt, ein Getränkemarkt, ein Café, ein Bür-
gerbüro sowie medizinische Dienstleister befi nden. Zu-
dem wurde die gemeinnützige „stellenwert.gmbh – 
netzwerk für integration in arbeit“ als Integrationsfi rma 
gegründet. Für diese arbeiten Menschen mit und ohne 
Behinderung gemeinsam auf regulären Arbeitsplätzen, 
inzwischen alle unbefristet. Eine besondere Bedeutung 
spielte auch die Beteiligung und Unterstützung der Bür-
ger, Vereine, politischen Gremien und Vertreter gesell-
schaftlicher Gruppen. 

Die Angebote des Zentrums werden sehr gut ange-
nommen, das Café hat sich zu einem Kommunikations-
mittelpunkt des Dorfes entwickelt. Immobile Bürger 
werden von ehrenamtlichen Fahrern mit dem Bürger-
mobil transportiert. Inzwischen hat die stellenwert.gmbh 
drei weitere Dorfl äden in Ringgau-Netra, Meißner-
Abterode und Witzenhausen-Gertenbach in Betrieb 
genommen. Fo
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Erste „Solidarische Landwirtschaft“ in der Region Göttingen
Der Verein „Göttingen im Wandel“ und der Biolandbetrieb „Gärtnerhof Landolfshausen“ erhielten 
den Preis für ihr Projekt einer „Solidarischen Landwirtschaft“. Dieses verbindet Nachhaltigkeit und 
Verbraucheraufklärung in der Landwirtschaft auf nachahmenswerte Weise.

Immer mehr Menschen schenken Herkunft 
und Qualität ihrer Nahrung größere Aufmerk-
samkeit, gleichzeitig wird das wirtschaftliche 
Überleben vieler Höfe schwieriger. Bei der 
„Solidarischen Landwirtschaft“ werden die 
Konsumenten zu Mit-Unternehmern. Wäh-
rend der Landwirt Planungssicherheit hat, 
wird der Wunsch der Kunden nach Transpa-
renz bei der Produktion und Herkunft seiner 
Lebensmittel erfüllt. Auch der Aspekt solida-
rischen, ökonomischen Handelns spielt eine 
große Rolle.

2012 haben sich der Biolandbetrieb „Gärt-
nerhof Landolfshausen“ und eine Gruppe 
privater Haushalte auf Initiative des Vereins 
„Göttingen im Wandel“, Mitglied der internati-
onalen „Transition-Town“-Bewegung, zu ei-
ner „Solidarischen Landwirtschaft“ zusam-
mengeschlossen. Jeder Haushalt zahlt ein 
Jahr lang monatlich einen festen Betrag an 
den Hof, womit sämtliche Anbau- und Verar-
beitungskosten – das Einkommen sowie die 
Altersvorsorge des Landwirts und seiner An-
gestellten inklusive – gedeckt und vorfi nan-
ziert werden sollen. Auf dem „Gärtnerhof 
Landolfshausen“ konnten sogar Überschüs-
se für weitere Investitionen erwirtschaftet 
werden. Der Mitgliedsbeitrag richtet sich 
stets nach den individuellen fi nanziellen 
Möglichkeiten der Teilnehmenden.

Für ihren Beitrag erhalten die Mitglieder 
Einblick in den Anbau sowie einen Teil der 
Ernte, die ein- bis zweimal wöchentlich an 
sechs Abholstellen in der Stadt ausgegeben 
wird. Die Anbauplanung wird von allen Mit-
gliedern festgelegt und garantiert, dass auch 
in den Wintermonaten genug Lager- und 
Wintergemüse vorhanden ist. 2013 verwen-
dete der Hof circa 40 % der Anbaufl äche für 
die Gemeinschaft. Alle Beteiligten teilen sich 
Kosten, Verantwortung, Erzeugnisse und 
das Risiko.
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Stiftsgut Wilhelmsglücksbrunn:

Soziale Landwirtschaft, Käserei und Biohotel
Das Stiftsgut Wilhelmsglücksbrunn wurde für sein Gesamtkonzept ausgezeichnet, das den Erhalt 
historischer Bauwerke mit nachhaltiger Bewirtschaftung und der Integration von Menschen mit 
Behinderung vereint.

Nah bei Eisenach liegend, wurde das Stifts-
gut vor der Wende durch die LPG Creuzburg 
genutzt. Nach längerem Leerstand übernahm 
es 1997 der DIAKONIA – Evangelischer Be-
treuungs- und Hilfsverein e.V. Eisenach und 
baute es zu einer Integrationsfi rma mit Bio-
land-Landwirtschaft auf. So entstanden in den 
alten Gemäuern der Andachtssaal, das Res-
taurant mit Café, der Hofl aden und die Kä-
serei. Zudem wurden Hotelzimmer und Ferien-
wohnungen eingerichtet. Die durchgängige 
Verwendung von ökologischen Baustoffen und 
selbst erzeugtem Strom mittels Sonnenkollek-
toren, die ökologische Wärmeversorgung 
(Holzhackschnitzelheizung) sowie die biologi-
sche Landwirtschaft tragen dazu bei, Betriebs-
kosten zu sparen und die Belastungen der 
Umwelt so gering wie möglich zu halten.

Die Landwirtschaft und die „Creuzburger Kä-
semanufaktur“ werden von der „Stiftsgut Wil-
helmsglücksbrunn gGmbH“ als anerkanntes 
Integrationsprojekt betrieben und bieten der-
zeit neun Menschen mit und ohne Behinde-
rung Arbeit. Das Gut bewirtschaftet Grün- und 
Ackerland sowie Naturschutzfl ächen mit Dau-
erbeweidung durch eine Wasserbüffel- und 
Gallowayherde. Hinzu kommen Bienenvölker 
und Hühner. Mittelpunkt des Betriebes sind 
die Lacaune-Milchschafe, deren Milch in der 
hofeigenen Käsemanufaktur verarbeitet wird.

Als erstes Hotel und Restaurant in Thüringen 
erhielt das Stiftsgut 2011 das Prädikat „Bioho-
tel“ des österreichischen Verbandes „Die BIO- 
Hotels“. Viele Zutaten für das Restaurant und 
eine Kinderkrippe in Eisenach kommen aus 
der eigenen Produktion oder von anderen öko-
logisch wirtschaftenden Betrieben der Region.

Das Gut verzeichnet stetig steigende Besu-
cherzahlen, das Gesamtkonzept der gelebten 
Nachhaltigkeit macht viele Gäste neugierig.
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Niedersächsische Landjugend:

Jahresprojekt „Stark fürs Land“
Das prämierte Projekt „Stark fürs Land“ der Niedersächsischen Landjugend – Landesgemeinschaft 
e.V. (NLJ) verband die politische Aufklärung Jugendlicher mit der Sensibilisierung für Defi zite und 
Entwicklungschancen des ländlichen Raums, in dem die jungen Menschen zu Hause sind.

Die NLJ ist der größte Jugendverband im ländli-
chen Raum Niedersachsens und versteht sich als 
Interessenvertretung. Jedes Jahr werden zahlreiche 
jugendgerechte Seminare veranstaltet – u. a. um 
jungen Menschen Zukunfts- und Bleibeperspektiven 
im ländlichen Raum aufzuzeigen und diesen weiter-
zuentwickeln. Dieser Anspruch lag 2012 auch der 
Jahresaktion „Stark fürs Land“ zugrunde, die hin-
sichtlich der Landtagswahl (Januar 2013) initiiert 
wurde.

Jugendliche wurden für die gegenwärtigen und zu-
künftigen Probleme des ländlichen Raumes sensibi-
lisiert und als Experten in den Diskurs eingebunden. 
Entscheidungsträger wurden unmittelbar mit den 
Wünschen und Beobachtungen der Jugendlichen 
konfrontiert.

Die Planungen begannen 2011, das Projekt be-
stand aus vier Stufen. Zunächst wurden Besucher 
der Internationalen Grünen Woche Berlin 2012 da-

nach gefragt, was ihnen für den ländlichen Raum 
am Wichtigsten erscheine. Mithilfe der Befragungs-
ergebnisse erarbeiteten die Arbeitskreise der NLJ 
Positionen, die in einem „Forderungsfächer“ festge-
halten wurden. Dieser wurde an Landjugendliche 
verteilt und, zusammen mit einem Gesprächsange-
bot, den neu gewählten Landtagsabgeordneten zu-
gesandt. 

Vorangegangen war auch ein „Schilderwettbe-
werb“, in dem die Ortsgruppenmitglieder der NLJ 
Missstände in ihrem konkreten Lebensumfeld in 
Form eines Verkehrsschildes kreativ darstellen soll-
ten. Die besten Ideen wurden im Dezember 2012 
während der Landesversammlung, zu der auch Ver-
treter der verschiedenen politischen Parteien als 
Diskussionspartner eingeladen waren, prämiert. 
Anschließend wurden die Schilder der Gewinner 
als „echte“ Metallschilder hergestellt und in den 
jeweiligen Heimatorten aufgestellt.
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Ortsgemeinde Bärweiler:

Grundversorgung über mobile Händler
Die Gemeinde beindruckte mit der Initiative, ihre Bürger für die Dorferhaltung und -gestaltung zu 
mobilisieren und Infrastruktur zu schaffen. Besonders überzeugte „Der mobile Markt“ als Modell-
projekt der Grundversorgung.

Seit Ende der 1980er-Jahre arbeitet die 270 Einwohner 
zählende Ortsgemeinde im Landkreis Bad Kreuznach 
unter Einbeziehung aller Bevölkerungs- und Altersgrup-
pen aktiv an der Verbesserung der Lebensqualität und 
der Entwicklung von Zukunftsperspektiven. Trotz knap-
per Finanzen gelang es, viele Projekte und Initiativen zu 
realisieren. Die Höhe der ehrenamtlich geleisteten Ar-
beitsstunden sowie eingegangenen Spenden ist beacht-
lich. 

So konnte beispielsweise das DSL-Netz nur eingerich-
tet werden, weil die Einwohner die Gräben für die Lei-
tungsrohre selbst aushoben. Des Weiteren schufen die 
Bärweiler Bürger unter Mitwirkung der Jugendlichen ei-
nen Jugendtreff. Für diesen erhielt die Ortsgemeinde 
den fünften Platz beim Wettbewerb „Kinder und Jugend-
liche in der Dorferneuerung“.

Vor dem Hintergrund der fehlenden Grundversorgung 
mit Waren und Dienstleistungen des täglichen Bedarfs 
entstand „Der mobile Markt“ mit ambulanten Händlern. 
Der Dorfmarkt dient nicht nur der Versorgung, sondern 
auch der Gemeinschaft und Kommunikation. Er richtet 
sich damit vor allem an ältere und in ihrer Mobilität ein-
geschränkte Bürger, denen Vereinsamung und Isolation 
drohen.

Am ersten „mobilen Markt“ im September 2010 nahmen 
13 Anbieter teil, seitdem sind im Schnitt etwa zehn am-
bulante Marktbeschicker vertreten. Die Zahl der Marktta-
ge variiert leicht, 2013 waren es sechs Tage. Durch-
schnittlich 50 Besucher nutzten die Angebote; beliebt 
sind auch die regelmäßig stattfi ndenden Märkte mit Rah-
menprogramm, bei denen die Gemeinde alle Einwohner 
von Bärweiler zu Kaffee und Kuchen ins Bürgerhaus ein-
lädt. Durch den Markt ist 2011 zudem ein wöchentlicher 
Treff zum Plaudern, Erzählen, Basteln und Spielen ent-
standen. 
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Der Niedersächsische Landwirtschaftsminister Christian Meyer nahm 
an der Jubiläumsfeier der drei Niedersächsischen Sorgentelefone (ST) 
für landwirtschaftliche Familien am 1. Oktober 2013 mit ehrenamtlichen 
Beraterinnen und Beratern der Sorgentelefone Barendorf, Oesede und 
Rastede, Gründungsmitgliedern, Förderern und Gästen teil. Positiv auf-
genommen wurde seine Nachricht, die vom Niedersächsischen Land-
wirtschaftsministerium vor 20 Jahren initiierten Sorgentelefone zukünftig 
dauerhaft fördern zu wollen.

Positiv haben sich auch die Anruferzahlen und die Mitarbeit Ehrenamt-
licher entwickelt. 2013 wurden neue Telefonberater/-innen ausgebildet 
und ab 1. Januar 2013 die Anrufzeiten von einmal wöchentlich auf Mon-
tag bis Freitag ausgedehnt, indem sich die drei Einrichtungen mit dem 
Telefondienst abwechseln. Seitdem hat die Zahl der Anruferinnen und 
Anrufer zugenommen, d. h. es konnte mehr landwirtschaftlichen Fami lien 
in Konfl iktsituationen geholfen werden.   
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Hennig Hölscher (ST Rastede), Götz Schumacher (Ev. 
Landwirtschaftliche Familienberatung), Ludger Rolfes 
(ST Oesede), der Niedersächsische Landwirtschafts-
minister Christian Meyer, Annemarie Strüber (ST Baren-
dorf), Rudolf Meyer (stellv. Vors. Verein ST Barendorf)

ASG-Projekt: 20 Jahre Sorgentelefone
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Neues aus Vorstand und Kuratorium
Satzungsgemäß fanden am 13. November 2013 während der Mitgliederversammlung die Wahlen zum 
Vorstand und zum Kuratorium statt.

In ihren Ämtern bestätigt wurden StS a.D. Dr. Martin Wille als Vorstandsvorsitzender und MinDirig. a.D. 
Dr. Theodor Weber, Freising, als sein Stellvertreter sowie Dipl.-Ing. Heinz Christian Bär, Ehrenpräsident 
des Hessischen Bauernverbandes, Friedrichsdorf, als Präsident des Kuratoriums.

Darüber hinaus wurden in den Vorstand wiedergewählt:

Dr. Hermann Onko Aeikens, Landwirtschaftsminister Sachsen-Anhalt

Silvia Zöller, Vorsitzende des LandFrauenverbandes Rheinhessen und Präsidiumsmitglied im Deutschen 
LandFrauenverband e.V.

Neu im Vorstand sind:

Katrin Fischer, stellv. Bundesvorsitzende Bund der Deutschen Landjugend (BDL), Berlin und Landesvorsitzende 
Bayerische Jungbauernschaft (BJB)

Prof. Dr. Gerhard Henkel, Universität Duisburg-Essen, Institut für Geographie

MR Hermann-Josef Thoben, Ministerium für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume des 
Landes Schleswig-Holstein

Die beiden langjährigen Vorstandsmitglieder Dr. Willy Boß, Geschäftsführer der Landgesellschaft Sachsen-Anhalt 
und Vorsitzender des Bundesverbandes der gemeinnützigen Landgesellschaften, und Iris Comdühr, Bund der 
Deutschen Landjugend, sowie Manfred Görig, Landrat im Vogelsbergkreis, kandidierten nicht mehr.

In das Kuratorium wurden wiedergewählt: 

Leo Blum, Vorstandsvorsitzender der Sozialversicherung für Landwirtschaft, Forsten und Gartenbau (SVLFG), Kassel

Jörg Hellmuth, Landrat a.D., Wust-Fischbeck

Prof. Dr. Peter Weingarten, Institutsleiter, Thünen-Institut für ländliche Räume, Braunschweig

Neue Mitglieder des Kuratoriums sind: 

Imke Ettori, Mitglied des Vorstands der Landwirtschaftlichen Rentenbank, Frankfurt

Ute Göpel, Vorsitzende, BAG Familie und Betrieb – Bundesarbeitsgemeinschaft der Landwirtschaftlichen Familien-
beratungen und Sorgentelefone e.V. Treysa, Schwalmstadt

Hans-Wernher von Loewenstein, Landwirt, Jesberg-Reptich, ehrenamtlicher Aufsichtsratsvorsitzender Raiffeisen-
Warenzentrale Kurhessen-Thüringen GmbH

StS Horst Schörshusen, Niedersächsisches Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz, Hannover

Gerhard Sehnert, Geschäftsführer der Sozialversicherung für Landwirtschaft, Forsten und Gartenbau, Kassel

Stefan Zwoll, Geschäftsführer des Bundes für Ökologische Lebensmittelwirtschaft (BÖLW)

Dr. Margareta Büning-Fesel, Geschäftsführender Vorstand, aid Infodienst, Bonn

Aus dem Kuratorium ausgeschieden sind: Otto von Boyneburgk, Sontra, MinDirig. Joachim Hauck, Ministerium 
für Ländlichen Raum und Verbraucherschutz, Stuttgart, MD Wolfgang Reimer, Ministerium für Ländlichen Raum 
und Verbraucherschutz, Stuttgart, Dr. Horst Reinhardt, Mitglied des Vorstandes der Landwirtschaftlichen Renten-
bank, Frankfurt/M., Eckhardt Stüwe, Verbandsdirektor, Sozialversicherung für Landwirtschaft, Forsten und Garten-
bau (SVLFG), Kassel, und Waltraud Wolff, MdB, Berlin.



Begleitveranstaltungen des 
BMELV-Zukunftsforums Ländliche Entwicklung 2014

mit Beteiligung der ASG 

Anmeldungen unter www.zukunftsforum-laendliche-entwicklung.de

Wertschöpfung in ländlichen Räumen schaffen:
Ideen – Innovationen – Investitionen

Donnerstag, 23.01.2014, 09.00 – 11.30 Uhr, Internationales Congress Centrum ICC Berlin
Erhalt und Verbesserung der Wertschöpfung in ländlichen Räumen sind Schlüssel zur Lösung vielfältiger Herausforde-
rungen auf dem Lande. In einer Veranstaltung soll erörtert werden, wie Ideen zu Innovationen reifen und in Investitionen 
und Wertschöpfung umgesetzt werden können. Maßnahmen des Anschubs, der Beratung und Förderung stehen hier-
bei im Vordergrund. Die damit verbundenen Chancen werden aus Sicht der Landwirtschaft und des produzierenden 
Gewerbes beleuchtet.

Eröffnung, Begrüßung: Klaus Fontaine, Präsident des Bauernverbandes Saar, Vorsitzender des DBV Fachausschusses 
„Agrarstruktur und Regionalpolitik“, Berlin

Impulsvortrag „Wertschöpfung in ländlichen Räumen schaffen: Ideen, Innovationen, Investionen“: Dr. Josefi ne 
Loriz-Hoffmann, EU-Kommission, DG Agri, Brüssel

Statements „Wertschöpfung vorantreiben – Berichte aus der Praxis“ – Unternehmensinitiativen wecken und stärken, 
Dr. Waltraut Ruland, Landwirtschaftskammer Nordrhein-Westfalen, Münster – Mit investiver Förderung Wertschöpfung ge-
nerieren, Dr. Klaus-Heiner Röhl, Institut der Deutschen Wirtschaft Köln e.V., Berlin – „Wirtschaftliche Entwicklung fördern 
und unterstützen“, Sicht eines Finanzierungsexperten, Dr. Christian Bock, Landwirtschaftliche Rentenbank, Frankfurt – 
Sicht eines Wirtschaftsförderers, Frederik Otto, Wirtschaftsförderung Landkreis Ostprignitz-Ruppin, Neuruppin – Sicht einer 
Investitionsmanagerin einer Landgesellschaft, Claudia Wolfgram, Landgesellschaft Sachsen-Anhalt GmbH, Magdeburg

Saaldiskussion, Moderation: Carsten Hansen, Deutscher Städte- und Gemeindebund (DStGB), Berlin

Schlusswort: Prof. Dr. Peter Weingarten, Thünen-Institut (TI), Braunschweig

Innenentwicklung im Dorf – Methoden, Mittel, Möglichkeiten
Donnerstag, 23.01.2014, 09.30 – 11.30 Uhr, Internationales Congress Centrum ICC Berlin

Maßnahmen zur Innenentwicklung werden für Dörfer im demografi schen Wandel zunehmend wichtig. Dabei ist zu 
fragen, ob planerische Ansätze aus dem Städtebau übertragbar sind und wie auch kleine Orte mit geringem Budget 
agieren können. In der Veranstaltung werden Initiativen verschiedener Bundesländer vergleichend vorgestellt und 
innovative Beispiele des Wettbewerbs „Kerniges Dorf! Ortsgestaltung durch Innenentwicklung“ präsentiert. Diskussi-
onsziel ist die Benennung konkreter Maßnahmen, mit denen die Strategie Innenentwicklung stärker in der ländlichen 
Entwicklung verankert werden kann.

Eröffnung, Begrüßung: StS. a.D. Dr. Martin Wille, Vorsitzender des Vorstandes der Agrarsozialen Gesellschaft e.V.

Vortrag „Potenziale der Dorferneuerung zur Innenentwicklung in fünf Bundesländern“: Heike Peter, Thünen-Institut (TI), 
Braunschweig

Moderierte Gesprächsrunde „Impulse zur Dorf-Innenentwicklung: Länder stellen ihre Instrumente vor“ – Baden-Würt-
temberg: Melap Plus und Chefsache Innenentwicklung, Dr. Barbara Malburg-Graf, Plan N – Bayern: Aktionsprogramm Dorf 
vital, MR Leonhard Rill, Bayerisches Staatsministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten – Brandenburg: Praxisleit-
faden mit Checkliste, N.N., Ministerium für Infrastruktur und Landwirtschaft Brandenburg – Rheinland-Pfalz: Leerstandslotse 
und Wanderausstellung „Tatort_Leere“, Susanne Tschirschky, Entwicklungsagentur Rheinland-Pfalz

Präsentation: Preisträger „Kerniges Dorf! Ortsgestaltung durch Innenentwicklung“

Diskussion: „Was braucht die dörfl iche Innenentwicklung?“

Bundesverband
der gemeinnützigen
Landgesellschaften
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Das Land Berlin, vertreten durch die Natur-
schutzstation Berlin-Marienfelde, präsentiert ein 
vielfältiges Programm rund um den Naturschutz-
park und den Stadtteil Marienfelde und stellt da-
bei u. a. die Arbeit der Naturschutzstation und ihr 
Grünes Klassenzimmer sowie andere naturver-
bundene Projekte wie z. B. „Mehr Bienen für 
Berlin“ vor.

Die 12 LEADER-Regionen Nordrhein-West-
falens haben während der letzten EU-Förder-
periode viele gute Projekte der ländlichen Ent-
wicklung hervorgebracht. So wurden z. B. neue 
Wege im Landtourismus beschritten und kultu-
relle Angebote auf- und ausgebaut. Es wurden 
Mehrgenerationenprojekte verwirklicht und eini-
ge Regionen haben sich als Standort für erneu-
erbare Energien positioniert. Zahlreiche Aktive 
aus den Regionen werden diese Projekte am 
Stand vorstellen.

Der Deutsche LandFrauenver-
band (dlv) informiert über das vom 
Bundesministerium für Familie, Seni-
oren, Frauen und Jugend geförderte 

Projekt „LandFrauenStimmen für die Zukunft – 
Faire Ein kommensperspek tiven sichern“. Dabei 
werden besonders die Ursachen der Entgeltunter-
schiede von bis zu 33 % zwischen Frauen und 
Männern in ländlichen Re gionen in den Blickpunkt 
gerückt.

„Hier sind wir“ heißt es am Stand 
vom Bundesministerium für Er-
nährung, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz (BMELV) und 
der Deutschen Vernetzungsstelle 
Ländliche Räume (DVS), wenn 
Jugendliche und große wie kleine Dörfer 
das Land bewegen. Der Besucher er-
fährt, wie „Sonne auf Rädern“ neue Per-
spektiven für junge Menschen schafft, man ganz „fl inc“ 
Zeit und Nerven spart oder fachgerecht ein blaues 
Auge verpasst. Auch ein Dorfnetzwerk lädt den Besu-
cher ein, die Vielfalt der verschiedenen Erlebnisdörfer 
zu entdecken. 

Dörfer aus Deutschland und Öster-
reich haben sich zum Netzwerk der 
Erlebnisdörfer zusammengeschlos-
sen. Und während einige von ihnen am Stand der DVS 
zu Gast sind, bieten andere auf der Aktionsfl äche 
„Marktplatz“ unter dem Motto „Erlebnisdörfer – Dörfer 
in Bewegung“ ein vielfältiges Treiben.

Die Fachagentur Nachwachsende 
Rohstoffe e.V. (FNR) ist im Bereich 
Energie aus Biomasse die zentrale An-
laufstelle in Deutschland. Sie präsen-
tiert gemeinsam mit Bioenergiedörfern 
und den vom BMELV geförderten Bioenergie-Regionen 
das Thema „dezentrale Bioenergieversorgung“.

Internationale Grüne Woche Berlin
vom 17. bis 26.01.2014

Gemeinschaftsschau „Lust aufs 
Land“: Bürger zeigen ihre Ideen 
und eröffnen neue Chancen
Die Aussteller der Gemeinschaftsschau „Lust aufs Land 
– gemeinsam für die ländlichen Räume“ präsentieren 
eine Fülle von Ideen, wie Regionen, Dörfer und Städte 
aus den Veränderungen in der Gesellschaft, wie z. B. 
dem demografi schen Wandel oder der Energiewende, 
Chancen für ihre Bewohner machen. Dabei stehen im-
mer wieder die Bürger des ländlichen Raumes im Mit-
telpunkt, die mit viel Einfallsreichtum und Engage-
ment selbst Dinge in die Hand nehmen. Organisiert 
von der Agrarsozialen Gesellschaft gibt es darüber 
hinaus auf der LandSchau-Bühne ein abwechslungs-
reiches Nonstop-Programm, das ländliches Leben 
sowie zukunftsweisende Projekte und interessante 
Persönlichkeiten unterhaltsam näher bringt.

Deutscher LandFrauenverband e.V. (dlv)
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Der Deutsche Landkreistag 
und seine Gäste stellen unter 
Beweis, dass der ländliche 
Raum schwungvoller denn je ist. 

Zwei der Höhepunkte sind der Kreis Minden-Lüb-
becke, der gemeinsam mit seinen Freunden aus 
dem Kreis Viljandimaa/Estland Szenen einer 
Kreispartnerschaft vorstellt und der Werra-Meiß-
ner-Kreis, dessen Schloss Berlepsch die Besu-
cher in eine mittelalterliche Welt mit Rittern, 
Schwertern und  Äxten entführt.

Der Ostdeutsche Spar-
kassenverband (OSV)
stellt die „Große Emma“ 

vor – ein umfassendes Konzept, um die Men-
schen auf dem Lande mit allem zu versorgen, 
was unverzichtbar ist, und ihren Dörfern einen 
(neuen) Lebensmittelpunkt zu geben. Wie wird 
das Dorf modern? Wie werden in Zukunft seine 
Läden aussehen, seine Sparkassen und seine 
Treffpunkte? Die „Große Emma“ entwirft eine 
neue Infrastruktur für eine zukunftsfähige Nah-
versorgung.

Am Gemeinschaftsstand 
des Modellvorhabens 
LandZukunft zeigen die 

Regionen Dithmarschen und Holzminden ihre in-
novativen und kreativen Ansätze zur Gestaltung 
des demografi schen Wandels. Im Fokus der Mo-
dellregion Dithmarschen steht dabei das Projekt 
„Talenteküste Dithmarschen“, mit dem das 
Beschäftigungspoten zial mittelfristig gesteigert 
wird. Die Modellregion Holzminden zielt auf die 
volle Ausschöpfung regionaler Tourismuspotenzi-
ale der Solling-Vogler-Region im Weserbergland 
ab. Ziel des Modellvorhabens LandZukunft ist es, 
neue Wege in der ländlichen Entwicklung zu er-
proben.

Der interkommunale Tourismusver-
band Nördliches Harzvorland e.V.
gibt interessierten und neugierigen Be-
suchern einen Einblick in die kulturellen 
und historischen Angebote des Ver-
bandsgebietes. Messebesucher kön-

nen hier den ländlichen Raum des Nördlichen 
Harzvorlandes mit seinen alten Brauchtümern 
und regionalen Erzeugnissen kennenlernen.

Dorfl äden „von Bürgern für 
Bürger“ sichern Nahversorgung 
und Lebensqualität in immer 
mehr Dörfern. Tante Emmaʼs-
Erben kombinieren den Lebens-

mittel-Einzelhandel mit Dienstleistungen sowie 
sozialen und kulturellen Angeboten und entwi-
ckeln sich zunehmend vom dörfl ichen Lebens-
mittelmarkt zum modernen Lebens-Mittelpunkt 
der Dörfer. Die Aktiven des Dorfl aden-Netz-
werks präsentieren ihre Konzepte und Erfahrun-
gen, machen Mut zum Mitmachen und „Lust 
aufs Landleben“.

Die Ems-Achse zeigt sich als Wachs-
tumsregion voller Überraschungen. 
Den Ostfriesen Otto Waalkes und die 
Papenburger Meyer Werft kennen die 
meisten Menschen. Aber dass die Wachstums-
region Ems-Achse Marktführer in der Windener-
gie und bei LKW-Aufl iegern sowie die Produktion 
des VW-Passats beheimatet, wissen nur wenige. 
In einer der dynamischsten Regionen Deutsch-
lands suchen viele erfolgreiche Unternehmen 
qualifi zierte Arbeitskräfte. 

Unter den Angeboten für Urlaub auf 
dem Bauernhof und Freizeit auf dem 
Lande fi nden Besucher eine Vielfalt at-
traktiver Bauernhöfe. Bei der Auswahl 
des passenden Angebots können 
Urlaubs willige nun auch bequem über 
das Internet fündig werden. Die Bundes-
arbeitsgemeinschaft für Urlaub auf 
dem Bauernhof und Landtourismus 
in Deutschland e.V. (BAG) informiert 
Besucher über das Portal Landsichten.de 
und rund um Fragen der Qualitäts-
sicherung.

Die Katholische Landjugendbewe-
gung Deutschlands (KLJB) stellt das 
Thema Dezentrale Energieversorgung 
mit einem Fokus auf Beteiligungsas-
pekte in den Mittelpunkt ihres Messe-
auftritts.

Die Europäische ARGE Landentwicklung 
und Dorferneuerung zeigt die Vielfalt der von 
Bauernhand geprägten Kulturlandschaften Eu-
ropas und beleuchtet Entwicklungsperspektiven 
für Dorf und Region.

Die LEADER-Regionen des 
Landes Brandenburg treffen sich 
am Stand der Vernetzungsstelle 
Forum ländlicher Raum, wo sie 
sich, ihre aktuellen Projekte so-
wie regionale Produkte präsen-
tieren.
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Beiträge aus Wissenschaft und Planungspraxis

Das Dorf im Wandel von 1950 bis heute stellte 
Prof. Dr. Gerhard Henkel, Universität Duisburg-Es-
sen, Institut für Geographie, vor. Er zeigte auf, dass 
sich Zuwachs und Schrumpfung auf dem Land stets 
abwechselten und plädierte für eine positive Sicht-
weise auf die Zukunft der Dörfer. Diese könnten die 
aktuellen Herausforderungen erfolgreich bestehen, 
wenn sie sich auf ihre Potenziale konzentrierten.

Nathalie Franzen, Dipl.-Geografi n und Regionalbe-
raterin, Gau-Odernheim, sprach über Bürgerengage-
ment in Zeiten des demografi schen Wandels. Sie 
beleuchtete die veränderten Rahmenbedingungen 
in den Dörfern und machte anhand verschiedener 
Projekte deutlich, wie Dorfbewohner aktiviert wer-
den können, welche Bedürfnisse sie haben und wie 
Lebensqualität aufrechterhalten werden kann. Zu-
gleich appellierte sie an die Politik, bestehende Bar-
rieren abzubauen.

Claudia Busch, ASG, stellte den Wettbewerb „Ker-
niges Dorf! Ortsgestaltung durch Innenentwicklung“ 
vor, den die ASG im Auftrag des Bundeslandwirt-
schaftsministeriums (BMELV) und mit Förderung der 
Rentenbank durchführt. Bei diesem sei deutlich ge-
worden, wie wichtig das Thema Innenentwicklung 
für die Dörfer ist und dass es schon viele gute und 
nachahmenswerte Ideen in den Dörfern gäbe. Die 
Gewinner werden am 23. Januar 2014 im Rahmen 
des Zukunftsforums ländliche Entwicklung des 
BMELV geehrt.1

Prof. Dr. Ulrich Harteisen und Dr. Swantje 
Eigner-Thiel, beide HAWK, präsentierten erste 
Ergebnisse des Forschungsschwerpunktes „Ge-
meinsam regionale Projekte gestalten“. In dessen 
Rahmen wurden Dorfbewohner dreier niedersäch-
sischer Landkreise hinsichtlich der Lebensqualität 
auf dem Land interviewt. Prof. Harteisen zeigte auf, 
dass die Zukunftsfähigkeit der Dörfer maßgeblich 
vom bürgerschaftlichen Engagement abhängt. Her-
ausforderungen bestünden dabei vor allem in der Fi-
nanzierung und in der Etablierung angepasster 
(politischer) Strukturen sowie der Qualifi zierung 
möglichst vieler Personenkreise für den Dialog in 
und zwischen den Dörfern.

Dialog Wissenschaft – Praxis
Neben der Diskussion der Vorträge hatten die Teil-

nehmer/-innen die Möglichkeit, sich in drei Arbeits-
gruppen zu den Themen „LEADER und Dorfent-
wicklung“, „Perspektiven der Niedersächsischen 
Landgesellschaft für den ländlichen Raum“ sowie 
„Landfrauen und Dorfentwicklung“ auszutauschen.

In ihrem Resümee machten Prof. Harteisen und 
Prof. Henkel noch einmal deutlich, wie wichtig die 
Besinnung auf die endogenen Potenziale der Dörfer 
sowie deren Kooperation, aber auch die entspre-
chende Unterstützung durch die Politik sind. Die 
Herausforderung des demografi schen Wandels 
sollte mit einem optimistischen und realistischen 
Blick angenommen werden.  Lukas M. Egyptien 

Tagung zur Zukunft des Dorfes:

Demografi scher Wandel gestaltbar
Die Hochschule für angewandte Wissenschaft und Kunst (HAWK), Fakultät Ressourcenmanagement, 
die Niedersächsische Akademie Ländlicher Raum e.V. und die Agrarsoziale Gesellschaft e.V. (ASG) 
veranstalteten am 21.11.2013 ein „Dialog-Forum“ unter dem Motto „Zukunft des Dorfes zwischen Ab-
wendung und Zuspruch“. Über 100 Interessierte gingen an der HAWK in Göttingen der Frage nach, wie 
sich der demografi sche Wandel auf die Lebensqualität in unseren Dörfern auswirkt. Klar wurde: Der de-
mografi sche Wandel stellt eine Herausforderung dar, ist aber hinsichtlich der Lebensqualität gestaltbar.

1 Weitere Informationen unter „Ländlicher Raum“ 01/2013 und www.asg-goe.de. Für „Ländlicher Raum“ 01/2014 ist eine Darstellung der Ergebnisse des  
 Wettbewerbs geplant.

Prof. Dr. Gerhard Henkel, 
Dr. Swantje Eigner-Thiel, 
Prof. Dr. Ulrich Harteisen, 
Nathalie Franzen, Claudia 
Busch und Markus Löwer 
(1. Reihe v.l.n.r.)
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Für die beiden Parlamentari-
schen Staatssekretäre war nicht 
entscheidend, wer letztlich der 
Union die wenigen fehlenden 
Stimmen zur Regierungsmehrheit 
verschaffte. Zwar hätte nach Auf-
fassung von Peter Bleser eine 
schwarz-grüne Koalition die 
Chance geboten, „die gesell-
schaftlichen Auseinandersetzun-
gen im Bereich der Agrar- und Er-
nährungswirtschaft zu befrieden.“ 
Unter dem Strich war aber auch 
die SPD im Agrarteil der Koaliti-
onsverhandlungen, die, wie der 
CDU-Politiker betonte, „auf den 
Grundlagen des Kräfteverhältnis-
ses der Parteien“ geführt wurden, 
kein allzu unangenehmer Partner. 
Staatssekretärskollege Gerd Mül-
ler erinnerte sich gar mit hör- und 
spürbarem Unbehagen an weit 
zurückliegende und längst über-
wundene schwarz-gelbe Zeiten 
und kam zum Ergebnis, seine 
Partei, die CSU, könne mit der 
SPD ihre Vorstellungen in der Ag-
rar- und ländlichen Entwicklungs-
politik „besser umsetzen als frü-
her mit der FDP“. Als Beispiele 
nannte der Allgäuer die Einigung 
auf das Leitbild einer „von Famili-
en getragenen, regional veran-
kerten, fl ächendeckenden Land-
wirtschaft unterschiedlicher Struk-
turen und Produktionsweisen“, 
unter das sich so ziemlich jede 
Form einordnen lässt, in der zwi-
schen der westlichen Hinterpfalz 
und dem östlichen Vorpommern 
auch nur theoretisch Landwirt-
schaft betrieben werden kann, 
sowie eine Breitbandoffensive als 
wichtigstem Infrastrukturprojekt 
für ländliche Räume in den 
nächsten Jahren. Immerhin gab 
Müller zu erkennen, wen er dabei 
vor allem gefordert sieht: den 
Staat gemäß dem Motto „geht 

Neues von der agrarpolitischen Bühne:

So sehen Sieger aus 
Selbstbewusste Agrarier, harmonische Koalitionsverhandlungen 
und richtungsweisende bis revolutionäre Beschlüsse in Berlin

nicht, gibt’s nicht“. Passend dazu 
wurde 1 Mrd. € pro Jahr, auf die 
sich die zuständige Koalitionsar-
beitsgruppe zur Unterstützung 
des Breitbandausbaus auf dem 
Lande geeinigt hatte, in den 
Schlussverhandlungen auch 
gleich wieder einkassiert. 

An der Rollenverteilung – 
schwarze Köche hier, rote Kellner 
da – bestand zumindest bei den 
Agrarthemen von Beginn an kein 
Zweifel. Kein Wunder: Franz-Jo-
sef Holzenkamp 66,3, Gerd Mül-
ler 60,7, Alois Gerig 59,1, Josef 
Rief 59,0, (der Neuling) Albert 
Stegemann 59,0, Johannes Rö-
ring 57,4, Peter Bleser 53,6, Mar-
lene Mortler 50,6 – was sich wie 
ein neues Modell für ein fl exibles 
Renteneintrittsalter in Abhängig-
keit vom Quotienten aus Schuh- 
und Konfektionsgröße liest, ent-
spricht in der Realität den prozen-
tualen Erststimmenergebnissen 
der Agrarpolitiker von CDU und 
CSU bei der Bundestagswahl am 
22. September. Angeführt vom 
bundesweiten Quotenkönig Hol-
zenkamp zählten die Unionsagra-
rier zu den erfolgreichsten Stim-
menfängern der bisherigen und 
künftigen Regierungspartei. Zu-
gegeben, in einigen der betreffen-
den Wahlkreise hätte auch ein 
Protagonist aus der Augsburger 
Puppenkiste den Sieg davonge-
tragen, sofern er über das ent-
sprechende Parteibuch und eine 
hinreichende Schwärze verfügte. 
Dass jedoch die Erststimmener-
gebnisse der Landwirtschaftspoli-
tiker noch durchweg über den oh-
nehin guten und vom Kanzlerin-
nenbonus befl ügelten Zweitstim-
menresultaten lagen, gab den 
ohnehin nicht übermäßig von 
Selbstzweifeln geplagten Unions-

agrariern noch ein bisschen mehr 
Schwung für unerlässliche, aber 
nicht übermäßig beunruhigende 
Koalitionsgespräche. Nebenbei 
stützen die Ergebnisse der Land-
wirte von CDU und CSU nicht 
gerade die von grüner Seite im 
Wahlkampf propagierte und von 
einigen Umweltverbänden bis 
heute hartnäckig vertretene The-
se vom Aufstand der Landbevöl-
kerung gegen eine nicht mehr zu 
bändigende Krake namens „Mas-
sentierhaltung“ und eine unge-
bremst fortschreitende Industriali-
sierung der Landwirtschaft. 

Für die SPD wird Agrarpolitik 
auch in Zukunft eine ähnliche 
Rolle spielen wie zuletzt: nämlich 
keine. Deren Vorturner und einzi-
ger überregionaler Vertreter Wil-
helm Priesmeier hat den Einzug 
in den Bundestag erneut ge-
schafft und das seit Jahrzehnten 
in sozialdemokratischer Hand be-
fi ndliche Direktmandat im Wahl-
kreis Goslar-Northeim-Osterode 
mit wenigen hundert Stimmen 
Vorsprung souverän verteidigt. 
Das wird seine Außenseiterstel-
lung in der neuen Bundestags-
fraktion weiter festigen. Seit an 
Seit schritt Priesmeier in den Ko-
alitionsverhandlungen mit Meck-
lenburg-Vorpommerns Dauer- 
Landwirtschaftsminister Till Back-
haus. Der gestaltet seit Monaten 
die Schlagzeilen im Nordosten zu 
einem maßgeblichen Teil aktiv 
mit, nur leider mehr im „Pleiten, 
Pech und Pannen“-Teil der regio-
nalen und gelegentlich auch 
überregionalen Presse und we-
niger auf den Wirtschafts- und 
Politikseiten. Alles in allem also 
beste Voraussetzungen für einen 
reibungslosen Verhandlungsver-
lauf auf Augenhöhe.
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Nicht weniger als den Umbau 
von der sektorbezogenen hin zu 
einer integrierten Politik für länd-
liche Räume hatten sich die tap-
feren Sozialdemokraten auf die 
Fahnen geschrieben. Auch die 
Union steht dieser Idee seit Jah-
ren aufgeschlossen gegenüber, 
spätestens nachdem der mittler-
weile zum bayerischen Allein-
herrscher aufgestiegene Horst 
Seehofer auf der Grünen Woche 
anno 2008 in seiner damaligen 
Funktion als „Minister für Bana-
nen und Kartoffeln“ die Weiter-
entwicklung der Gemeinschafts-
aufgabe „Verbesserung der 
Agrarstruktur und des Küsten-
schutzes“ (GAK) zu einer „Ge-
meinschaftsaufgabe ländliche 
Entwicklung“ entschlossen an-
gekündigt hatte. So verwundert 
kaum, dass genau diese Formu-
lierung Eingang in den aktuellen 
schwarz-roten Koalitionsvertrag 
gefunden hat. Ziel sei es, die 
Fördermöglichkeiten des Euro-
päischen Landwirtschaftsfonds 
für die Entwicklung des ländli-
chen Raums (ELER) umfassend 
zu nutzen, heißt es darin. Das 
hört sich gut an. Leicht getrübt 
wird diese Einschätzung durch 
die Streichung von 200 Mio. € 
zusätzlicher Bundesmittel zu-
gunsten der Gemeinschaftsauf-
gabe, die der CSU-Vorsitzende 
im Wahlkampf mindestens ge-
nauso entschlossen in Aussicht 
gestellt hatte, die dann jedoch in 
der Koalitionsnacht der langen 
Messer nicht mehr in den von 
Union und SPD geplanten Mehr-
ausgaben von 23 Mrd. € unter-
zubringen waren. Marlene Mort-
ler (50,6) hat bereits unmissver-
ständlich wissen lassen, „ohne 
neue Mittel keine neuen Maß-
nahmen“. Nicht ausgeschlossen, 
dass die Herren Holzenkamp 
(66,3), Müller (60,7), Röring 
(57,4) und Bleser (53,6) in die-
ser Frage ähnlicher Auffassung 
sind.

 
Beim Hochwasserschutz zeigt 

sich die neue Koalition ebenso 

entschlossen und kündigt einen 
Sonderrahmenplan „Präventiver 
Hochwasserschutz“ an. Dass 
der fi nanziell unterlegt wird, 
steht außer Frage, wird aber 
nicht weiter thematisiert. Auch 
die Agrarforschung will die Koali-
tion stärken. Hier wie in anderen 
Fällen bietet sich eine „unmittel-
bare, vollständige und dauerhafte 
Gegenfi nanzierung im gleichen 
Politikbereich“ an, wie es in der 
Koalitionsvereinbarung heißt. 
Dies verspricht ebenso span-
nende Haushaltsverhandlungen 
wie die in Aussicht gestellte an-
gemessene fi nanzielle Ausstat-
tung des Waldklimafonds. Inter-
essant könnten auch die anste-
henden Unterredungen zwi-
schen den Ressorts über eine 
bessere Koordinierung der Res-
sortzuständigkeiten für ländliche 
Räume werden. Vielleicht kön-
nen die Verantwortlichen in der 
neuen Bundesregierung und der 
sie tragenden Koalition auf die 
Erfahrungen von 2005 ff. zurück-
greifen. Zwar wollten CDU, CSU 
und SPD damals keinen „Schwer-
punkt für ländliche Räume, De-
mografi e und Daseinsvorsorge“ 
innerhalb der Bundesregierung 
einrichten, aber immerhin eine 
„nationale Strategie zur ländli-
chen Entwicklung“ erarbeiten.

Auch auf anderen Feldern ha-
ben sich die Unterhändler von 
CDU, CSU und SPD auf rich-
tungsweisende und über den 
Tag hinausreichende Vorhaben 
verständigt. So sollen der Kurs 
in der marktwirtschaftlichen 
Milchpolitik ein gutes Jahr vor 
dem unwiederbringlichen Ende 
der Quotenregelung „fortge-
setzt“, das bundesweite Regio-
nalfenster zur Kennzeichnung 
regionaler Produkte „evaluiert“, 
die Exporte mit verstärkter Bun-
deskompetenz weitergeführt, die 
Agrarsozialversicherung „inten-
siv begleitet“, die Hofabgabe-
klausel „neu gestaltet“, die seit 
Monaten im Bundesrat festhän-
gende Bundeskompensations-

verordnung „vorgelegt“, der 
Nationale Aktionsplan Pfl anzen-
schutz (NAP) „entschlossen 
umgesetzt“, die Risiken der Dün-
gung „minimiert“ und die recht-
lichen Instrumentarien der Kont-
rolle der Aktivitäten nicht-land-
wirtschaftlicher und überregiona-
ler Investoren „geprüft“ werden. 
Ähnlich wie bereits 2005 wollen 
sich Schwarz und Rot ohne 
Wenn und Aber für eine einheit-
liche Besteuerung des Agrar-
diesels in der EU sowie für EU-
weit einheitliche und höhere 
Tierschutzstandards einsetzen. 
Auch die vorgesehene Einfüh-
rung eines Prüf- und Zulas-
sungsverfahrens für Tierhal-
tungsverfahrens stand vor acht 
Jahren auf der schwarz-roten 
Agenda.

In der landwirtschaftlichen 
Nutztierhaltung will die große 
Koalition dennoch ganz neue 
und geradezu revolutionäre 
Wege gehen. Nicht weniger als 
eine „nationale Tierwohl-Offen-
sive“ soll Halter und Tierschützer 
miteinander versöhnen. Zwar ist 
noch nicht vollständig klar, was 
sich dahinter verbirgt – mögli-
cherweise irgendetwas zwischen 
der Klopp’schen Strategie, die 
Gegner in Grund und Boden zu 
rennen, und dem Gardiola’schen 
Verständnis von der eher kont-
rollierten Offensive mit dem Be-
streben, den Ball nicht herzuge-
ben und die anderen nicht ins 
Spiel kommen zu lassen. Über-
setzt auf die Tierhaltung könnte 
dies auf ein Feuerwerk an Hoch-
glanzbroschüren, Lobgesängen 
und Jubelarien über die Vorzüge 
der modernen Tierhaltung auf 
und in allen Kanälen und Medi-
en, eingebettet in eine neue, 
größere und noch umfassendere 
Charta für Landwirtschaft und 
Verbraucher als ehedem hinaus-
laufen. Das Spiel dauert längs-
tens vier Jahre und die Wahrheit 
is auf’m Platz.     Rainer Münch
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Interaktives Demografi e-Modul zeigt Städten 
und Landkreisen ihren Handlungsbedarf auf

Um den Herausforderungen des demografi schen Wandels zu begegnen und diesen aktiv zu gestal-
ten, arbeiten die Bundesregierung und ihre Kooperationspartner in der Arbeitsgruppe „Regionen im 
demografi schen Wandel stärken“ bei der Umsetzung der Demografi estrategie „Jedes Alter zählt“ an 
Lösungen. Ihre Erkenntnisse hat die Arbeitsgruppe aufbereitet und praktische Materialien entwickelt.

So bekommen die Akteure in Stadt- 
und Landkreisen ein neues Instru-
ment an die Hand, um den demo-
grafi schen Wandel bis zum Jahr 
2030 aktiv gestalten zu können. Ein 
von der Arbeitsgruppe erarbeitetes 
Dossier mit einem interaktiven De-
mografi e-Modul zeigt für jeden 
Landkreis und jede kreisfreie Stadt 
den Handlungsbedarf bei Daseins-
vorsorge, re gionaler Wirtschaftskraft 
und In tegration auf. Damit können 
die betroffenen Regionen den Hand-
lungsbedarf in ihrer Region iden tifi -
zieren und mit konkreten Lösungs-
vorschlägen etwas für ihre Region 
verändern. Die Arbeitsgruppe hat 
dazu eine Methodik entwickelt, mit 
der nach bundesweit einheitlichen 
wissenschaft lichen Kriterien die ein-
zelnen Regionen abhängig von ihrer 
Betroffenheit vom demografi schen 
Wandel dargestellt werden. 

Beispielsweise können Landkarten 
von Deutschland als PDF-Dateien 
von der Website des Bundesministe-
riums für Ernährung, Landwirtschaft 
und Verbraucherschutz (BMELV) 
heruntergeladen werden. Mit diesen 
interaktiven Karten können gezielt 
detaillierte Informationen einzelner 
Regionen abgerufen werden, z. B. 
der Bedarf an Sicherung und Aus-
bau der Infrastruktur für die einzel-
nen Altersgruppen, die Sicherung 
des Arbeitskräftepotenzials, die För-
derung von Wirtschaftswachstum, 
die Anpassung an sinkende regio-
nale Nachfrage, die Integration und 
die Anpassungen an das Bevölke-
rungswachstum. 

Die Karten sowie weitere Informationen zur Berechnungsgrundlage und Methodik der regionalen Informationsdossiers 
sind auf der Internetseite des BMELV abrufbar unter: www.bmelv.de/demografi estrategie.

Das interaktive Demografi e-Modul am Beispiel Altmarkkreis Salzwedel in 
Sachsen-Anhalt. Beim Klicken auf einen Kreis öffnet sich ein detailliertes 
Informationsdossier mit grafi sch aufbereiteten Informationen.
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Angesichts des demografi schen Wandels und der sich abzeichnenden Fachkräfteproblematik ge-
winnt die Forderung nach gelingenden Übergängen von der Schule in die Arbeitswelt für alle Schüle-
rinnen und Schüler zunehmend an wirtschaftspolitischer Relevanz.1 Die stetig abnehmende Zahl He-
ranwachsender muss effektiver zu einem qualifi zierten Schulabschluss geführt werden, um den kon-
tinuierlichen Zufl uss an Nachwuchskräften zu sichern.

Neuere Forschungsergebnisse deuten darauf 
hin, dass das Phänomen Ausbildungslosigkeit 
längst nicht mehr nur als ein Thema der traditio-
nellen Benachteiligtenförderung zu betrachten 
ist. Immer mehr Jugendliche mit mittleren Bil-
dungsabschlüssen scheitern am Übergang von 
der Schule in die Arbeitswelt. Die Ursachen hier-
für sind sowohl in den steigenden Anforderun-
gen der Arbeitswelt zu suchen als auch in der 
wachsenden Komplexität des Übergangs Schule 
– Arbeitswelt sowie in der abnehmenden Unter-
stützungskompetenz des familiären Umfeldes – 
insbesondere in sozial schwachen und bildungs-
fernen Elternhäusern. In der Konsequenz dieser 
Entwicklungen gewinnt die professionelle Bera-
tung und Begleitung Jugendlicher im Über-
gangsprozess an Bedeutung. Das Modellprojekt 
„Übergangslotsen“ des Kreises Dithmarschen 
greift dies auf. Es versucht, unter den Schlag-
worten „niedrigschwellig – lebensweltorientiert 
– benachteiligungssensibel“ eine individuelle 
Übergangsbegleitung für alle Schülerinnen und 
Schüler unabhängig von traditionellen Zielgrup-
pendefi nitionen zu realisieren.

Dithmarschen – Schlaglichter einer Region

Der Kreis Dithmarschen leidet unter einer bundesweit 
einmaligen sozialen Problemverdichtung im Bereich 
Jugend und Beschäftigung. Derzeit verlassen mehr als 
30 % der Schülerinnen und Schüler die Sekundarstufe I 
der allgemeinbildenden Schule ohne feste Perspektive 
auf einen Schul- oder Ausbildungsplatz. Sie münden 
häufi g in staatlich fi nanzierte Maßnahmen der Berufs-
vorbereitung ein. Diese Problematik betrifft nicht nur die 
unteren Bildungssegmente, sondern zunehmend auch 
Jugendliche aus dem schulischen Mittelfeld.2

Gelingt Schulabgängerinnen und -abgängern der di-
rekte Einstieg in Ausbildung oder Beschäftigung nicht, 
drohen langfristig Maßnahmekarrieren und Langzeitar-
beitslosigkeit. Obwohl sich die Lage auf dem regionalen 
Ausbildungsmarkt in den letzten Jahren demografi e-
bedingt etwas entspannt hat, liegt die Quote junger 
Arbeitsloser im Alter von 15 bis 25 Jahren in Dithmar-
schen mit 19,6 % um mehr als ein Viertel über dem 
Landesdurchschnitt (Kreis Dithmarschen 2012). Mit 
einem Verebben der Problematik „Übergang“ ist daher 
langfristig nicht zu rechnen.

Zu den größten Hemmnissen im Übergang Schule – 
Arbeitswelt zählt neben Defi ziten bei schulischen und 
ausbildungsrelevanten Kernkompetenzen die schwach 
ausgeprägte berufl iche Orientierung der Jugendlichen. 
Die Ursachen hierfür sind vielschichtig, weisen nach Er-
kenntnissen kreisweiter Erhebungen jedoch einen star-
ken Bezug zur sozialen Problemverdichtung im Kreisge-
biet auf (S.Ü.D. 2012).3 Eine erhebliche Zahl der Heran-
wachsenden kann weder in schulischen noch in berufs-

Ricarda Röleke

Evangelisch-Lutherische Kirche in Nord-
deutschland, Referentin für Frauen, Männer 
und Jugend, Kiel; vorher Projektkoordinatorin 
im Sozialraum orientierten Übergangsmanage-
ment der Kreisverwaltung Dithmarschen

ricarda.roeleke@lka.nordkirche.de

1 Mit Übergang Schule – Arbeitswelt wird die übergangsbiografi sche Phase zwischen dem Beginn der Berufsorientierung in der Schule und dem sicheren  
 Ankommen in Ausbildung bzw. Beschäftigung bezeichnet.
2 So verfügte im Schuljahr 2011/2012 fast ein Drittel der Schulabgängerinnen und -abgänger ohne direkten Anschluss über einen Mittleren Schulabschluss  
 (Schulamt Kreis Dithmarschen 2012).
3 Unter allen Kreisen des Landes Schleswig-Holstein weist der Kreis Dithmarschen die höchste Belastungsquote im Bereich des SGB II auf. Auch bei   
 wesentlichen Indikatoren der Jugendhilfe ist die außergewöhnliche Belastung des Kreises Dithmarschen unübersehbar. Unter allen Kreisen des Landes  
 Schleswig-Holstein hat Dithmarschen die höchste Fremdunterbringungsquote (Heimplätze), die höchste Beistandschaftsquote sowie eine überdurch-  
 schnittliche Quote bei Scheidungen und Sorgerechtsentzügen (Kreis Dithmarschen 2012).

Übergangslotsen Dithmarschen:

Lebensweltorientierte Beratung und 
Begleitung am Übergang Schule – Arbeitswelt
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wahlbezogenen Bereichen auf die Unterstützung 
des familiären Umfeldes zurückgreifen.

Um die Übergangsproblematik abzumildern, gilt es, 
den bestehenden Kreislauf der Benachteiligung so-
zial schwächerer Jugendlicher zu durchbrechen, 
gleichzeitig jedoch auch auf neue Problemlagen in 
der Mittelschicht einzugehen. Als Antwort auf diese 
doppelte Herausforderung setzt die kommunale 
Steuerung des Übergangs Schule – Arbeitswelt des 
Kreises Dithmarschen auf eine Doppelstrategie aus 
Verstärkung der präventiven Arbeit in Schulen und 
gezielterer individueller Übergangsbegleitung. 

Traditionelle Zielgruppen der Benachteiligtenförde-
rung, wie Jugendliche mit Förderstatus und schwa-
che Hauptschülerinnen und Hauptschüler, profi tie-
ren im Kreisgebiet bereits von einem gut ausgebau-
ten Unterstützungsnetz.4 Bisher fehlte jedoch ein 
niedrigschwelliges und zielgruppenübergreifendes 
Angebot der Beratung und Begleitung für Jugend-
liche außerhalb dieser Zielgruppe. Der Kreistag 
sprach sich daher im Juni 2011 für die Schaffung 
von zwei Personalstellen für die sozialpädagogische 
Übergangsbegleitung aus Mitteln des Bildungs- und 
Teilhabepaketes aus. 

„Übergangslotsen“ beraten Heranwachsende 
in ihren individuellen Benachteiligungslagen 

Aufgabe der Übergangslotsen ist es, Jugendliche 
im Prozess des Erwachsenwerdens und der Ent-
wicklung individueller Kompetenzen der Übergangs-
bewältigung zu begleiten. Durch die Schaffung ge-
lingender Abschlüsse und Anschlüsse soll zudem 
eine spätere Ausbildungs- und Arbeitslosigkeit ver-
mieden werden. Die Fachkräfte übernehmen eine 
Lotsenfunktion im Übergangsprozess. Sie unterstüt-
zen Schülerinnen und Schüler durch eine individuel-
le, lebensweltorientierte Beratung und Begleitung 
darin, zum Abschluss der Schule eine verbindliche 
berufl iche Perspektive entwickelt und entsprechen-
de Anschlussoptionen geregelt zu haben. Falls not-
wendig, stellen sie die passgenaue Versorgung der 
begleiteten Jugendlichen mit weiteren Unterstüt-
zungsmaßnahmen (z. B. Psychotherapie) sicher. 
Eine Weiterbegleitung der einzelnen Jugendlichen 
durch die Übergangslotsen ist bis zu sechs Monate 
nach dem Schulabschluss möglich.

Das Angebot richtet sich an Jugendliche ab der 
7. Klasse. Es spricht ausdrücklich Schülerinnen und 
Schüler aller Schularten ungeachtet ihres sozialen 
oder rechtlichen Status an und ist benachteiligungs-

sensibel ausgerichtet, d. h. es richtet seinen Fokus 
auf Heranwachsende in ihren individuellen Benach-
teiligungslagen. 

Jugendliche benötigen in der von ihnen häufi g als 
schwierig erlebten Übergangsphase verlässliche 
und niederschwellige Unterstützungsstrukturen. Die 
Übergangslotsen sind im Rahmen regelmäßiger 
Sprechstunden an den Schulen vertreten. Beratun-
gen fi nden darüber hinaus in den Büros der Über-
gangslotsen sowie in Form von aufsuchender Hilfe 
statt. Die Schülerinnen und Schüler können selbst-
tätig Kontakt zu den Übergangslotsen aufnehmen. 
Mit Zustimmung der betroffenen Jugendlichen ist 
auch eine Zuleitung durch Schulen, Schulsozialar-
beiterinnen und Sozialarbeiter sowie Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter von Jugendhilfe, Berufsberatung, 
Jobcenter oder anderen Kooperationspartnern mög-
lich.

Grundlage der individuellen Beratung und Beglei-
tung durch die Übergangslotsen ist ein gemeinsames 
Gespräch mit den Jugendlichen, in dem die Bedarfe 
der Jugendlichen unter Einbezug ihrer persönlichen 
Lebenslage erarbeitet werden. Fachlich orientiert 
sich die Arbeit der Übergangslotsen am Konzept der 
Sozialraumorientierung, welches sich auf die folgen-
den Prämissen stützt: 

Orientierung am Willen der begleiteten Jugend-
lichen, d. h. ein grundsätzlicher Respekt vor dem 
Eigensinn der Person als Antriebsfaktor selbst-
gesteuerter Veränderung

Unterstützung von Eigeninitiative und Selbsthilfe

Konzentration auf die Ressourcen der Jugend-
lichen und ihres Sozialraumes

zielgruppen- und bereichsübergreifende Sichtweise

verstärkte Netzwerkarbeit, u. a. zwischen Fach-
kräften und beteiligten Personen im Sozialraum

Im Fokus der Übergangslotsen stehen die Heran-
wachsenden mit ihrer individuellen Lebenssituation 
und -vorstellungen. Die Beratung zielt sowohl auf 
die persönliche, familiäre und schulische Situation 
als auch auf die Berufs- und Lebenswegplanung der 
Jugendlichen. Häufi g müssen zunächst akute per-
sönliche Problemlagen stabilisiert werden, bevor an 
der Berufs- und Lebensplanung angesetzt werden 
kann. Gemeinsam mit den Übergangslotsen werden 
konkrete Handlungsschritte für die Gestaltung der 
eigenen Lebensperspektive geplant und umgesetzt. 

4 Jugendliche mit Förderstatus sowie schwache Schülerinnen und Schüler aus Hauptschulbildungsgängen werden u. a. über das landesweite Förder-  
 programm „Handlungskonzept Schule – Arbeitswelt“ sowie die Berufseinstiegsbegleitung betreut.
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Hierzu werden die Ergebnisse von Selbsteinschät-
zungsverfahren sowie Berufswahlportfolios genutzt. 
Wichtige Bezugspersonen wie Familie, Coaching-
Kräfte oder Freunde werden mit Einverständnis der 
begleiteten Jugendlichen in den Planungsprozess 
einbezogen. Ebenso ist eine Vermittlung in weiter-
führende Beratungs- und Unterstützungsangebote 
möglich. Die Arbeit der Übergangslotsen erfolgt 
komplementär zu bereits vorhandenen (Regel-)An-
geboten im Übergang Schule – Arbeitswelt inner-
halb des Kreisgebietes. Es agiert als Brückenbauer 
zwischen den Jugendlichen und ihren erstrebten An-
schlüssen bzw. unterstützenden Angeboten auf dem 
Weg dorthin. 

Mehrfachproblemlagen bei Jugendlichen
Ersten Erkenntnissen zufolge scheint es gelungen 

zu sein, Jugendliche zu erreichen und unterstützen 
zu können. Von den 67 im ersten Berichtsjahr be-
gleiteten Jugendlichen strebten 67 % einen Haupt-
schulabschluss an, weitere 25 % einen Mittleren 
Schulabschluss. 2 % der begleiteten Jugendlichen 
stammten aus dem gymnasialen Bereich. Der Anteil 
der Beratenen mit Migrationshintergrund lag mit ca. 
6 % etwa im Durchschnitt der altersgleichen Bevöl-
kerung.

Als zentrale Kooperationspartner erwiesen sich be-
reits in der Startphase die weiterführenden Schulen 
im Kreisgebiet. In den meisten Fällen erfolgt der 
Erstkontakt zu Schülerinnen und Schülern im Rah-
men der dort verorteten Regelsprechzeiten. Die Be-
ratungsintensität an den einzelnen Schulen korre-
liert stark mit der sozialen Belastung der Schüler-
schaft. Die Form der Beratung gestaltet sich im 

Einzelfall sehr unterschiedlich. Sie reicht von einma-
li gen Telefonaten über Beratungsgespräche in der 
Schule bis hin zu Einzelcoaching. 

Die Problemlagen der begleiteten Jugendlichen 
gestalten sich je nach Alter, schulischem und sozia-
lem Hintergrund sehr unterschiedlich. In der Praxis 
zeigt sich, dass bei den Ratsuchenden zumeist eine 
Mehrfachbelastung vorliegt. Zu den am häufi gsten 
genannten Gründen für die Inanspruchnahme des 
Beratungsangebotes zählen schlechte Zensuren 
bzw. ein unzureichendes Bewerbungszeugnis sowie 
private Probleme. Die schwierige Entwicklungspha-
se des Erwachsenwerdens geht bei den Jugendli-
chen sowohl mit Konfl ikten im Elternhaus als auch 
mit Verhaltensauffälligkeiten und Schulverweige-
rungstendenzen einher. Desorientierung im Berufs-
wahlprozess und mangelnde Eigeninitiative auf dem 
Weg in die Arbeitswelt gehören ebenso zum Bild.

Aufgrund der lebensweltlichen Bezüge der von den 
Ratsuchenden geschilderten Problemlagen, werden 
zumeist auch Dritte in den Beratungsprozess ein-
bezogen. Dies sind in erster Linie Eltern und Erzie-
hungsberechtigte, aber auch Lehrkräfte, Schulso-
zialarbeiter/-innen sowie die Berufsberatung.

Nach dem Schuljahr 2011/2012 gingen 30 der von 
den Übergangslotsen begleiteten Schülerinnen und 
Schüler von der Schule ab. Es zeigt sich, dass das 
Ziel der Übergangslotsen, die Jugendlichen bei der 
Entwicklung einer individuell geeigneten Perspektive 
für die Zeit nach der Schule zu unterstützen, bisher 
voll erfüllt werden konnte: Kein Jugendlicher verließ 
die Betreuung ohne einen festen Anschluss. Auch 
die von den Übergangslotsen zunächst weiter be-
gleiteten Jugendlichen konnten innerhalb der ersten 
beiden Monate nach dem Schulabschluss eine feste 
Zukunftsperspektive entwickeln.

Erfolg durch partnerschaftliche 
Zusammenarbeit

Der Übergang von der Schule in die Arbeitswelt 
stellt für eine immer vielschichtigere Gruppe an Ju-
gendlichen eine Herausforderung dar. Benachteili-
gungslagen an der ersten Schwelle sind heute kom-
plexer und dynamischer als noch vor einigen Jah-
ren. Die Übergangslotsen versuchen, dieser Realität 
durch eine sozialraumorientierte Herangehensweise 
gerecht zu werden. Das Angebot füllt im Kreis Dith-
marschen bestehende Lücken der Übergangsbe-
gleitung für Jugendliche, die von den etablierten 
Förderprogrammen aufgrund der Zugangsvoraus-
setzungen und Aufgabendefi nitionen nicht erreicht 
werden. 

Übergangslotsen Anders Tiedemann und Timo Jäger
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Bereits jetzt lassen sich erste Erfolge des Kon-
zepts „Übergangslotsen“ erkennen. Durch die part-
nerschaftliche Zusammenarbeit mit Jugendlichen, 
Erziehungsberechtigten und anderen beteiligten 
Personen offenbaren sich in der Lebenswelt der Be-
ratenen erhebliche Ressourcen, auch bei Heran-
wachsenden mit sozial schwachem Hintergrund. 
Aufgrund des freien Gestaltungsspielraumes ihrer 
Arbeit können die Übergangslotsen fl exibel auf die 
individuellen Rahmenbedingungen und Bedarfe der 
Jugendlichen eingehen und diese somit erfolgreich 
dabei unterstützen, einen geeigneten Anschluss 
nach dem Abschluss zu fi nden. Für die effektive Un-
terstützung Jugendlicher in einem Flächenlandkreis 
besonders förderlich erweist sich neben der hohen 
Flexibilität in der Beratungsgestaltung auch die Ver-
ortung des Angebotes im Sozialraum sowie die 
Möglichkeit der aufsuchenden Hilfe. 

Die Wirkungskraft der Übergangslotsen stößt je-
doch auch an Grenzen. Alle begleiteten Jugendli-
chen weisen z. T. komplexe Mehrfachbelastungen 
auf – Problemlagen mit langer Vorgeschichte, deren 

Bearbeitung kurz vor Schulabgang sehr schwierig 
ist. Durch die Möglichkeit einer Begleitung ab Klas-
se 7 sind hier langfristig Verbesserungen zu erwar-
ten. Angesichts der sozialen Problemverdichtung in 
der Dithmarscher Bevölkerung entbindet dies alle 
Beteiligten vor Ort aber nicht von einem Ausbau der 
präventiven Arbeit im Vorschul- und Elementarbe-
reich. Ziel muss es sein, Präventionsketten zu knüp-
fen, die Ausbildungs- und Arbeitslosigkeit nachhaltig 
vorbeugen.  

Quellen

Kreis Dithmarschen (2012): Sozialatlas 2011, Heide.

Schulamt Kreis Dithmarschen (2012): Ergebnisse des Meldever-
fahrens abgehender Schülerinnen und Schüler nach § 30 VII 
SchulG, Heide.

Sozialraumorientiertes Übergangsmanagement Dithmarschen – 
S.Ü.D. (2012): Perspektive Berufsabschluss? Zur Situation junger 
Dithmarscherinnen und Dithmarscher nach dem Schulabschluss 
– Ergebnisse der Verbleibsbefragung, Heide.

Die Kirche gehört zum Dorf
Dr. habil. Harald Lütkemeier

Die „Kirche im Dorf“ ist mehr als eine nur im übertragenen Sinne gemeinte Redewendung. Der oft 
von weitem sichtbare Kirchturm prägt das Gesicht vieler Dörfer. Inmitten der Dörfer sind die Dorfkir-
chen vertraute Wegmarken, Teil ihrer Geschichte und der Lebensgeschichte ihrer Bewohner. Für un-
sere Gesellschaft und Kultur sind Kirchen unverzichtbar, weshalb ihre Bewahrung eine gesamtge-
sellschaftliche Aufgabe ist.

In den vergangenen Jahrhun-
derten war die Kirche im umfas-
senden Sinn Kulturträgerin. Viele 
Kirchengebäude stehen seit lan-
gem unter Denkmalschutz, im 
Osten Deutschlands sind es 
94 %. Sie sind die wertvollsten 
Bauwerke in den Gemeindege-
bieten. Besonders Dorfkirchen in 
den östlichen Bundesländern sind 
vom Verfall bedroht. Wenn es um 
den Erhalt ihres Kirchengebäudes 
geht, ist die einzelne Gemeinde 
fi nanziell überfordert. Vor Ort gibt 
es jedoch – aller Skepsis zum 
Trotz – zunehmend viele hoff-
nungsvolle Lebenszeichen von 
„Kirche im Dorf“. 

Neue Impulse durch 
alternative Nutzungen

Die Kirche als Ort vieler Kom-
munikationsmöglichkeiten und 
Informationsangebote fördert zu-
nehmend das so wichtige Dorfge-
meinschaftsleben, indem sie bei 
der Vorbereitung und Durchfüh-
rung von Dorffesten an den ver-
schiedenen (meist kirchlichen) 
Feiertagen mitwirkt. Eine gute 
Resonanz fi nden Ausstellungen 
zur Dorfgeschichte und -entwick-
lung, Orgelkonzerte, Erntedank-
feste, Weihnachtsfeiern und viele 
andere mehr, zu denen eine Viel-
zahl von Dorfbewohnern – unge-

achtet der bestehenden oder auch 
nicht (mehr) bestehenden Konfes-
sionszugehörigkeit – den Weg in 
die Kirche fi nden. Das „Erlebnis 
Kirche“ soll erhalten bleiben. In 
vielen Dorfbauvereinen engagie-
ren sich aktive, kulturinteressierte 
Menschen, oft gemeinsam mit 
Pfarrer/-in und der Kommune, für 
den Erhalt der Kirchen. 

Dr. habil. Harald Lütkemeier

Mitglied des Kreistages des Salzlandkreises 
und des Vorstandes der Teilnehmergemein-
schaften Sachsen-Anhalts

Tel. (03471) 36 69 47
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Unterschiedliche Förderer 
für Kirchen-Vorhaben 

Von der Förderung der regio-
nalen ländlichen Entwicklung 
profi tieren in Sachsen-Anhalt 
auch Kirchen. Laut Pressemit-
teilung des Ministeriums für 
Landwirtschaft und Umwelt 
wurden im Jahr 2012 mit fast 
3 Mio. € 119 Vorhaben unterstützt. 
Insgesamt konnten in der aktuel-
len Förderperiode (2007 bis 2013) 
531 Kirchen-Vorhaben mit rund 
10,6 Mio. € gefördert werden. Die 
Gesamtkosten beliefen sich auf 
rund 35 Mio. €. Verglichen mit an-
deren ostdeutschen Bundeslän-
dern gibt es in Sachsen-Anhalt 
die meisten Kirchen – insgesamt 
1 179 Gebäude (lt. Evangelischer 
Kirche Mitteldeutschland – EKM). 
Diese sind Last und Schatz zu-
gleich. Löcher im Dach, rissige 
Mauern, morsches Gestühl: Jede 
zehnte Kirche in Sachsen-Anhalt 
ist akut vom Zerfall bedroht. Re-
paraturen sind dringend erforder-
lich, um den Einsturz abzuwenden. 

Im Landkreis Stendal sind mit 
78 Vorhaben die meisten in die-
sem Zeitraum unterstützt worden. 
Mit den auch von der EU bereit-
gestellten Mitteln werden ortsbild-
prägende Kirchen oder historisch 
wertvolle Kirchen einschließlich 
dazugehöriger Grundstücke und 
Gebäude erhalten und gestaltet. 
Das ist eine große Hilfe, denn die 
EKM könnte dies mit ihren ver-
fügbaren rd. 6 Mio. € aus eigener 
Kraft nicht leisten. „Den Kirchen 
und ihren Einrichtungen kommt 
im ländlichen Raum eine beson-
dere identitätsstiftende Rolle zu. 
Kirchen tragen dazu bei, das 
dörfl iche Gemeinschaftsleben 
und die Bindung der Bürger an 
ihren heimatlichen Lebensraum 
zu stärken“, betonte Landwirt-
schafts- und Umweltminister 
Dr. Hermann Onko Aeikens im 
Pressegespräch. Die geförderten 
Vorhaben der Kirchengemeinden 
sind ganz unterschiedlicher Na-
tur. So wurden an der Kirche Le-
bien in Annaburg (Landkreis Wit-
tenberg) das Fachwerk und die 

Fassade des Turms mit An-
schluss an das Kirchenschiff 
saniert. 

In Gröna (Salzlandkreis) wurde 
der Kirchturm 2011/2012 komplett 
erneuert. Ende April 2013 wurde 
dieser nach der Sanierung erst-
mals für die Besucher geöffnet. 
Auf zwei Etagen ist eine Ausstel-
lungen über den Naturpark „Unte-
res Saaletal“ zu sehen und von 
oben erschließt sich ein herrlicher 
Blick über das Saaletal. Die Kir-
che soll künftig regelmäßig geöff-
net werden; am Saaleradweg ge-
legen, gibt es Überlegungen für 
die Öffnung als Radfahrerkirche. 
Das Dorf Gröna ist mehrfacher 
Sieger im Dorfwettbewerb „Unser 
Dorf hat Zukunft“ und zählt seit 
Jahren zu den dörfl ichen Perlen 
des Landes. Bürgerengagement 
und Eigeninitiativen sind allge-
genwärtig. 

Mit der Sanierung der Kirchen-
gebäude bringen sich die Kirchen-
gemeinden sowie vielfältige Kir-
chenbau- und Heimatvereine 
sehr aktiv in Dorferneuerungs- 
bzw. Dorfentwicklungsprozesse 
ein. Mehr als 260 Kirchenbau-

Kirche Lebien
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Der Kirchturm der Kirche St. Petri in 
Gröna ist im Saaletal weithin zu sehen.
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vereine, die in ihrem Dachver-
band Sachsen-Anhalt zusammen 
arbeiten, erweisen sich oft als 
Retter in der größten Not. Mal 
sind es nur 10, manchmal 
50 Aktive in einem Kirchenbau-
verein, insgesamt steigt ihre Zahl. 
Auch viele Nicht-Christen, ohne 
deren Engagement es nicht ge-
hen würde, sind dort aktiv – oft 
bis zu 70 % der Mitglieder. 

Die Stiftung zur Bewahrung 
kirchlicher Baudenkmäler in 
Deutschland (Stiftung KiBa), 
Lotto-Gelder bzw. PS-Lotterie- 
Sparen der Sparkassen unterstüt-
zen diese Initiativen, sind zusätz-
liche Motivation. Als ein Beispiel 
hierfür sei die Dorfkirche St. Boni-
fatius in Großwirschleben (Salz-
landkreis) mit ihren Akteuren ge-
nannt. Sie ist eines von zwölf 
Gotteshäusern in Deutschland, 
das aufgrund des beispielhaften 
Bürgerenga gements zu ihrer Ret-
tung als „Kirche des Jahres 2012“ 
nominiert wurde und in der Wahl 
einen respektablen sechsten 
Platz belegte. Inzwischen sind 

bereits erhebliche Sanierungs-
maßnahmen in der Kirche reali-
siert, an denen das ganze Dorf 
beteiligt war (Initialzündung). Den 
größten Umfang nimmt dabei die 
Sanierung des Kirchenschiffes 
einschließlich der Stuckdecke 
ein. Dazu gehört auch der Einbau 
des Gemeinde- und Vereinsraumes.

Die Stiftung KiBa, seit über 
15 Jahren bestehend, mit mehr 
als 2 500 Mitgliedern im Förder-
verein, fördert in diesem Jahr 
89 Projekte zum Erhalt von Kir-
chen in mehreren Bundeslän-
dern. Die Stiftungsmittel konnten 
um projektgebundene Spenden 
aufgestockt werden, so dass ins-
gesamt über 1,2 Mio. € zur Verfü-
gung stehen. Aufgrund der mit 
einer Förderung verbundenen 
Betonung ihres Wertes besitzen 
KiBa-Kirchen eine besondere 
Anziehungskraft. Eine der vor-
nehmsten Aufgaben der Kirche ist 
es, Menschen zusammenzufüh-
ren. Dorf ist Kultur – und beides 
braucht Menschen. Die überzeu-
gende Beispielschaffung, integra-

tive Zusammenarbeit, Vermittlung 
von Wissen, Einbindung und 
Übernahme von Verantwortung 
führen schrittweise zum „Wir-Ge-
fühl“ aller Beteiligten und Betrof-
fenen, so dass sich die Menschen 
mit ihrer Heimat identifi zieren und 
verwurzeln können.

Kulturlandschaft 
und Baukultur

Kulturlandschaften zu erhalten, 
setzt den „umwelt-bewussten“, 
gestaltenden Menschen voraus. 
Dies ist ein Prozess, der begleitet 
und gefördert werden muss. Ge-
rade im ländlichen Raum ist häu-
fi g die Rede von Überalterung, 
Abwanderung, Verlust der Infra-
struktur und Nutzungskonfl ikten 
– umso wichtiger ist es, nachteili-
ge Veränderungen zu vermeiden, 
Baukulturen und die Kirchen zu 
erhalten. Vorrang in der Innenent-
wicklung und Sinnhaftigkeit beim 
Bau von Gewerbebereichen (So-
larparks, Windenergie-, Biogas-
anlagen etc.) im Außenbereich 
sind mehr denn je gefragt. Ziel 

Kirchendecke der Dorfkirche St. Bonifatius (vor und nach der Restaurierung), auf die im 2. Bauabschnitt die Stuckdecke geputzt wird.
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muss es sein, dass Kulturland-
schaften auch zukünftig für ihre 
Attraktivität, Vielfalt und Eigenart 
geschätzt werden, Entfaltungsraum 
und Lebensqualität für Menschen 
bieten. Landurlauber und immer 
mehr Radwanderer erkunden Natur 
und Kultur.

Kirchen und Tourismus werden 
besonders in der Altmark, aber 
auch in anderen Regionen, in 
LEADER-Projekten der Europä-
ischen Union gefördert. Die ver-
schiedenen Akteure bringen sich 
mit Ideen und Tatkraft in Lokalen 
Aktionsgruppen ein, initiieren viel-
fältige Projekte und motivieren viele 
Bürger zur aktiven Mitgestaltung 
und Erhaltung. Als ein Beispiel sei 
hier „Türme im Saaleland“ genannt, 
initiiert von Vertretern von Kirchen-
gemeinden rund um Bernburg: Ein 
erlebnispädagogischer Wanderweg 
durch die Geschichte des Saale-
tales bzw. über einen Verbund von 
verschiedenen Türmen der Region 
(Schlösser, Kirchen, Wassertürme) 
als Plätze für Begegnung, Ausbil-
dung und Beschäftigung, zur Erhal-
tung traditioneller Kulturlandschaft 
sowie alten Handwerks.

An den einbezogenen Kirchen 
mit ihren Türmen erfolgten mit 
der Umsetzung des LEADER- 
Projektes bereits umfangreiche 
Sanierungsarbeiten. Die Verknüp-
fung von Schloss und Kirche bei-
spielsweise in Plötzkau erweist 
sich für die weitere touristische 
Erschließung beider Objekte sehr 
förderlich. Das Nutzungskonzept 
wird schrittweise vom Verein 
Schloss Plötzkau e.V. mit viel 
Engagement umgesetzt: Das 
Schloss wird wieder der Öffent-
lichkeit zugänglich gemacht, zu-
nehmend erfolgen entsprechende 
touristische Angebote für den 
wachsenden Radwegetourismus 
und die weitere Gestaltung/Erhal-
tung der Kulturlandschaft. Im Er-
gebnis des Jubiläums „800 Jahre 
Anhalt“ im Jahr 2012 wurde der 
Verein „Anhaltische Landschaft“ 
gegründet. Hier bringen sich die 
Evangelische Landeskirche, die 
ehemaligen Residenzstädte An-
halts, die Hochschule Bernburg, 
der Landkreis Anhalt-Bitterfeld 
u. a. ein. Derzeit werden viele Ex-
kursionsangebote, Seminare und 
Projekte vorbereitet und umge-
setzt. 

Fazit: Langer Atem führt 
zu Stärkung der Zukunfts-
fähigkeit ländlicher Räume

Der Erhalt und die Restaurie-
rung des historisch gewachse-
nen baulichen Kulturerbes 
brauchen einen langen Atem. 
Mit den erreichten Erfolgen ent-
wickelt sich das Interesse und 
Engagement der Architekten, 
Planer, Baumeister, Hand-
werksbetriebe und vor allem 
der ehrenamtlich wirkenden Ak-
teure. Die Übernahme von Ver-
antwortung fördert den Gemein-
sinn. Städte und Gemeinden 
als treibende Kräfte ländlicher 
Entwicklung nutzen zunehmend 
die interkommunale Zusam-
menarbeit, um die eigenen Po-
tenzen auszuschöpfen und die 
Menschen zu sensibilisieren. 
Die Kirche wird sich auch wei-
terhin mit vielfältigen Synergien 
und Impulsen in wohldurch-
dachte ländliche Entwicklungs-
konzepte in den Regionen/Ge-
meinden einbringen und einen 
wichtigen Beitrag für die Zu-
kunftsfähigkeit des ländlichen 
Raumes leisten. 

Die Kirche in Plötzkau 2009 vor der
Sanierung des Kirchturms
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Wie wichtig ist aus Ihrer Sicht die Sicherung der Mobilität für eine positive 
Entwicklung abgelegener ländlicher Räume?

Vogelsänger: Sehr wichtig. Es ist nicht nur der verfassungsmäßige Auftrag an 
mich als Mitglied der Landesregierung, dass keine Region in ihrer Entwicklung 
– und in diesem Fall also von einem bezahlbaren Öffentlichen Personennahver-
kehr – abgehängt wird, sondern auch mein persönliches Anliegen, Landleben 
lebenswert zu gestalten. Ich werbe im Gegenteil dafür, dass möglichst viele 
Menschen ihren Lebensmittelpunkt im ländlichen Raum halten können. Ich trage 
ja als Landwirtschaftsminister und Infrastrukturminister gewissermaßen zwei 
Hüte auf meinem Kopf. Aus dieser in Deutschland einmaligen Kombination 
ergeben sich für Brandenburg gerade beim Thema Mobilität besondere 
Synergie-Effekte, die ich nutzen kann.

Wie ist die gegenwärtige Situation in den abgelegenen ländlichen Regionen 
Brandenburgs? 

Vogelsänger: Zzt. ist der ÖPNV vorrangig auf die Schülerverkehre ausgerichtet 
– die in Zukunft jedoch auf dem Land deutlich abnehmen werden. An Wochenen-
den, Feiertagen und in den Ferien ist das ÖPNV-Angebot bereits jetzt sehr ein-
geschränkt. Das trifft auch für die Abendstunden in abgelegenen ländlichen Re-
gionen zu. Insbesondere in ländlichen Regionen, in denen jüngere Leute zur 
Ausbildung oder an den Arbeitsplatz pendeln müssen und Ältere zunehmend auf 
öffentliche Verkehrsangebote angewiesen sind, wird die Bereitstellung von Bus 
und Bahn fi nanziell und organisatorisch zu einer Herausforderung. Allein schon 
die jährlich steigenden Preise für Kraftstoffe, Energie und Infrastruktur führen ja 
dazu, dass wir selbst bei gleichbleibenden Haushaltstiteln immer weniger bestel-
len können. Massive Fahrpreiserhöhungen treffen aber gerade die Älteren und 
Jüngeren, also diejenigen, die besonders auf den ÖPNV angewiesen sind und 
nicht zu den Besserverdienern zählen. Ohnehin liegt das Einkommensniveau in 
unseren Dörfern weit unter dem, was im Ballungsraum Berlin-Potsdam verdient 
wird. Der andere Weg, die Verkehrsinfrastruktur über mehr Fahrgäste und mehr 
Güter wirtschaftlicher zu nutzen, ist für uns ein Dauerthema. In den attraktiven 
Ausfl ugsgebieten rund um Berlin kann es an Sonn- und Feiertagen auch schon 
zu Engpässen kommen. Aber was ist mit den Regionen, die über kein touristi-
sches Potenzial verfügen oder so weit weg liegen, dass sich dorthin kaum Tages-
touristen verirren? Ein Kilometer Zug kostet wegen der eigenen Bahninfrastruktur 
erst einmal wesentlich mehr als ein Kilometer Linienbus. Dafür ist der Zug um-
weltgerechter und kann mehr transportieren und manchmal gehört der Bahnhof 
zur Mitte des Ortes. Für all das gibt es keine leichten Antworten. Wir erleben das 
gerade mit dem Landkreis Prignitz, mit dem wir Lösungen für die Aufrecht-
erhaltung von Regionalbahnlinien suchen.

Wie lässt sich die Mobilität in ländlichen Räumen sichern?

Vogelsänger: Zunächst einmal müssen wir klären, was wirklich gebraucht wird. 
Wenn an einem Bahnsteig in 24 Stunden nur fünf Leute aussteigen, ist das si-
cher keine Werbung für die Aufrechterhaltung des Zugbetriebs. Die Sicherung 
der Mobilität ist immer eine Querschnittsaufgabe, die nicht nur durch den Ver-

Erlaubt ist, was funktioniert
Jörg Vogelsänger, Minister für Infrastruktur und Landwirtschaft des Landes 
Brandenburg über die Sicherung der Mobilität auf dem Lande bei knappen 
öffentlichen Kassen, neue Angebote des Öffentlichen Personennahverkehrs 
(ÖPNV) und Ansätze für bedarfsgerechte Angebote an ältere Menschen
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Jörg Vogelsänger ist seit Februar 
2010 brandenburgischer Minister 
für Infrastruktur und Landwirtschaft. 
Der SPD-Politiker war von 1994 
bis 2002 Landtagsabgeordneter in 
Potsdam. Von 2002 bis 2009 ge-
hörte er dem Deutschen Bundestag 
an. Dort hat er sich vor allem als 
Verkehrspolitiker einen Namen 
gemacht. Der 49-Jährige hat in 
Dresden Maschinenbau studiert. 
Nach dem Studium arbeitete der 
gebürtige Brandenburger als 
Entwicklungsingenieur im Reichs-
bahnausbesserungswerk Berlin- 
Schöneweide. Vogelsänger ist 
wohnhaft in Erkner bei Berlin, 
verheiratet und Vater zweier 
Töchter.
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kehrsbereich allein gewährleistet werden kann. Des-
halb ist es so wichtig gewesen, dass SPD und CDU 
bereits im Bundeswahlkampf einen Schwerpunkt auf 
den Erhalt der Infrastruktur und die Sicherung des 
ÖPNV gelegt haben. So sind mit dem Koalitionsver-
trag auch erste Weichenstellungen erfolgt, um wie-
der mehr Geld in diesen Bereich zu lenken. Insge-
samt reden wir in den Verkehrshaushalten über ein 
jährliches Defi zit von rund 7 Mrd. €, das wir allein 
bräuchten, um den Werteverzehr an den Straßen 
des Bundes, der Länder und der Gemeinden aufzu-
halten. Da besteht also noch weiter Handlungsbe-
darf. Neben einer besseren Finanzierung müssen 
wir uns aber auch der Frage stellen, in welcher 
Form wir Mobilitätsangebote gestalten. Wir haben 
deshalb in der vor wenigen Tagen verabschiedeten 
Novelle unseres Landes-ÖPNV-Gesetzes alternati-
ve Bedienformen wie Rufbusse gestärkt. Wir müs-
sen die Fahrpläne überprüfen, übrigens nicht nur mit 
dem Rotstift in der Hand, sondern auch mit Blick auf 
bedarfsgerechte Streckenführungen und optimierte 
Umsteigepunkte.

Eine offene Frage ist auch, wie wir in ländlichen 
Regionen wieder mehr Güterverkehr auf die Schie-
ne bekommen. Wo gibt es sinnvolle Kombinationen 
zwischen Personen- und Güterverkehr. In der Schweiz 
fahren in den Bergen z. B. Postbusse. Das kennen 
wir ja auch aus der Postkutschenzeit. In der Ucker-
mark gibt es wieder einen Kombibus, der ein Land-
logistikkonzept umsetzt (s. S. 32 ff.). Ich hoffe, dass 
sich das für alle Beteiligten rechnet und nachgeahmt 
werden kann. Die ÖPNV-Angebote dürfen nicht an 
Landes- oder Kreisgrenzen enden. Mit dem Ver-
kehrsverbund Berlin-Brandenburg, immerhin der 
größte seiner Art in Deutschland, haben wir einen 
Partner, der uns dabei hilft, die Bedürfnisse eines 
Flächenlands nicht gegen die Forderungen einer 
Metropole auszuspielen, sondern beidem gerecht 
zu werden.

Welchen Stellenwert weisen Sie den unterschied-
lichen Verkehrsträgern zu?

Vogelsänger: Brandenburg verfügt als Bundes-
land über kein eigenes Verkehrsunternehmen, wir 
sind nur zu einem geringen Prozentsatz an der Ber-
liner S-Bahn beteiligt. Die entscheidende Rolle zur 
Sicherung der Grundversorgung der Mobilität liegt 
bei den kommunalen Verkehrsunternehmen. Vorran-
gig sind sie in dünn besiedelten Regionen mit Bus-
sen unterwegs. Hier gilt es, die Angebote vielfältiger 
und bedarfsorientierter zu gestalten und an die un-
terschiedlichen Bevölkerungsgruppen – Senioren, 
Jugendliche – anzupassen und zu koordinieren.

Welche Ansätze verfolgen Sie, den ÖPNV speziell 
in dünnbesiedelten Regionen aufrechtzuerhalten?

Vogelsänger: Zunächst einmal gibt es da keine 
Denkverbote und kein Copyright. Erlaubt ist, was 
funktioniert. Wir können inzwischen auch eigene Er-
fahrungen beisteuern. Seit einigen Jahren sind bei 
uns im Land einzelne Projekte in der Start- oder 
Demonstrationsphase, wie der Rufbus in Eberswal-
de oder der Bürgerbus in Gransee. Hierbei wird ins-
besondere auch ehrenamtliches Engagement von 
Senioren für Senioren mobilisiert. Der schon er-
wähnte Kombibus will mit dem ÖPNV neue Dienst-
leistungen – insbesondere Güterverkehr – anbieten, 
um durch weitere Einnahmen sein Angebot zu stabi-
lisieren. Ich möchte auch das Jugend-Projekt mit 
dem Mitfahrnetzwerk fl inc (s. S. 40 f.) erwähnen, ein 
Mobilitätsangebot, passgerecht für ländliche Regio-
nen, das für öffentliche Hand und die Nutzer kosten-
frei nutzbar ist.

Welche Rolle spielen alternative Bedienformen? 

Vogelsänger: Schienenpersonennahverkehr 
(SPNV) und kommunale Verkehrsunternehmen be-
dienen die Hauptrouten und sichern den Transport 
der Schüler zu den Schulen und nach Hause. Die 
Aufgabe der alternativen Bedienformen ist es, 
Defi zite und Lücken im Angebot zu schließen. In 
vielen Projekten – Discobus, Fifty-Fifty-Taxi, Kombi-
bus, fl inc – hat sich bereits gezeigt, dass diese alter-
nativen Angebote sehr gut angenommen werden, 
wenn sie gut beworben werden.

Was lässt sich das Land Brandenburg die 
Sicherung der Mobilität in seinen ländlichen 
Regionen kosten?

Vogelsänger: Mit der Novelle des ÖPNV-Geset-
zes sollen die Mittelzuweisungen an die kommuna-
len Aufgabenträger um 2 Mio. € auf 85 Mio. € jähr-
lich erhöht werden, die Einzelfallförderung für die 
Infrastruktur von Straßenbahnen und Oberleitungs-
bussen (O-Bus) auf eine erfolgsorientierte Pauschal -
zuweisung von 5 Mio. € jährlich umgestellt sowie 
die Kooperation bei aufgabenträgerüberschreiten-
den Verkehren bereits bei der Angebotsplanung 
gewährleistet werden. Alternative Bedienformen 
werden als Bedarfsverkehre im Rahmen einer Ver-
waltungsvorschrift zusätzlich honoriert. Daneben 
wurden Anpassungen an das seit 2013 novellierte 
Bundesrecht (Personenbeförderungsgesetz) und 
notwendige Aktualisierungen vorgenommen.
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Im Mittelpunkt des Interesses stehen alte 
Menschen, die nicht mehr über einen eige-
nen PKW verfügen und den bestehenden 
ÖPNV kaum in Anspruch nehmen können. 
Welche Ansätze verfolgen Sie im Hinblick 
auf diese Bevölkerungsgruppe in den länd-
lichen Gebieten?

Vogelsänger: Ältere Menschen sind im 
Land Brandenburg die am stärksten wach-
sende Bevölkerungsgruppe. Die Lande s-
regierung hat daher bereits vor mehreren 
Jahren mit den Leitlinien zur Seniorenpolitik 
eine inhaltliche Grundlage für ihr senioren-
politisches Handeln geschaffen. Als wichtige 
Voraussetzung für die persönliche Lebens-
qualität im Alter und die aktive Teilhabe am 
gesellschaftlichen Leben spielt das Thema 
Mobilität und Gewährleistung einer barriere-
freien Nutzung aller Verkehrsmittel eine 
wichtige Rolle. In zahlreichen Workshops 
auf der Grundlage von im Januar 2012 
durchgeführten Befragungen wurden die 
Mobilitätsgewohnheiten von Seniorinnen 
und Senioren in direkten Gesprächen zwi-
schen Senioren und Vertretern von Politik, 
Verkehr und Wirtschaft analysiert, diskutiert, 
bestehende Defi zite aufgezeigt und Lösungs-
ansätze entwickelt. Die Ergebnisse werden 
in einem Leitfaden zusammengefasst, der 
neben konkreten landkreisspezifi schen auch 
realisierbare und übertragbare Lösungsan-
sätze aufzeigt und Anfang nächsten Jahres 
vorliegen wird.

Wie wird das Land den Anforderungen einer familien-
freundlichen Verkehrspolitik gerecht?

Vogelsänger: Das Mobilitätsticket unterstützt die Mobili-
tätsicherung für einkommensschwache Familien bei der Be-
nutzung des Öffentlichen Personennahverkehrs. Das Mobi-
litätsticket ist eine persönliche Monatskarte, die zu einem 
ermäßigten Preis ausgegeben und jährlich durch das Bran-
denburger Verkehrsministerium fortgeschrieben wird. Der 
Finanzierungsbedarf liegt bei jährlich 2,5 Mio. €. Ziel des 
Modellvorhabens „JugendMobil – immer unterwegs – immer 
erreichbar“ ist, gemeinsam mit den Jugendlichen als „Ex-
perten in eigener Sache“ integrierte, demografi efeste und 
langfristig fi nanzierbare innovative Strategien, Konzepte 
und Maßnahmen zur Bewältigung der strukturbedingten 
Mobilitätsprobleme zu entwickeln und zu erproben. Die Be-
rufsorientierung und Lebenswegeplanung von Jugendlichen 
im ländlichen Raum wird entlang des Projektverlaufs aktiv 
thematisiert – sowohl unter den Jugendlichen selbst in der 
schulartübergreifenden Jugend-Initiativgruppe als auch in 
Expertengesprächen und Netzwerk-Workshops. Mit der Ein-
bindung der Jugendlichen in die kommunalen Entscheidungs-
prozesse wird die Zielstellung verfolgt, ihnen zusätzliche 
Chancen zu eröffnen, ihre Lebenswelt verantwortlich und 
aktiv zu gestalten und so ihre Identifi zierung mit der Region 
zu erhöhen.

Welche Ansätze verfolgen Sie, um die Erreichbarkeit von 
Schulen in der Fläche zu sichern?

Vogelsänger: Das ist Aufgabe der Landkreise, wir unter-
stützen sie fi nanziell. Allerdings muss auch die Schulent-
wicklungsplanung in Zukunft die Auswirkungen auf die 
Mobilität stärker berücksichtigen.  Rainer Münch

Mobilitätssicherung in Zeiten des demografi schen Wandels
Innovative Handlungsansätze und Praxisbeispiele aus ländlichen Räumen in Deutschland

Bundesministerium für Verkehr, Bau und 
Stadt entwicklung (Hrsg.). Berlin 2012, 144 S., 
www.bmvbs.de/cae/servlet/contentblob/94860/
publicationFile/65618/mobilitaetssicherung.pdf

Das Bundesministerium für Verkehr, Bau und 
Stadtentwicklung (BMVBS) unterstützt die Ent-
wicklung von Konzepten, die Mobilität in vom de-
mografi schen Wandel besonders betroffenen Re-
gionen erhalten können. In der umfangreichen 
Broschüre des BMVBS wurden erfolgverspre-
chende Projekte und praxisorientierte Handlungs-

empfehlungen zusammengestellt. Im Bereich 
„stationäre Dienstleistungen“, wird beispielsweise 
die Mobilitätsagentur Stadt Land Rad Uecker-
münde vorgestellt, zu den „mobilen Dienstleistun-
gen“ gehören mobile Bürgerbüros und zum The-
ma „nachhaltige Mobilitätsangebote“ wird insbe-
sondere auf den ÖPNV eingegangen. Nicht zu 
kurz kommen „Organisation und Vermarktung“ 
sowie eine kleine Planungshilfe mit Kontaktadres-
sen. Das Heft richtet sich sowohl an Entscheidungs-
träger in den Kommunen, wie auch an lokale Ini-
tiativen und engagierte Bürger/-innen.  ba
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Attraktiver öffentlicher Verkehr im ländlichen Raum
Prof. Dr. Heiner Monheim

Nach vier Jahrzehnten fortschreitenden Rückzuges des öffentlichen Verkehrs aus der Fläche be-
schränkt sich dieser vielfach nur noch auf ein auf verschiedene Verkehrsanbieter aufgesplittertes, 
schlecht koordiniertes Restangebot für den Schülerverkehr. Dem Autoverkehr gilt im ländlichen 
Raum das vorrangige politische und planerische Interesse, weil dominante Autonutzung als zwangs-
läufi ge Folge disperser Siedlungsstrukturen gesehen wird. Diese Autofi xierung war verheerend für 
Fußgänger, Radfahrer sowie ländliche Ortsbilder. Jetzt führt der demografi sche Wandel zu massi-
vem Schülerrückgang und zunehmenden Mobilitätsproblemen der alternden Bevölkerung. Deswe-
gen muss der Öffentliche Personennahverkehr (ÖPNV) sich in der Fläche neu aufstellen.

Kundennähe als „Muss“

Nach der Bahnreform ist durch-
aus schon Vieles verbessert wor-
den. Die Verkehrsverbünde sor-
gen für die Kooperation der Ver-
kehrsunternehmen in der Netz-, 
Fahrplan- und Tarifgestaltung und 
das Zusammenwirken von Bus 
und Bahn. Die differenzierte Be-
dienung mit fl exiblen Angebots-
formen wie Rufbus, Anrufsammel-
taxi (AST) und Bürgerbus ergänzt 
den Linienverkehr. Länd liche 
Bahnlinien werden beschleunigt, 
Bahnhöfe moder nisiert und mo-
derne Leichttriebwagen einge-
setzt. Integrale Taktfahrpläne 
sichern die Systemqualität. 

Große Probleme gibt es aller-
dings noch in der lokalen Fein-
erschließung, die Voraussetzung 
für Kundennähe ist. Sie wird oft 
nicht oder schlecht umgesetzt, 
weil der ÖPNV durch die Aufga-
benträgerschaft der Landkreise 
überwiegend regional organisiert 
ist. Die Verkehrsverbünde inter-
essieren sich nicht sonderlich für 
die örtlichen Details und die Nah-
mobilität, ihr Handeln ist regional 

ausgerichtet, auf die mittleren 
und großen Reiseweiten, die 
Hauptachsen und die großen 
Fahrzeuge. Aber ohne eine lokale 
Basis mit feinveräs telten Linien, 
vielen Haltestellen, kleinen und 
mittleren Fahrzeuggrößen ist 
Kundennähe und Verankerung 
in der Fläche nicht möglich. Im 
Straßenverkehr ist das selbstver-
ständlich, dafür gibt es das Netz 
der Gemeindestraßen und den 
innerörtlichen Parkraum, die eine 
optimale Tür-zu-Tür-Verbindung 
sichern. Analoge Qualitäten im 
ÖPNV dagegen fehlen oft noch. 

Der Ortsverkehr als Basis
Die Nahmobilität über kurze 

Distanzen hat auch im ländlichen 
Raum noch eine herausragende 
Bedeutung. Die langen Fahrten 
beschränken sich auf einen Teil 
der Berufspendlermobilität. Bei 
den anderen Reisezwecken und 
Personengruppen dominieren 
Strecken unter drei Kilometer. 
Für sie wird aber in weit über-
durchschnittlichem Maße schon 
der PKW eingesetzt. Deshalb 
ist auch ein Großteil der Auto-

verkehrsprobleme in Städten und 
Dörfern des ländlichen Raumes 
„hausgemacht“. Die Menschen 
sind bequem und akzeptieren kei-
ne langen Fußwege zu ihren Zie-
len und erst Recht nicht zu den 
Haltestellen. Oft liegt die nächste 
Haltestelle aber 500 bis 600 Luft-
linien-Meter entfernt. Viele Orte 
haben überhaupt nur eine oder 
zwei Haltestellen. Solange der 
ÖPNV ausschließlich regional 
konzipiert wird, fällt etwa die 
Hälfte der Mobilität „durch die 
Maschen“. 

Innovative Beispiele
Dass es auch anders geht, 

beweisen die ca. 50 innovativen 
Orts- und Stadtbussysteme in 
Klein- und Mittelstädten des länd-
lichen Raumes. Sie orientieren 
ihre Angebotsqualität auf die 
Nahmobilität, mit vielen Halte-
stellen und einem vertakteten 
Pendelbuseinsatz Ortsrand-
Ortsmitte-Ortsrand. Vergleichbare 
Systeme gibt es auch im Nach-
barortsverkehr zwischen benach-
barten ländlichen Gemeinden, 
dort dann oft in Form von Ruf-
bus-, AST und/oder Bürgerbus-
systemen (ca. 200 Beispiele). 
Im Ergebnis führen solche kun-
dennahen Angebotssysteme 
meistens zu erheblichen Steige-
rungen der Fahrgastzahlen. Die 
bekanntesten Stadt- und Ortsbus-
beispiele sind Lemgo und Lindau, 
die ihre Fahrgastzahlen jeweils 
um den Faktor 20 steigern konn-

Prof. Dr. Heiner Monheim
Prof. Dr. Heiner Monheim, Verkehrsgeograf, 1972-1985 Referatsleiter in der 
Bundesforschungsanstalt für Landeskunde und Raumordnung (BfLR), 1986 
Referatsleiter im Ministerium für Stadtentwicklung, Wohnen und Verkehr des 
Landes Nordrhein-Westfalen, 1995-2011 Professor für Angewandte Geogra-
phie/Raumentwicklung an der Universität Trier. Seit 2007 Mitinhaber von 
raumkom Institut für Raumentwicklung und Kommunikation.
Tel. (0228) 21 71 09, heinermonheim@yahoo.de
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ten. Ähnlich erfolgreich verkeh - 
ren in ländlichen Regionen der 
Schweiz die PubliCars als länd-
liche Kleinbussysteme auf Anruf-
basis. Nordrhein-Westfalen hat 
inzwischen allein 111 Bürgerbus-
sys teme, die fast alle im ländli-
chen Raum verkehren. 

Eine ähnliche Strategie verfol-
gen die erfolgreichen Regional-
bahnsysteme, die mit neuen 
Bahnhöfen und Haltepunkten, 
neuen Leichttriebwagen, einem 
klaren Taktfahrplan und einem 
regionalen Image teilweise vier- 
bis zehnmal mehr Fahrgäste 
haben als vorher. Das bekann-
teste Beispiel ist hier sicher die 
Use domer Bäderbahn, ähnlich 
erfolgreich waren die Rurtalbahn 
(Dürener Kreisbahn) oder die 
Geißbockbahn am Bodensee. 
In diesen Systemen spielen auch 
die touristische Nachfrage und 
der Einkaufsverkehr eine wichtige 
Rolle. 

Ländliche Autofi xierung 
als Problem

Leider gibt es trotzdem in vielen 
Regionen noch massive Skepsis 
gegen solche Innovationen. Das 
Klischee ist, im ländlichen Raum 
würden „die autoverliebten Dick-
schädel nicht umsteigen“. Dazu 
hat die von der Autolobby listig 
propagierte Parole, „guter ÖPNV 
sei nur in Großstädten möglich“ 
beigetragen. Viele Erfolgsbeispie-
le im ländlichen Busverkehr wur-
den mit relativ bescheidenen Mit-
teln und in kurzer Zeit umgesetzt, 
mit Investitionen zwischen 
500 000 und 2 Mio. €. Die ge-
nannten Beispiele erreichten 
eine große Wirtschaftlichkeit und 
Beliebtheit; der Zuschussbedarf 
je Fahrgast sank meist auf ca. 
10 % des Ausgangswertes. Dabei 
handelt es sich fast immer um 
überschaubare Kleinsysteme, 
bei denen Busbeschaffung und 
Haltestelleneinrichtung schnell 
möglich sind. 

Kombibus als neue 
Innovationsstrategie 

Als Innovation aus dem skandi-
navischen ländlichen Raum hat 
nun auch das Modell „KombiBus“ 
Deutschland erreicht. Früher war 
der deutsche Postbus immer 
gleichzeitig im Personen- und 
Güterverkehr unterwegs, mit Brie-
fen, Paketen und Fahrgästen. 
Dann wurden in Deutschland 
diese Synergien zerschlagen. 
Und nun kehrt man, gestützt auf 
skandinavische Vorbilder (vor 
allem Finnland fl ächendeckend 
und Nordschweden), zu dieser 
Kombination zurück. Das erste 
deutsche Anwendungsbeispiel 
läuft in der ländlichen, extrem 
dünn besiedelten Uckermark. 
Dort wird die freie Frachtraum-
kapazität der Linienbusse ge-
nutzt, um den zeitsensiblen 
Transportbedarf von Lebensmit-
telläden und Hotels (Gepäckbe-
förderung für (Rad-)Wanderpubli-
kum) zu bedienen. Der Effekt ist 
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Am „Treffpunkt“ der STADTBUSSE in Lemgo sind alle Anschlussmöglichkeiten gleich gegeben.
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ein doppelter: das Problem, dass 
die Mindestmargen der klassi-
schen Lieferanten das Überleben 
kleiner Läden gefährden, wird 
durch kleinteiligen, taggleichen 
Stückgutverkehr gelöst. Und die 
zusätzliche Wertschöpfung im 
Güterverkehr sichert eine höhere 
Wirtschaftlichkeit des lokalen 
oder regionalen Busverkehrs. Im 
Falle der Uckermark wurden zu-
vor das Liniennetz und der Fahr-
plan im Sinne eines integralen 
Taktfahrplans optimiert. 

Lokales Qualitätsbewusstsein
Innovative ländliche Bussyste-

me be dienen die Nahmobilität mit 
klarer Lokal orientierung im Takt-
verkehr, die Verknüpfung erfolgt 
in den Ortskernen. Sie fi nden ho-
hes lokales politisches Engage-
ment. Das ist neu, denn bisher 
werden fi nanzielle Beiträge für 
den Busverkehr nur im Rahmen 
der Kreisumlagen erbracht. In ei-
nem solchen System lassen sich 
lokale Sponsoren nicht für den 
öffentlichen Verkehr begeistern. 
Wenn dagegen moderne Nieder-
fl ur-Mini- und -Midi-Busse verkeh-
ren, deren Farbe, Form, Uniform, 
Haltestellendesign, Fahrpläne so-
wie Fahrkarten Lokalkolorit bie-
ten, wachsen die Marktchancen. 

Dafür braucht man eine organi-
satorische und fi nanzielle Re-
kommunalisierung des Bus-
verkehrs (die Zuständigkeit 
für Gemeindestraßen und den 
Parkraum liegt ja auch bei den 
Gemeinden). Diese ist Voraus-
setzung für eine kundennahe 
Angebotserbringung. 

Systemqualität
Natürlich soll die Lokalorientie-

rung nicht zu einer Atomisierung 
in viele kleine Inselsysteme füh-
ren. Die lokalen Teilsysteme müs-
sen sich untereinander linienmä-
ßig, fahrplanmäßig und tarifl ich 
abstimmen. Aus den bisher eher 
langsamen, mäandrierenden 
Regionalbussen werden dann 
attraktive Schnellbusse, weil sie 
von der lokalen Feinerschließung 
freigestellt sind. Wo immer es 
geht, binden die lokalen Klein-
systeme aber die Schiene an. 
An den Knoten in den Ortskernen 
gibt es Verknüpfungen zwischen 
den verschiedenen Netzebenen, 
an den Netzenden gibt es eine 
Verknüpfung zu den Nachbar-
netzen. Beides erfordert eine 
sys tematische Netz- und Fahr-
planplanung in der Logik inte-
graler Taktfahrpläne.

Verstetigtes Marketing

Die private Wirtschaft begleitet 
neue Produkte oft mit Einführungs-
kampagnen. Solche Kampagnen 
sind auch für den öffentlichen Ver-
kehr im ländlichen Raum nötig. 
Bei der Werbung darf es nicht bei 
einem einmaligen Auftakt bleiben, 
weitere, vergleichbare Anstrengun-
gen des Marketings und der Wer-
bung sind nötig, um den anfäng-
lichen Erfolg zu verstetigen. Der 
Handel muss als Multiplikator be-
sonders angesprochen werden. 
Dafür müssen die Busse aber die 
Ortskerne direkt anfahren und alle 
Plätze, Einkaufsstandorte, Behör-
denstandorte und Wohngebiete er-
schließen, um der Kundschaft kur-
ze Wege zu bieten. Einkäufer und 
Freizeitkunden sind zwei entschei-
dende Marktsegmente, die viel zu 
lange vom öffentlichen Verkehr im 
ländlichen Raum ignoriert worden 
sind. Damit stehen wir am Beginn 
einer neuen positiven Nahverkehrs-
kultur für den ländlichen Raum. 
Sein Negativimage wird beendet – 
der ÖPNV präsentiert sich selbst-
bewusst. 

Eine neue ÖPNV-Landschaft 
erfordert Unterstützung von 
Bund und Ländern

Die Übertragung erfolgrei cher 
Einzelbeispiele auf ganz Deutsch-
land und seine spezifi sche Raum-
struktur ergibt ein eindrucksvolles 
Mengengerüst: Deutschland 
braucht ca. 1 300 Stadt- und Orts-
bussysteme und 13 000 AST-, Ruf-
bus- und Bürgerbussysteme. Und 
es braucht etwa 250 Regional- und 
100 Kommunalbahnsysteme. Eine 
solche neue ÖPNV-Landschaft 
kann nicht nur von unten wachsen, 
durch vereinzelte lokale Initiativen. 
Hier müssen Bund und Länder eine 
dezidierte Gesamtkonzeption und 
darauf aufbauend eine entspre-
chende Förderpolitik mit einem 
neuen Rechts- und Finanzrahmen 
entwickeln. 
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In der Uckermark werden gleichzeitig Personen und Frachten transportiert.
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Dies alles und die erstaunliche Fahrleistung von 
bisher 67 668 km für über 470 Fahrten seit Inbe-
triebnahme im Oktober 2009 zeigen, dass Bedarf 
besteht und der Gemeindebus einen wichtigen Be-
standteil der Mobilität in der Gemeinde bildet. Noch 
dazu gelingt es, den Bus beinahe kostendeckend 
zu betreiben.

Die Erfahrungen in Rödelsee zeigen, dass ein sol-
ches Projekt umgesetzt werden kann, auch wenn es 
anfänglich auf Widerstand gestoßen ist. Inzwischen 
jedoch ist der Gemeindebus in der Bevölkerung an-
gekommen – aus „dem Gemeindebus“ ist „unser 
Gemeindebus“ geworden. Gemeinden, die ein ähn-
liches Projekt planen, müssen jedoch vor allen Din-
gen eine rechtliche und steuerliche Bewertung der 
entsprechenden Verträge vornehmen. 

Gemeindebus Rödelsee
Burkhard Klein

Auf Initiative von Burkhard Klein, 1. Bürgermeister 
der Gemeinde Rödelsee, wurde im Jahr 2009 ein 
9-sitziger VW-Bus als Gemeindebus angeschafft, 
der sich fast ausschließlich durch Werbeeinnahmen 
und Spenden fi nanziert. Eine Firma aus Deggendorf 
übernahm die Akquise der insgesamt 58 Sponsoren 
und Werbepartner. Die Gemeinde verpfl ichtete sich 
wiederum, die Werbeaufdrucke fünf Jahre auf dem 
Fahrzeug zu belassen. 

Das Fahrzeug deckt viele Bedürfnisse der Bürger 
ab, die der Öffentliche Personennahverkehr nicht 
leisten kann. So werden z. B. Senioren einmal pro 
Woche zum Einkaufen in den gemeindeeigenen 
Dorfl aden gefahren. Auch Schulkinder wurden teil-
weise bei fehlenden Busverbindungen schon beför-
dert. Die örtlichen Vereine, die Feuerwehren und 
Seniorenkreise nutzen den Gemeindebus regelmä-
ßig für ihre Zwecke und auch für den Kindergarten 
und die Schule stellt der Bus eine Ergänzung der 
Mobilität dar. Des Weiteren wird der Bus für viele 
private Fahrten genutzt, sei es für den Besuch von 
Veranstaltungen („Promillebus“) oder sogar für 
Urlaubsreisen (bis nach Italien oder Kroatien). 

Für manche Fahrten gibt es einen festen, vergüns-
tigten Tarif von 1 € pro Fahrt und Teilnehmer, z. B. 
im Zusammenhang mit Schulbesuchen oder für die 
Fahrt zum Rödelseer Dorfl aden. Ansonsten können 
Ortsbürger oder Vereine den Gemeindebus gegen 
einen km-Preis bzw. eine Halb- oder Ganztagespau-
schale ausleihen. Der Busverleih erfolgt noch direkt 
beim Bürgermeister, was auch für Information und 
Vernetzung sorgt. Für regelmäßig stattfi ndende 
Fahrten stellt die Gemeinde ggf. eine/-n Fahrer/-in.

Burkhard Klein

Erster Bürgermeister der Gemeinde Rödelsee
info@roedelsee.de, www.roedelsee.de

Daseinsvorsorge in ländlichen Räumen unter Druck – 
wie reagieren auf den demografi schen Wandel?

Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung 
(Hrsg.), Bonn 2013, www.netzwerk-laendlicher- 
raum.de/daseinsvorsorge

Von Mobilität bis medizinische Versorgung – für 
die ländlichen Räume ist Daseinsvorsorge essen-
ziell. In den Beiträgen von Mitarbeitern verschie-
dener Hochschulen und Planungsbüros sowie 
des Sachgebietes „Strukturen der Daseinsvor-

sorge im ländlichen Raum“ der Bundesanstalt für 
Landwirtschaft und Ernährung werden neue Ide-
en, aktuelle Entwicklungen und mögliche Hand-
lungsoptionen vorgestellt. Zum Thema Mobilität 
sind die folgenden Beiträge im Heft zu fi nden: 
Mobilität als Basis der Daseinsvorsorge im ländli-
chen Raum, Medizinische Versorgung und ÖPNV 
im ländlichen Raum, Familien auf dem Land – 
morgen noch mobil?  ba
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Nachhaltigkeitspreis des Landes Schleswig-Holstein 
zum Thema Mobilität

Lukas M. Egyptien

Zum dritten Mal lobte das Ministerium für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räu-
me des Landes Schleswig-Holstein 2013 den Nachhaltigkeitspreis aus. Unternehmen, Vereine und 
Verbände, Bürgerinitiativen, Kommunen, Kirchengemeinden und kommunale Partnerschaften sowie 
Schulen oder Einzelpersonen aus Schleswig-Holstein waren aufgerufen, ihre Beiträge unter dem 
Motto „Mobilität nachhaltig denken!“ einzureichen.

Lukas M. Egyptien

Studiengang Regionalmanagement 
und Wirtschaftsförderung M.A., 
HAWK Göttingen, Fakultät Ressourcen-
management 

Lmegyptien@gmx.de

Das Motto beinhaltete zahlreiche Aspekte des all-
täglichen Lebens, beispielsweise alternative und in-
novative Mobilitätsformen oder Auswirkungen auf 
das Klima. Bezug genommen wurde auch „auf die 
geistige Flexibilität und Innovationskraft der moder-
nen Gesellschaft“. Für die Bewerbung waren Ideen 
und Projekte gewünscht, die soziale, ökonomische 
und ökologische Faktoren im Sinne der Verhaltens-
veränderung und Nachhaltigkeit erfolgreich mitein-
ander kombinieren. Insgesamt gingen 54 Beiträge 
ein. Vergeben wurden zwei erste Preise, ein zweiter 
Preis sowie ein Sonderpreis, insgesamt in Höhe von 
10 000 €. Ein Bewerber erhielt eine lobende Erwäh-
nung. Im Folgenden werden drei eingereichte Pro-
jekte vorgestellt, die sich auf die Mobilität im länd-
lichen Raum beziehen. Eines davon, realisiert vom 
Landkreis Nordfriesland und der eE4mobile eG, 
erhielt am 28. November 2013 den zweiten Preis.

Bürgerbusvereine – Versorgungslücken zeigen

Im ländlichen Raum stellt die Fahrgastbeförderung 
oft ein Problem dar. Neben dem Schülerverkehr gibt 
es im „normalen“ Öffentlichen Personennahverkehr 
(ÖPNV) meist keine oder nur wenige Angebote. Im 
Kreis Bad Segeberg wurden vor diesem Hintergrund 
in den 90er Jahren die Bürgerbusvereine Segeberg 
Ost und Sievershütten gegründet. Beide entwickel-
ten sich schnell zu einem kundennahen sowie voll-
ständigen Baustein des ÖPNV.

Die Bürgerbusvereine bedienen den Linienverkehr 
mit festen Haltestellen, in Segeberg Ost holt der Bus 
die Fahrgäste nach einem Anruf sogar an der Haus-
tür ab. Viele Bewohner nutzen das Angebot, die 
Nachfrage in allen Gemeinden steigt stetig. In Sie-
vershütten war die Inanspruchnahme so groß, dass 
eine Tour an das örtliche Busunternehmen Autokraft 
GmbH, welches die Vereine häufi g bei verkehrs-
technischen Fragen berät, abgegeben wurde. An-
stelle des Kleinbusses fährt nun ein gewöhnlicher 
Linienbus.

Die Bürgerbusse fahren u. a. abends, samstags und 
in den Ferien am Vormittag. Ihr Erfolg zeigt, dass es 
einen hohen Beförderungsbedarf gibt, und verweist 
so auf Versorgungslücken im regulären ÖPNV. Isa-
bel Struck vom Bürgerbusverein Sievers hütten freut 

Übergabe eines neuen Fahrzeuges an den Bürgerbusverein Sievershütten
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sich, dass „der Bürgerbus immer wieder der 
Geburtshelfer für einen festen Linienverkehr ist“ –
ins gesamt viermal in 23 Jahren. Die Finanzierung 
der Bürgerbusse wird vom Kreis Segeberg über-
nommen. Hinter dem Steuer nehmen zahlreiche 
Ehrenamtliche Platz – „Bürger fahren für Bürger“.

Kreis Nordfriesland & eE4mobile eG 
– Strom tanken

Nordfriesland möchte bis 2020 Deutschlands klima-
freundlichster Kreis werden, E-Mobilität ist dabei ein 
bedeutender Faktor. Die Energiegenossenschaft 
eE4mobile eG bringt den „grünen Strom auf die 
Straße“. Gemeinsam mit dem Kreis Nordfriesland 
konnte bereits ein dichtes Netz von Aufl adestationen 
für E-Fahrräder aufgebaut werden. Nun steht die 
fl ächendeckende Versorgung des Kreisgebietes 
mit Stromtankstellen für E-Mobile im Vordergrund.

Da mittels erneuerbarer Energien und Kraft-Wärme- 
Kopplungsanlagen das 3,59-Fache des notwendigen 
Stroms produziert wird, kann der Überschuss für 
E-Mobile genutzt werden. Möglichst viele Stromtank-
stellen nehmen (potenziellen) Fahrern die Sorge vor 
ungenügenden Reichweiten und tragen entscheidend 
zur Reichweitenerhöhung bei. Überall dort, wo ein 
E-Mobil länger als 30 Minuten parkt, sollte eine Lade-
möglichkeit existieren, sind sich die nordfriesischen 
Akteure einig. Inhaber geeigneter Standorte werden 
von den Kooperationspartnern direkt angesprochen 
und über die Errichtung einer Stromtankstelle auf-
geklärt. Der technische und fi nanzielle Aufwand ist 
gering, meist kommen keine öffentlichen Gelder zum 
Einsatz, weil Unternehmen die Finanzierung über-
nehmen.

Seit Kooperationsbeginn konnte die Zahl der Strom tank-
stellen kreisweit auf 38 erhöht werden, der Strom wird in 
den meisten Fällen noch kostenlos abgegeben. Auch die 
Zulassungszahlen für E-Mobile steigen stetig: Ca. ein 
Drittel der in Schleswig-Holstein fahrenden Fahr zeuge 
mit Elektroantrieb ist in Nordfriesland gemeldet.

Gemeinde Lütjenwestedt – 
ein Bon für den Nachwuchs

Um die Mobilität sowie Eigenständigkeit der Jugend zu 
fördern und deren Eltern zu entlasten, wurde in Lütjen-
westedt der „Lüwe Taxi Bon“ eingeführt. Diesen können 
die etwa 50 Jugendlichen zwischen 14 und 21 Jahren 
der Gemeinde seit dem Herbst 2012 bei aus gewählten 
örtlichen Taxiunternehmen einlösen.

Die Bons haben einen Wert von je fünf €, monatlich 
werden pro Person maximal zwei Gutscheine ausgege-
ben. Mittel aus dem Fonds für Jugend und Soziales, der 
durch den Verkauf zweier Immo bilien und die Zinserträge 
aus den Anteilen der Gemeinde an der SH-Netz AG ge-
speist wird, sichern die Finanzierung. Die Abrechnung 
zwischen den Taxiunternehmen und der Gemeinde 
erfolgt mo natlich.

Zunächst auf ein halbes Jahr beschränkt, wird die 
Aktion wegen der großen Nachfrage nun bis Ende des 
Jahres 2014 fortgeführt. Gemeindevertreter Heino 
Messerschmidt möchte noch weitergehen „und das 
Bon-System auf Bus- und Bahnfahrten ausweiten. Aus 
diesem Grund werden schon Gespräche mit dem Betrei-
ber des öffentlichen Nahverkehrs geführt. „Die Jugend-
lichen sind unsere Zukunft. Sie sollen hier gerne leben, 
weil sie gut ein- und angebunden sind.“ Denkbar wäre 
auch die Ausdehnung auf andere Bevölkerungsgruppen. 

Alle Informationen zum Wettbewerb unter: www.schleswig-holstein.de/UmweltLandwirtschaft/DE/
NachhaltigeEntwicklungEineWelt/01_NachhaltigeEntwicklung/005_Nachhaltigkeitspreis/ein_node.html.

Stromtankstellen für E-Mobile im Kreis Nordfriesland

Von links: Initiator Heino Messerschmidt,
Altbürgermeister Rolf Trede und Patrik Minkus, 1. Anlaufstelle 
für die Bonausgabe, bei der Einführung des Lüwe Taxi Bons
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Carsharing für das Land als private Nachbarschaftshilfe
Christian Piepenbrock

Carsharing kann auch im ländlichen Raum funktionieren – insbesondere das private Carsharing bie-
tet neuerdings die Möglichkeit, zusätzliche, fl exible Auto-Mobilität zu schaffen. Beim privaten Car-
sha ring verleihen Autobesitzer gelegentlich ihre privaten Autos an Nachbarn. Das ist nachhaltig, 
günstiger für alle und über Internetplattformen wie www.nachbarschaftsauto.de einfach durchzuführen.

Carsharing hat es schwer in 
kleinen Städten und auf dem 
Land. Die großen kommerziellen 
Anbieter bieten ihre Autos gerne 
überall dort an, wo sie über 700 € 
Monatsumsatz pro Auto erwarten 
können. Das ist aber meistens 
nur in der dichten Großstadt mög-
lich. Dort ist Carsharing in den 
letzten Jahren stark gewachsen 
und hat sich allein 2011-2012 
mehr als verdoppelt. Zwei Mög-
lichkeiten bieten sich als Alternati-
ve an: Bürgerinitiativen oder die 
Nutzung der bereits für andere 
Zwecke vorhandenen Autos. Der 
Bundesverband Carsharing zählt 
über 100 Mitglieder, darunter vie-
le kleine Vereine, die Autoerwerb 
und -betrieb, Organisation und 
Mitgliederwerbung in die eigene 
Hand genommen haben. Erstaun-
lich ist, wie selten bisher die zwei-
te Möglichkeit genutzt wird: vor-
handene Autos gelegentlich für 
das Carsharing zu nutzen.

Einfacher Einstieg ins Car-
sharing ohne Flotteninvestition

Autos gibt es wirklich überall 
und die Teilnahme am privaten 
Carsharing erfordert inzwischen 
nur noch eine einfache Online- 
Registrierung. Damit ist ein An-

gebot sofort deutschlandweit 
ganz ohne monatliche Grundkos-
ten verfügbar. So können Nach-
barn und Freunde spontan Autos 
teilen, inkl. Absicherung durch 
Leihvertrag und Versicherung. 
Autobesitzer stellen ihr Auto auf 
der Internetplattform ein und set-
zen ihre Leihgebühr fest, z. B. 
25 € pro Tag für einen Kleinwa-
gen. Verfügbare Autos können im 
Internet lokal gefunden und beim 
Besitzer angefragt werden. Der 
Autobesitzer entscheidet jeweils, 
ob er sein Auto wie angefragt ver-
leihen möchte. Die Autoübergabe 
erfolgt persönlich unter Nutzung 
eines Übergabeprotokolls, abge-
rechnet wird online. Anschließend 
bewerten sich Leiher und Verlei-
her, um mehr Vertrauen in der 
Community zu schaffen.

Die wichtigste Neuerung des pri-
vaten Carsharings besteht in einer 
speziellen Zusatzversicherung: 
Das Auto wird passend für die 
Dauer des Verleihs kurzzeitig mit 
einer innovativen Kfz-Zusatzver-
sicherung versehen, einschließ-
lich Kfz-Haftpfl icht, Teilkasko und 
Vollkaskoschutz – auch dann, 
wenn das Auto normalerweise 
gar nicht Vollkasko versichert ist. 
Je nach Auto kostet dieser 

Schutz ca. 5 bis 11 € pro Tag und 
deckt damit alle wichtigen Schä-
den durch Unfall, Unwetter, Haar-
wild oder Kratzer ab. Das Ent-
scheidende daran ist: Die norma-
le Autoversicherung muss im 
Schadensfall nicht zahlen. Damit 
können alle Rabatte des Autobe-
sitzers für einen eingeschränkten 
Fahrerkreis und Schadensfreiheit 
erhalten bleiben und der Auto-
besitzer muss seinen normalen 
Kfz-Versicherungsvertrag nicht 
ändern.

Privates Carsharing begann erst 
stark zu wachsen, als Nachbar-
schaftsauto 2011 die Versiche-
rungslösung entwickelt hatte. In-
zwischen gibt es in Deutschland 
in mehreren Carsharing-Initiati-
ven tausende Autos und zehntau-
sende Mitglieder, die sich privat 
Autos teilen. In Großstädten ist 
das Angebot bisher am größten, 
obwohl das Konzept auch für 
Kleinstädte und das Land geeig-
net ist, da dort Carsharing-Alter-
nativen kaum existieren. 

Die Investitionshürde für den 
Carsharing-Start ist bei privatem 
Carsharing praktisch Null: Weder 
Vereinsgründung noch Autokauf 
ist notwendig. Dennoch ist Über-
zeugungsarbeit nötig, damit 
Nachbarschaftsautos überall ge-
teilt werden und Nutzer sie schät-
zen lernen. Wirklich interessant 
wird das Angebot für die Nutzer 
erst, wenn in der Nachbarschaft 
nicht nur ein Auto mitmacht, son-
dern mehr als ca. zehn, denn erst 
dann sind Auswahl und Verfüg-
barkeit jederzeit gegeben.

Christian Piepenbrock

Gründer und Geschäftsführer von Nachbarschaftsauto, Berlin

Tel. (030) 60 98 682 60
offi ce@nachbarschaftsauto.de
www.nachbarschaftsauto.de

(freut sich über Kontaktaufnahme)
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Autoteilen erfordert 
Information, Verhaltens-
änderung und Übung

Die erste Hürde erscheint hoch: 
Sein privates Auto zu verleihen, 
ist für die meisten Autobesitzer 
schwer vorstellbar, selbst wenn 
dabei durch Einnahmen die Fix-
kosten reduziert werden. Das 
Auto ist oft nicht nur ein Trans-
portmittel, sondern auch Status-
symbol und persönlicher Raum. 
Die Haltung zum PKW ändert 
sich aber: Zwar sagen 64 % in 
Umfragen, sie könnten nicht auf 
ihr Auto verzichten, aber nur 16 % 
sind große Autoliebhaber, wäh-
rend die Mehrheit ihr Fahrzeug 
sehr pragmatisch sieht. 43 % 
könnten sich sogar vorstellen, ihr 
Auto gelegentlich zu verleihen – 
wenn sie wüssten wie. Dabei sind 
Ältere jedoch wesentlich skepti-
scher als die unter Dreißigjähri-
gen.1 Die Motivation, sein Auto 
zum Nachbarschaftsauto zu ma-
chen, hat oft auch einen sozialen 
Aspekt: Die Nachbarn lernen sich 
kennen und helfen sich gegensei-
tig – Werte, die im ländlichen 
Raum stärker vertreten sind als in 

Großstädten. Darüber hinaus 
kann mit Carsharing deutlich 
Geld gespart werden. Mobilität 
und das private Auto sind nach 
der Wohnung der größte Ausga-
benposten im Privathaushalt – 
noch vor Ausgaben für Lebens-
mittel. Der größte Teil sind dabei 
oft schon die Auto-Fixkosten 
durch Wertverlust, Steuer und 
Versicherung. Autobesitzer zah-
len häufi g mehr Geld für die Ver-
fügbarkeit des eigenen Autos, als 
für die eigentliche Nutzung. Rein 
fi nanziell lohnt sich bei weniger 
als 8 000-10 000 km Nutzung pro 
Jahr statt Autobesitz die gele-
gentliche Carsharing-Nutzung.

In der Praxis funktioniert der Au-
toverzicht am besten, wenn es für 
tägliche Arbeitswege Alternativen 
zum Auto gibt und das Fahrzeug 
nur gelegentlich benötigt wird. Ein 
Musterfall für das private Carsha-
ring im ländlichen Raum ist der 
Zweitwagen: Haushalte sind eher 
bereit, diesen an Nachbarn zu 
verleihen, denn meistens wird er 
pragmatisch als kleines, prakti-
sches Auto angesehen, das zu 
oft herumsteht. 

Einige Kommunen bringen 
Car sharing als nachhaltiges 
Angebot und Teil ihrer Agen-
da-21-Aktivitäten voran. Insbe-
sondere das private Carsharing 
erfüllt dabei die Anforderungen 
in Bezug auf bessere Ressour-
cen-Nutzung und lokale Lösun-
gen besonders gut. Mit nur 
wenig Aufwand kann so viel 
erreicht werden: Wenn nur 2 % 
der Autofahrer mitmachen wür-
den, gäbe es fl ächendeckend 
ohne zusätzliche Investitionen 
ein günstiges Nachbarschafts-
angebot und im gesamten Land 
könnten über 100 000 PKW 
eingespart werden – dieses 
Ziel möchte Nachbarschafts-
auto in fünf Jahren erreichen. 

Das Bundesumweltministeri-
um und das Bundesumweltamt 
zeichneten Nachbarschafts-
auto 2012 mit dem Bundes-
preis Ecodesign für seine 
nachhaltige Lösung aus – 
sozial, günstig und mit weniger 
Ressourcenverbrauch. 

1 Repräsentative Umfrage der Axa Versicherung 2010.
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Das Mitfahrnetzwerk fl inc
Benjamin Kirschner

Während Parkplatznot und Staus typische Probleme von Großstädten sind, stehen ländliche Regionen 
und Kleinstädte vor ganz anderen Herausforderungen, allen voran der Abhängigkeit vom eigenen Auto 
und der meist nur unzureichenden Anbindung an den Öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV).

Anders als in Ballungszentren stehen den Bewoh-
nern des ländlichen Raums neben dem eigenen PKW 
meist keine Alternativen zur Verfügung. Deutschland-
weit gibt es mittlerweile eine große Zahl an Pilotpro-
jekten, einige davon, wie „Mobilität 21“ oder das Mo-
dellvorhaben „Demografi scher Wandel – Region 
schafft Zukunft“, werden auf Bundesebene gefördert. 
Andere Projekte entstehen auf Initiative von Bürgern 
oder Lokalpolitikern, wie in der LEADER-Limesregion 
oder im gesamten Rems-Murr-Kreis. Dort ergänzt das 
Mitfahrnetzwerk fl inc nun das Angebot der täglichen 
Mobilität. 

Das Mitfahrnetzwerk fl inc 
für spontane Alltagsmobilität

Für die Bürger bedeutet fl inc eine Alternative zum ei-
genen Auto und eine Ergänzung zum ÖPNV – sowohl 
für geplante als auch für spontane Fahrten. Täglich 
fahren Menschen die gleichen Strecken, ohne Kennt-
nis darüber zu haben, dass ihr Nachbar vielleicht auf 
derselben Strecke unterwegs ist. Das Mitfahrnetzwerk 
bietet die Möglichkeit, die Ressource „freie Sitzplätze 
im Auto“ sichtbar zu machen und bestmöglich auszu-
nutzen. Der Arbeitsweg, Fahrten zu Freunden in der 
nächstgelegenen Ortschaft, Arztbesuche oder Ein-
käufe lassen sich dank fl inc ganz einfach gemeinsam 
zurücklegen. Nutzer stellen ihr Fahrtangebot oder ihr 
Mitfahrgesuch auf der Internetplattform ein und fl inc 
schlägt innerhalb von Sekunden automatisch passen-
de Mitfahrer oder Fahrer vor. Der Dienst ist kostenlos, 
jederzeit verfügbar und kann über den PC oder das 
Smartphone genutzt werden. Dank der fl inc-Preis-
empfehlung für die gemeinsame Fahrt kann es ohne 
weitere Absprachen direkt von Haustür zu Haustür 
losgehen. Für die Preisempfehlung werden 10 ct pro 
Minute Fahrzeit veranschlagt – dieser Betrag wurde 
von fl inc in Tests als Mittelwert ermittelt.

Gemeinsam unterwegs – aber sicher!

Grundlage bei fl inc ist das Vertrauensnetzwerk. 
Generell gilt: Der Nutzer entscheidet selbst, wen er 
mitnehmen oder bei wem er mitfahren möchte. Ent-
weder nur mit Freunden und direkten Kontakten, mit 
fl inc-Nutzern aus einer eigenen Gruppe wie etwa Ar-
beitskollegen aus dem eigenen Unternehmen oder 
mit allen anderen Nutzern aus der fl inc-Community. 
Jeder fl incer besitzt ein aussagekräftiges Profi l, über 
welches er anderen Nutzern Informationen mitteilen 
kann. Dazu zählen etwa das Profi lfoto, ein Bild des 
eigenen Autos, das eigene Kennzeichen oder die 
Anzeige der Telefonnummer – Angaben, die dabei 
helfen, das gegenseiti-
ge Vertrauen zu erhö-
hen. Denn kaum je-
mand fährt gerne bei ei-
nem völlig Unbekannten 
mit. Nach jeder gemein-
samen Fahrt können 
sich die Teilnehmer 
gegenseitig bewerten, 
indem sie die Frage 
„Würdest du mit dieser 
Person nochmal mitfah-
ren?“ bzw. „Würdest du 
diese Person nochmal 
mitnehmen?“ beantwor-
ten. Das geht ganz ein-
fach mit einem Klick auf 
das Symbol „Daumen 
hoch“ oder „Daumen 
runter“. Alle Bewertun-
gen durch andere fl in-
cer sind ebenfalls im 
Nutzerprofi l ersichtlich.

fl inc eignet sich besonders gut für Entfernungen 
bis 100 km und ist damit ideal für den Einsatz im 
ländlichen Raum. Da dort die traditionellen Angebo-
te wie der ÖPNV das Mobilitätsbedürfnis der Bürger 
nicht mehr restlos bedienen können, ist eine Ver-
knüpfung mit neuen, innovativen Mobilitätsangebo-
ten ein notwendiger Schritt, um auch im ländlichen 
Raum eine effektive und fi nanzierbare Mobilität zu 
gewährleisten – und zwar mit bereits vorhandenen 
Ressourcen.

Benjamin Kirschner

fl inc AG, Ludwigshafen

Tel. (06151) 39 21 23 60
(keine telefonische Fahrtvermittlung)

www.fl inc.org
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fl inc im Rems-Murr-Kreis
Das Mitfahrnetzwerk soll hier nicht nur die Mobilität der Menschen im Landkreis verbessern, sondern 
ist auch als Teil der Klimaschutzstrategie gedacht. Jennifer Hoeltke* hat als Klimaschutzmanagerin des 
Rems-Murr-Kreises die Einführung von fl inc im Landkreis aktiv begleitet und beantwortet im Folgenden 
Fragen rund um das Projekt.

Wie kam es zu der Zusammenarbeit zwischen dem 
Rems-Murr-Kreis und fl inc?

Hoeltke: Nach Fertigstellung des Klimaschutzkon-
zepts hat der Kreistag des Rems-Murr-Kreises im De-
zember 2012 zugestimmt und die zügige Umsetzung 
der vier Schwerpunkte gefordert, zu denen u. a. „Nach-
haltige Mobilität“ gehört. Daraufhin wurden im Pro-
gramm „Klimaschutz-plus 2013-2015“ rund 15 Projekte 
konzipiert, die, um nachhaltig wirken zu können, über 
drei Jahre umgesetzt werden sollen. Zum Schwerpunkt 
„Nachhaltige Mobilität“ wurde fl inc als Teil des Quer-
schnittprojekts „Neue Wege für die Mobilität im Alltag“ 
aufgenommen. Zu der Zeit hatten bereits sechs Kom-
munen des Rems-Murr-Kreises aus der LEADER-Li-
mesregion fl inc als Pilotprojekt eingeführt und intensiv 
beworben. Die Auswertung zeigte: Die Bürger nahmen 
fl inc gut an und eine kreisweite Bewerbung des Mitfahr-
systems könnte sich positiv auf die Senkung der Ver-
kehrsemissionen auswirken. Der Rems-Murr-Kreis ist 
auf die fl inc AG zugegangen und hat mit ihr ein Werbe-
konzept für zunächst zwei Jahre aufgestellt. 

Welche Erwartungen und Ziele verbindet der 
Rems-Murr-Kreis mit dem Projekt?

Hoeltke: Die CO2-Bilanz des Rems-Murr-Kreises hat 
gezeigt, dass mit 37,4 % der CO2-Emissionen der Ver-
kehrssektor als Hauptemittent im Fokus stehen muss. 
Frappierend ist, dass 59,6 % der Emissionen in diesem 

Bereich durch den motorisierten Individualverkehr ent-
stehen, d. h. durch alltägliche PKW-Fahrten der Bürger. 
Die Einfl ussmöglichkeiten sind in diesem Bereich be-
sonders begrenzt, denn Mobilität ist nicht gänzlich zu 
vermeiden, sondern nur im Sinne der Nachhaltigkeit 
anzupassen. Mit Einführung und Bewerbung von fl inc 
erhofft sich der Kreis, seinen Bürgern eine Mobilitäts-
option aufzuzeigen, die ökonomische Vorteile durch 
Benzinsparen hat und zum Klimaschutz beiträgt.

Wie vermittelt der Kreis die Idee an seine Bürger?

Hoeltke: Natürlich werden diverse Werbematerialien 
wie Flyer und Plakate gestreut. Dabei ist die Unterstüt-
zung der Kommunen eine große Hilfe. Zudem wird 
Online-Werbung geschaltet und es werden regelmäßig 
Pressemitteilungen für Kreiszeitungen und Gemein-
deblätter verfasst. 

Welche Erfahrungen haben Sie mit dem Mitfahrnetz-
werk bisher gemacht? 

Hoeltke: Viele Erfahrungswerte hat der Landkreis 
noch nicht sammeln können, da fl inc erst seit drei Mo-
naten beworben wird und so ein Projekt Zeit braucht, 
um sich entfalten und in den Köpfen verankern zu kön-
nen. Bemerkenswert war, wie begeistert die Teilnehmer 
der Auftaktveranstaltung von der Einfachheit des Mit-
fahrsystems in der Praxis waren. Wer einmal „fl inct“, 
wird es bestimmt auch ein zweites Mal tun. 

* Jennifer Hoeltke, Landratsamt Rems-Murr-Kreis, Geschäftsbereich Umweltschutz, Geschäftsstelle Klimaschutz, Waiblingen, Tel. (07151) 501-27 57,   
 j.hoeltke@rems-murr-kreis.de, www.rems-murr-kreis.de

Untere Reihe v.l.n.r. Jennifer Hoeltke, Landratsamt Rems-Murr Kreis, Bernd Friedrich, Erster Landesbeamter des 
Rems-Murr-Kreises, Reinhold Sczuka, Bürgermeister der Gemeinde Althütte, Michael Balzer und Erster Bürger-
meister der Stadt Backnang. Obere Reihe v.l.n.r. Christel Brodersen, Kreistagsfraktionsvorsitzende B90/Die Grü-
nen, Laura Deja, fl inc AG, Maximilian Friedrich, Bürgermeister der Gemeinde Berglen, Andreas Stanicki, Bürger-
meister der Stadt Schorndorf und Christoph Jäger, Bürgermeister der Gemeinde Großerlach
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Neue Wege für geteilte Mobilität in der Eifel
Alexander Sobotta und Simone Handwerk

Wie in vielen anderen Mittelgebirgsregionen müssen in der Eifel für den Weg zur Arbeitsstätte, zu Freizeitak-
tivitäten und zur täglichen Versorgung vergleichsweise weite Distanzen überwunden werden. Der Öffentliche 
Personennahverkehr ist zwar gut entwickelt, häufi g bietet er aber keine Alternative zur Nutzung des PKW.

Wie eine Befragung der LEADER-Region Eifel ergeben 
hat, verfügen über 60 % der Haushalte über mindestens 
zwei Autos. Da viele Zweit- oder Drittwagen wenig ge-
nutzt werden, bedeutet dies eine geringe Auslastung vie-
ler PKW und einen hohen fi nanziellen Aufwand für den 
Einzelnen. Im LEADER-Projekt „E-ifel mobil“ werden 
Organisationsformen für die geteilte Nutzung von Fahr-
zeugen im ländlichen Raum erprobt.

Gemeinsame Fahrzeugnutzung
In vier Dörfern haben sich engagierte Personen zusam-

mengeschlossen, um ein Elektroauto und in einem Fall 
auch Pedelecs – Fahrräder mit elektrischer Tretunterstüt-
zung – gemeinsam zu nutzen. Für den Zeitraum einer 
mehrmonatigen Testphase stellen lokale Energieversor-
ger und eine Kreisverwaltung die Fahrzeuge kostenlos 
zur Verfügung. Während dieser Zeit stehen die Entwick-
lung eines dauerhaft tragfähigen Betriebsmodells und die 
Gewinnung weiterer Nutzer im Vordergrund. Die Dörfer 
werden dabei unterstützt und begleitet. Das Projekt 
„E-ifel mobil“ dient außerdem dazu, Bürger, Verwaltung 
und Unternehmen für die Möglichkeiten der nachhaltigen, 
klimafreundlichen Mobilität zu sensibilisieren. Beteiligt 
sind auch die Landkreise Düren und Euskirchen sowie 
die StädteRegion Aachen.

Engagement ist Voraussetzung
Die ersten Erfahrungen mit dem Dorfauto in Hürtgen-

wald-Gey zeigen, dass einige besonders engagierte Nut-
zer die Verantwortung für Organisation und Buchungen 

übernehmen müssen. Ein technisch einfaches Buchungs-
system über das Internet war hier schnell gefunden. Nach-
frage und Nutzerkreis sind nach wenigen Monaten bereits 
so groß, dass die Anschaffung eines eigenen Fahrzeugs 
und die Gründung eines Trägervereins in greifbare Nähe 
rücken. Trotz höherer Anschaffungskosten ist man dabei 
in Gey weiterhin von den Vorteilen eines Elektroautos 
überzeugt. 

Bezahlung mit ehrenamtlichem Einsatz
Im Gegensatz zu kommerziellem Carsharing in der Stadt 

basieren tragfähige Betreibermodelle für Dorfautos auf 
dem gemeinschaftlichen Nutzen. In Blankenheim-Freilin-
gen trägt das Auto gleich doppelt zum Dorfl eben bei. Nut-
zer können hier alternativ auch mit ehrenamtlichem Ein-
satz bezahlen. So können Grünfl ächen gepfl egt, Bänke 
gestrichen und Kuchen für Feste gebacken werden. Auch 
die Vergütung mit Einkaufsfahrten für ältere Bürger ist ge-
plant. Für den Internetauftritt des Dorfes wurde zu diesem 
Zweck ein ausgereiftes Buchungssystem entwickelt.

Pedelecs als Alternative für kürzere Strecken
In Nideggen-Berg steht der Einsatz von Pedelecs für die 

Alltagsmoblität im Vordergrund. Es wird getestet, wie die 
Räder z. B. als Alternative für Einkaufsfahrten in den etwa 
drei Kilometer entfernten Hauptort oder den Weg von Ju-
gendlichen zu Sport- und Freizeitaktivitäten in der näheren 
Umgebung genutzt werden können. Ein örtlicher Hofl aden, 
eine Seniorenwohneinrichtung und ein Hotel 
koordinieren den Verleih.

Fazit
Entscheidend für den Erfolg sind wie bei vielen Dorf-

aktivitäten engagierte Einzelpersonen oder Gruppen, die 
in der Lage sind, weitere Interessierte für das Projekt zu 
begeistern. Technische und organisatorische Fragen und 
auch die Anschaffung eines Fahrzeugs sind dann verhält-
nismäßig leicht zu lösen.

Das Pedelec-Angebot in Nideggen-Berg wird unter anderem vom 
örtlichen Hofl aden organisiert.

Start des Dorfautos in Hürtenwald-Gey
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Alexander Sobotta und 
Simone Handwerk

Regionalmanagement 
LEADER-Region Eifel

Tel. (02486) 91 11 22 
info@leader-eifel.de
www.eifel-mobil.de
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Weitere Informationen zu den Projekten unter
www.eifel-mobil.de, www.dorfautogey.blogspot.de 
und www.wir-in-freilingen.de

Die Privatfahrt im Fahrplan

Mobilfalt wird zunächst in drei 
Pilotregionen getestet: Sontra/
Nentershausen/Herleshausen (als 
Zweckverband Interkommunaler 
Zusammenarbeit) und Witzenhau - 
sen im Werra-Meißner-Kreis sowie 
Niedenstein im Schwalm-Eder-Kreis. 
Mit dem Landkreis Werra-Meißner 
wurde darüber hinaus eine Region 
gewonnen, die besonders stark von 
demografi schen Veränderungen in 
den kommenden Jahren betroffen 
sein wird. Kern des Projekts ist die 
Verknüpfung des Individualverkehrs 
in den drei Pilotregionen mit allen 
Angeboten, die bisher in den Fahr-
plänen des NVV zu fi nden sind, egal 
ob Anrufsammeltaxi, Bürgerbus, 
Bus, Tram oder Zug. Die bisherigen 
Angebote werden im vorhandenen 
NVV-Tarif- und Fahrplansystem um 
Fahrten im Auto oder Taxi ergänzt. 
Damit integriert Mobilfalt die Privat-
fahrt mit dem Auto in die ver läss-
lichen Qualitäten des Öffentlichen 
Personennahverkehrs mit Tarif- und 
Taktangebot und seiner Infrastruktur. 

Jeder kann seine regelmäßigen 
oder unregelmäßigen privaten Auto-
fahrten anderen anbieten und erhält 

dafür einen Zuschuss von 30 ct/km. 
Der Preis pro Fahrt für den Fahrgast 
ist bisher in der Pilotphase mit 1 € 
kalkuliert.

Unterstützung durch 
Landesfi nanzierung 

Intensiv unterstützt werden der 
Nordhessische Verkehrsverbund und 
seine Partner aus den Nahverkehrs-
gesellschaften der Landkreise 
Werra-Meißner, Schwalm-Eder 
und Hersfeld-Rotenburg von der 
Hessischen Landesregierung. Mit 
180 000 € übernahm sie die Hälfte 
der Entwicklungskosten. Darüber 
hinaus beteiligt sich das Land mit 
1 Mio. € am Versuch selbst. 

Technik im Hintergrund
Die technische Basis von Mobilfalt 

ist eine internetgestützte Plattform, 
mit der angebotene und nachgefrag-
te Autofahrten in die bestehenden 
Fahrpläne für den Nahverkehr inte-
griert und zentral gesteuert werden. 
Abgerechnet wird über den NVV, der 
die Einnahmen verteilt. Gebucht wird 
über Internet, Telefon bzw. über die 
neu entstandene Mobilitätszentrale 
im Stadtbahnhof Eschwege. 

Mobilfalt erfüllt Erwartungen 
– Bilanz nach sechs Monaten

Die Bilanz nach sechs Monaten 
fällt durchweg positiv aus. Mit 
über 500 registrierten Teilneh-
merinnen und Teilnehmern in den 
Pilotregionen sind die Erwartun-
gen bei allen Projektpartnern 
mehr als erfüllt. 

Mit 90 Fahrern und 420 Mitfah-
rern hat sich das Projekt in den 
letzten Monaten sehr gut entwi-
ckelt. In den meisten Fällen wur-
den dafür Taxifahrten genutzt. 
Private Fahrten wurden nur in 
10 % der Fälle angeboten. Ziel 
des NVV ist es jedoch, in dem 
Projekt einen Anteil von 30 % 
Privatfahrten zu erreichen. 

Sabine Herms M.A.

VerkehrsVerbund (NVV), Leitung Stabs-
stelle Presse und Public Affairs, Kassel

Tel. (0561) 709 49 29
sabine.herms@nvv.de
www.nvv.de

Mobilfalt: Privatfahrten als Bestandteil  
des Öffentlichen Personennahverkehrs

Sabine Herms

Nach zwei Jahren war die Idee umsetzungsreif: Hessens Verkehrsminister Florian Rentsch startete im April 
2013 in Sontra das bundesweit einmalige NVV-Pilotprojekt Mobilfalt (= Mobilität+Vielfalt). Es soll den öffentli-
chen Nahverkehr in ländlichen Regionen revolutionieren, dort, wo immer weniger Menschen leben und daher 
traditionelle Mobilitätsangebote z. B. mit Bussen immer schwerer zu fi nanzieren sind.

Die beteiligten Dörfer werden untereinander vernetzt und der Aus-
tausch gefördert. Lösungen für Buchungssysteme, Trägerorganisa-
tionen und die Nutzeransprache lassen sich übertragen. Für weitere 
Dörfer aus der Eifel war die begleitende Öffentlichkeitsarbeit Anlass, 
sich mit der Anschaffung eines Dorfautos auseinanderzusetzen. Die 
Verbindung mit dem aktuellen Thema Elektromobilität führt zu einer 
zusätzlichen Wahrnehmung in der Öffentlichkeit.  
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Nach dem Schweizer Vorbild:

Bundesweiter Taktverkehr
Verkehrsexperte Hans Leister plädiert für einen bundesweiten Taktver-
kehr. Die Blaupause liefert die Schweiz. Dort fahren viel mehr Züge und 
die Fahrgastzahlen sind in die Höhe geschnellt.

Sie haben die Idee eines Deutschland-Takts entscheidend mitentwickelt. 
Was ist deren Ziel?

Leister: Trotz Milliardeninvestitionen ist der Marktanteil des Fernverkehrs auf 
der Schiene in Deutsch land nicht gestiegen – das wollen wir ändern. Das kann 
nur gelingen, wenn es eine Vision für den künftigen Bahnverkehr gibt, der die 
Bürger und Steuerzahler überzeugt. Im Mittelpunkt des Deutschland-Takts ste-
hen gute Anschlüsse an den Knotenpunkten und damit eine hohe Gesamtge-
schwindigkeit im System statt einzelner ICE-Strecken. Deshalb muss auch die 
Reihenfolge bei der Infrastrukturplanung umgedreht werden.

Warum?

Bisher werden teure ICE-Trassen errichtet und dann versucht man, damit ei-
nen vernünftigen Fahrplan hinzukriegen. Das gelingt vor allem an den Knoten 
und  Anschlussstellen oft relativ schlecht und kann im Extremfall sogar dazu 
führen, dass sich Anschlüsse verschlechtern. Es muss umgekehrt laufen: Erst 
gibt es einen Zielfahrplan mit sehr guten Umsteigemöglichkeiten – und daran 
orientiert sich dann der Schienenausbau. Schließlich lebt die große Mehrheit 
nicht an den ICE-Bahnhöfen, sondern muss umsteigen, um zum Ziel zu kom-
men. Hier liegt Potenzial, das man dem Autoverkehr wegnehmen kann – vor-
ausgesetzt, die Bahn bietet verlässliche und gute Verbindungen und hat ein 
durchgehendes und einfaches Tarifsystem.

Ihr Vorbild ist die Schweiz. Wie hat sich das Taktsystem dort entwickelt?

Im Jahr 1982 gab es eine Volksabstimmung über das Bahnkonzept 2000. Das 
zeigte auf, welcher Fahrplan 18 Jahre später gelten sollte und welche Ausbau-
maßnahmen bis dahin stattfi nden müssten. Die Leute hat das überzeugt und 
sie haben mehrheitlich dafür gestimmt. 2004 ging dieser Fahrplan dann in 
Betrieb.

Wie sieht die Bilanz aus?

Die Fahrgastzahlen sind in erstaunlichem Maße gestiegen. Die Schweizer 
fahren heute zweieinhalb Mal so viel Bahn wie die Deutschen. Auf dem 
Schweizer Eisenbahnnetz sind fast doppelt so viele Züge je Streckenkilometer 
unterwegs wie hierzulande. Trotzdem läuft das System zuverlässig und stabil 
– auch weil die Geschwindigkeiten der Züge nicht so unterschiedlich sind wie 
in Deutschland. Bei der Erstellung des Taktfahrplans wurden Güterverkehrs-
trassen eingearbeitet – und zwar mit deutlichen Kapazitätsreserven. Die 
Trassen sind normiert und jedes Unternehmen weiß genau, wie lange es für 
die Strecke durch die Schweiz braucht. Dagegen versucht man in Deutschland, 
jeden Zug, der angemeldet wird, irgendwie in den Fahrplan einzubasteln. 
Das ist nicht mehr zeitgemäß.
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Verkehrsberater Hans Leister 
(61) kennt den deutschen Schie-
nenverkehr von allen Seiten. Er hat 
ebenso für die Deutsche Bahn AG, 
Connex/Veolia und die eurobahn 
gearbeitet wie auch davor für staat-
liche Aufgabenträger. 2006 entwi-
ckelte er zusammen mit dem VCD, 
Pro Bahn und einigen Aufgaben-
trägern die Idee, einen Deutsch-
land-Takt einzu führen. Seit 2013 
arbeitet er als Bereichsleiter für 
Nahverkehrs- und Qualitätsma-
nagement beim Verkehrsverbund 
Berlin-Brandenburg.
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Ihre Initiative gibt es seit fünf Jahren – bisher aber war 
sie noch nicht sehr erfolgreich. Wie soll sich das ändern?

In Deutschland ist alles nicht so einfach. Wir haben den 
Föderalismus und ein Bundesverkehrsministerium, das 
jahrzehntelang vor allem Hochgeschwindigkeitsstrecken 
zwischen zwei Punkten geplant und sich nicht um die 
Knoten gekümmert hat. Und die Deutsche Bahn wird 
kaum politisch geführt und legt selbst fest, was sie gut 
fi ndet. Aber es bewegt sich was. Bund und Länder sind 
sich einig, dass es eine große Studie zum Taktverkehr 
geben wird. Und die DB Netz will ihre Langfristplanung 
„fahrplanbasiert“ ausrichten. Unter Experten ist der 
Deutschland-Takt schon fast Mainstream – aber in den 
Gesetzen, Verordnungen und Trassenzugangssystemen 
fi ndet sich das noch nicht.

Die DB ist an Ihrer Initiative nicht beteiligt. Warum nicht?

Unsere Initiative stammt aus einer Zeit, als Hartmuth 
Medorn noch Bahnchef war und alles einem Börsengang 
untergeordnet hat, da war Deutschland-Takt ein verbote-
ner Begriff für DB-Manager. Heute sind die einzelnen 
Bereiche der DB differenziert zu betrachten. In der DB 
Netz hat man längst erkannt, dass der Ausbau des Net-
zes anhand von Fahrplänen sinnvoll ist, weil man damit 
eine bessere Streckenauslastung bei höherer Qualität 
erreichen kann – und damit höhere Wirtschaftlichkeit. 
Bei DB Fernverkehr scheut man langfristige Planung und 
hält an der Fiktion fest, dass es einen Wettbewerb im 
Fernverkehr gibt. Das geschieht wohl vor allem, um sich 
staatlichen Einfl uss vom Leibe zu halten.  Interview: 
Annette Jensen. Leicht gekürzter und aktualisierter 
Nachdruck aus dem VCD-Magazin fairkehr 06/2012 
Dezember/Januar.

Die Inititative Deutschland-Takt

Im Frühjahr 2008 haben sechs Personen aus dem Ver-
kehrsbereich die Initiative Deutschland-Takt gegründet. Sie 
wollen erreichen, dass Bahnfahren attraktiver wird und mehr 
Menschen dieses umweltfreundliche Verkehrsmittel nutzen. 
Ihr Ziel: Die Einführung eines integralen Taktfahrplans für 
den gesamten öffent lichen Verkehr in Deutschland – den 
Deutschland-Takt. Neben Hans Leister ist Heidi Tischmann 
Mitinitiatorin. Sie ist Referentin für Verkehrspolitik beim VCD.

Weitere Informationen und das Grundlagenpapier der Initia-
tive Deutschland-Takt gibt es als Download im  Internet unter 
www.deutschland-takt.de.

Der Deutschland-Takt hat es in die Koalitionsverein barung 
für die Große Koalition geschafft, dort heißt es: „Die Planung 
der Schienenwege werden wir am Ziel eines Deutschland- 
Takts mit bundesweit aufeinander abgestimmten Anschlüssen 
sowie leistungsfähigen Güterverkehrstrassen ausrichten.“

Damit hat sich die Koalition zum Ziel gesetzt, Anschlüsse 
künftig nicht mehr „zufällig“ als Ergebnis des Fahrplans, son-
dern strukturell durch entsprechenden fahrplanorientierten 
Ausbau der Infrastruktur herzustellen. Taktknoten, wo sich 
die Züge treffen, sind gerade für die Erschließung der länd-
lichen Räume wichtig, da dort Buslinien ideal angebunden 
sind und Anschlüsse in beide Richtungen einer Bahnlinie 
herstellen.

Umwelt- und familienfreundliche Mobilität im ländlichen Raum
Handbuch für nachhaltige Regionalentwicklung

Christine Ahrend und Melanie Herget (Hrsg.), 
Technische Universität Berlin 2012, 55 S. 
Handbuch und weitere Informationen: 
www.ivp.tu-berlin.de/ufm

Ziel des von der Deutschen Bundesstiftung Um-
welt (DBU) und der Volkswagen AG Konzernfor-
schung geförderten Projekts war es, sowohl bei 
Familien im ländlichen Raum als auch bei Akteu-
ren der ländlichen Regionalentwicklung das Be-
wusstsein für zukünftige Mobilitätsherausforderun-
gen und -chancen zu schärfen und nach angemes-
senen und tragfähigen Kommunikationskonzepten 

für umwelt- und familiengerechte Mobilitätsange-
bote zu suchen. Um die Erfahrungen, Bedürfnisse 
und Ideen der Akteure in ländlichen Räumen ge-
zielt miteinander verknüpfen zu können, wurden 
im Rahmen verschiedener Teilprojekte z. B. Expert/ 
-innen-Workshops durchgeführt und Familien in 
zwei ländlichen Regionen Deutschlands (Emsland 
und Landkreis Ludwigslust) im Rahmen von quali-
tativen Interviews befragt. Best-Practice-Beispiele 
für umwelt- und familienfreundliche Mobilität im 
ländlichen Raum wurden als Steckbriefe und die 
gesamten Projektergebnisse in Form des Hand-
buchs zusammengestellt.  ba
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Strategische Radverkehrsförderung
Grundlage einer multimodalen Mobilität

Ralf Kaulen, Verlag Dorothea Rhon, Detmold 
2013, 408 S., ISBN 978-3-939486-72-5, 39,00 €.

Das auf der Dissertation von Ralf Kaulen 
beruhende Buch befasst sich intensiv mit der 
Entwicklung, Umsetzung und Evaluation des 
Radverkehrsnetzes Nordrhein-Westfalen 
(RVN NRW), welches zwischen 1996 und 
2007 unter vollständiger Finanzierung des 
Landes in enger Abstimmung mit 427 Kom-
munen und ca. 2 000 Projektpartnern umge-
setzt wurde. Das Radverkehrsnetz hat eine 
Länge von 14 155 km und wird weiter lokal 
verdichtet.

Nach einer Analyse des Status quo und der politisch/
administrativen Aufgabenzuweisung und Planung erläu-
tert der Autor die Verfahrensentwicklung und Prozess-
optimierung für das RVN NRW und vergleicht es mit 
ähnlichen niederländischen und schweizerischen Pro-
jekten. Kaulen stellt dar, wie mit der Realisierung des 
RVN NRW eine wesentliche Komponente für ein nach-
haltiges selbsterklärendes multimodales Mobilitätssys-
tem geschaffen wurde, das die ökologischen, energeti-
schen, demografi schen und volkswirtschaftlichen Anfor-
derungen der Zukunft berücksichtigt. Das beschriebene 
Umsetzungsverfahren lässt sich auch auf andere Zu-
kunftsaufgaben übertragen und zeigt, wie auch diese 
Visionen realisiert werden können.  ba

Modellregionen Elektromobilität 
Umweltbegleitforschung Elektromobilität, Wuppertal Report Nr. 6

Karl Otto Schallaböck, Rike Carpantier, 
Manfred Fischedick, Michael Ritthoff, 
Georg Wilke, Wuppertal 2012, 104 S., 
wupperinst.org/de/publikationen/details/
wi/a/s/ad/1821/

Im Zentrum der Untersuchung steht die Auf-
bereitung der Erfahrungen mit den Elektro-
fahrzeugen in Einzelprojekten der Modellre-
gionen Phase I (2009-2011) hinsichtlich der 
energiebezogenen Parameter und der nach 

Fahrzeugsegmenten differenzierte Vergleich mit her-
kömmlichen Fahrzeugen. Es werden unterschiedliche 
Varianten zur Bilanzierung der klimarelevanten Emis-
sionen gerechnet. Hierbei zeigt sich, dass der Einsatz 
von Elektrofahrzeugen zum Zeitpunkt des Modellver-
suchs wegen des vorhandenen Strommix noch nicht 
geeignet war, zu einer Einsparung von Treibhausgasen 
zu führen, dies jedoch in Zukunft bei einem stark erhöh-
ten Windstromanteil der Fall sein wird. Die Studie unter-
sucht auch die Rohstoffverfügbarkeit und die Ökobilanz 
der Batterieproduktion.  ba

Personalien

Die ASG gratuliert …
… Dr. Hans R. Herren zum alternativen Nobelpreis
Der Schweizer Agrarwissenschaftler wurde für seine Verdienste bei der biologischen Schädlings-
bekämpfung und beim nachhaltigen Landbau geehrt.

… Prof. Dr. Dr. h.c. Hans Joosten und den Mitarbeiter/-innen des Forschungsprojekts 
„Vorpommern Initiative Paludikultur – VIP“ zum „Forschungspreis nachhaltige Entwicklung“

Im Forschungsprojekt der Ernst-Moritz-Arndt-Universität Greifswald werden innovative Ansätze für 
eine nachhaltige nasse Bewirtschaftung von Niedermooren entwickelt.

Berichte von beiden sind in Ländlicher Raum 03/2013 nachzulesen.
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Soziale Arbeit in ländlichen Räumen
Stefanie Debiel, Alexandra Engel, Ina Hermann-
Stietz, Gerhard Litges, Swantje Penke, Leonie 
Wagner (Hrsg.). Springer VS, Wiesbaden 2012, 
331 S., ISBN 978-3-531-17936-0, 39,95 €.

Ein Autorenteam aus der Sozialen Arbeit befasst 
sich mit den Rahmenbedingungen ländlicher Räu-
me – eine Herangehensweise, die angesichts einer 
urban geprägten Disziplin zunächst skeptisch stim-
men mag. Bedenken dieser Art verfl iegen jedoch 
schnell beim Lesen des Artikels von Swantje Pen-
ke, der eine kluge Beschreibung ruraler Strukturen 
liefert. Ländliche Räume, so der Tenor, sind eben 
nicht die Restkategorie, wenn alle anderen Regio-
nen nach ihrer Urbanität klassifi ziert sind. Sie sind 
auch keine Defi ziträume, weil die institutionelle 
Einbettung sozialer Arbeit sich von der Großstadt 
unterscheidet. Penke bietet vielmehr eine differen-

zierte Auseinandersetzung mit den Charakteristika 
des Landlebens, ohne diese von vorne herein in 
positiver oder negativer Richtung zu bewerten. Der 
Ansatz, Räume neutral anzuschauen und die sich 
daraus ergebenden Herausforderungen an soziale 
Arbeit zu erkennen, durchzieht den ersten Teil des 
Buches. Historische Darstellungen helfen ebenso 
wie Bezüge zur ländlichen Entwicklung dabei, das 
Wirken und die Notwendigkeit sozialer Arbeit in der 
Peripherie wertzuschätzen. Der zweite Teil des 
Buches wendet sich gezielter verschiedenen Ziel-
gruppen zu. Hier schaffen es nicht alle Autoren, 
die grundsätzlich objektive Haltung beizubehalten. 
Dennoch bleibt es ein Buch, dem man viele Leser 
(nicht nur) aus der Sozialen Arbeit wünscht, um 
sich auf die Spezifi ka – die scheinbar schwachen 
wie die scheinbar starken – ländlicher Räume ein-
zustellen.  cb

Wo morgens der Hahn kräht
Band 1 und 2: Unvergessene Dorfgeschichten 1912-1968

Jürgen Kleindienst (Hrsg.). Zeitgut Verlag, Berlin 
2013, 384 S., ISBN 978-3-86614-214-5, 12,90 €.

Von harter Arbeit, Dorffesten und besinnlichen 
Stunden auf dem Lande kann man in 57 authenti-
schen Geschichten lesen. Manchmal wird in die-
sen sehr persönlichen Erinnerungen deutlich, dass 
auch das dörfl iche Leben nicht unabhängig von der 

Geschichte verläuft, ob 1916 in der Uckermark, 
1937 in Allmendfeld (Hessen) oder 1945 in Zeitz 
(Sachsen-Anhalt). Jürgen Kleindienst hat die Erin-
nerungen aus mehr als 1 000 Berichten von Zeit-
zeugen der Reihe Zeitgut, einer zeitgeschichtlichen 
Buchreihe, die Momentaufnahmen aus dem Leben 
von Menschen eines bestimmten Zeitraums be-
leuchtet, ausgewählt.  ba

Für Sie gelesen

Joachim Rukwied neuer Vorsitzender des Verwaltungsrats der Rentenbank
Joachim Rukwied (52), Präsident des Deutschen Bauernverbands (DBV), wurde am 7. November 2013 vom Ver-
waltungsrat der Landwirtschaftlichen Rentenbank zum neuen Vorsitzenden gewählt. Er folgt Gerd Sonnleitner (65), 
Ehrenpräsident des DBV, der das Amt des Vorsitzenden seit 1998 innehatte und dem Gremium seit 1992 angehörte.

Neu im Verwaltungsrat der Rentenbank ist seit dem 1. Oktober 2013 außerdem Bernhard Krüsken (51), 
Generalsekretär des DBV, der die Nachfolge des aus Altersgründen ausgeschiedenen früheren Generalsekretärs 
Dr. Helmut Born (65) antritt.

Robert Feiger neuer IG BAU-Vorsitzender
Robert Feiger (50), wurde am 10. September 2013 zum Vorsitzenden der Industriegewerkschaft Bauen-Agrar-Umwelt 
(IG BAU) gewählt. Er übernimmt das Amt von Klaus Wiesehügel, der knapp 18 Jahre an der Spitze der IG BAU 
stand. Feiger ist seit mehr als 25 Jahren in der Gewerkschaft aktiv. Der ausgebildete Kaufmann wurde nach dem 
Besuch der Sozialakademie in Dortmund Gewerkschaftssekretär und gehört seit 2007 dem Bundesvorstand an – 
seit 2009 in der Funktion des stellvertretenden Bundesvorsitzenden.

Die ASG wünscht den neu Gewählten viel Erfolg bei ihren neuen Aufgaben.
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Vielfalt statt Gleichwertigkeit – was Bevölkerungsrückgang für die Versorgung 
ländlicher Regionen bedeutet

Eva Kuhn (IASS Potsdam) und Reiner Klingholz (Berlin-Institut). Herausgeber: Berlin-Institut für Bevölkerung und 
Entwicklung, September 2013

In der Studie des Institute for Advanced Sustainability Studies (IASS) Potsdam und des Berlin-Institut für Bevölkerung und 
Entwicklung werden die Bereiche Energie, Wasser, Mobilität und soziale Infrastruktur vor dem Hintergrund des Bevölke-
rungsrückgangs untersucht und neue  Konzepte für die Raumentwicklung vorgeschlagen. Die Autoren kommen zu dem 
Ergebnis, dass die in Deutschland geltenden Leitbilder der Versorgung und infrastrukturelle Mindeststandards auf dem 
Land zu einem gleichen Flächenverbrauch und Ressourceneinsatz wie in der Stadt führen – aber für sehr viel weniger 
Menschen. Das sei nicht im Sinne der Umweltpolitik. Besonders offensichtlich werde das Versagen der Raumpolitik am 
Flächenverbrauch. Der gesetzlich festgeschriebene Grundsatz der Gleichwertigkeit stehe einer nachhaltigen Raument-
wicklung im Weg, zementiere die Vorstellung, dass eine einheitliche Versorgung in Stadt und Land möglich sei und stehe 
der dringend notwendigen Entwicklung von umsetzbaren Versorgungskonzepten für dünn besiedelte Regionen im Weg. 

www.berlin-institut.org/publikationen

Gesundheitliche Versorgung im ländlichen Raum – Eine Studie zur gesundheitlichen 
Versorgungssituation im Landkreis Fulda 

Marie-Claire Dennig, Stefan Greß und Klaus Stegmüller, pg-papers 03/2013, Herausgeber: Fachbereich Pfl ege 
und Gesundheit, Hochschule Fulda

Vor dem Hintergrund der demografi schen Transition und des sich in ländlichen Regionen abzeichnenden Hausärzteman-
gels analysieren die Autoren die gesundheitliche Versorgungssituation des Landkreises Fulda. Kontrastiert wird die alle 
Leistungsanbieter umfassende kleinräumige Bestandsaufnahme der Versorgung mit Sichtweisen von relevanten regio-
nalen Akteuren der Versorgung und politischen Entscheidungsträgern zur aktuellen und perspektivischen Versorgungs-
situation und deren Entwicklungsperspektiven. Die interviewten Akteure und Stakeholder schätzen die gesundheitliche 
Versorgungssituation in Übereinstimmung mit den aktuellen Bedarfszahlen derzeit als noch weitgehend gut ein, sehen 
jedoch die zukünftige Entwicklung deutlich skeptischer. Zur langfristigen Sicherstellung der gesundheitlichen Versorgung 
formulieren die Interviewpartner eine Vielzahl von teils übereinstimmenden, teils kontroversen Ansätzen und Maßnahmen. 
Die Studie schließt mit zusammenfassenden Handlungsempfehlungen. So sei z. B. die Einrichtung eines „lokalen Ge-
sundheits- und Versorgungsforums“ dem erhöhten Koordinations-, Vernetzungs- und Moderationsbedarf angemessen.

http://fuldok.hs-fulda.de/volltexte/2013/267/pdf/pgpapers_2013_03_Denning_et_al.pdf

Wechselwirkungen zwischen Landnutzung und Klimawandel (CC-LandStraD)
Forschungsverbund unter Koordinierung des Thünen-Instituts

Bei einer vom Thünen Institut (TI) im Februar 2013 in Braunschweig ausgerichteten Konferenz wurden Zwischenergeb-
nisse des bis 2015 laufenden Forschungsprojekts „CC-LandStraD“ („Wechselwirkungen zwischen Landnutzung und Kli-
mawandel – Strategien für ein nachhaltiges Landmanagement in Deutschland“) vorgestellt und diskutiert. Das Projekt 
wird im Rahmen der Fördermaßnahme „Nachhaltiges Landmanagement“ durch das Bundesministerium für Bildung und 
Forschung (BMBF) gefördert. Neben dem Thünen-Institut als koordinierende Einrichtung, sind das Bundesinstitut für 
Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR), das Institut für ökologische Wirtschaftsforschung (IÖW), das Potsdam-Institut 
für Klimafolgenforschung (PIK), die Westfälische Wilhelms-Universität Münster (WWU) sowie das Leibniz-Zentrum für 
Agrarlandschaftsforschung (ZALF) am Projekt beteiligt. Ziel ist es, Wechselwirkungen zwischen verschiedenen Landnut-
zungsformen und dem Klimawandel zu analysieren und Strategien und Handlungsmöglichkeiten zu prüfen, die nachhaltig 
dem Klimaschutz dienen oder die Anpassung an den Klimawandel unterstützen.

Themen der in Braunschweig gehaltenen Vorträge waren u. a.: Trends in der Landnutzung in Deutschland bis 2013, neue 
Methoden zur Ermittlung der landnutzungsbedingten Treibhausgas-Emissionen, insbesondere von Lachgas, und die 
sozio ökonomische Bewertung landwirtschaftlich genutzter Landschaft. 

Ausführliche Informationen über das Projekt, die Tagungsbeiträge und weitere Veröffentlichungen unter: 
www.cc-landstrad.de
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Die Vorstandsmitglieder der Tassilo Tröscher-Stiftung – Heinz Christian Bär (3. v. r.), StS a.D. Dr. Martin Wille (5. v. r.), Hans Jörg 
Tröscher (6. v. r.) – und Gerd Grahlmann (3. v. l.), kooperiertes Mitglied des Beirats, mit den Preisträgern 2013 (siehe ab Seite 9)

Nachhaltigkeit und Regionalität
Das Schwerpunktheft 03/2013 zum Thema „Nachhaltigkeit und Regionalität“ 
befasst sich mit

der Frage, was „regional“ ist,

den Vorstellungen von Nachhaltigkeit in Landwirtschaft und Regionalentwicklung,

den Handlungsmöglichkeiten von Gesellschaft und einzelnen Bürgern/-innen 
im Hinblick auf einen nachhaltigen Lebensstil. 

Neben Wissenschaftlern und Praktikern kommen Interviewpartner wie 
Udo Hemmerling, Deutscher Bauernverband (DBV), Bernd Voß, Arbeits-
gemeinschaft bäuer liche Landwirtschaft (AbL), und Dr. Franz Fischler, 
ehemaliger EU-Landwirtschaftskommissar, zu Wort.

Zu beziehen bei:
Agrarsoziale Gesellschaft e.V., Kurze Geismarstr. 33, 37073 Göttingen, 
Tel. (0551) 4 97 09 - 0, Fax: 4 97 09 - 16, info@asg-goe.de, Einzelpreis 9,- €

Ab 2014 haben alle Leserinnen und Leser die Möglichkeit, die Zeitschrift „Ländlicher Raum“ zusätzlich 
oder alternativ zur Printausgabe als Online- Ausgabe zu erhalten. Bitte teilen Sie uns mit, wenn Sie von 
diesem Angebot Gebrauch machen möchten. Der Preis für das Abo bleibt wie bisher bei 36,- €.
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